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This is a movement

Die Neuaushandlung von Bewegungsfreiheit und Grenzregimen
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Niemand hat die Absicht eine Mauer zu bauen.  oder hchstens eine ganz kleine vielleicht oder einen Zaun aus Natodraht. Die selektive Abschottung des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts nach auen ist in seiner bisherigen Form gescheitert. Unsere AutorInnen intervenieren in diese Neuaushandlung zentraler Fragen von Nationalstaatlichkeit, globalen Rechten und Demokratie.


(Fotocredits Cover: Lig Ynnek  verffentlicht unter CC BY-NC-ND 2.0)




Massendissidenz in Merkelland

Thesen der Redaktion zur Flüchtlingspolitikkrise




1. Zivilgesellschaft treibt Entscheider*innen


Flchtlingskrise hat sich als Schlagwort im politischen Alltagsgeschft durchgesetzt. Der Begriff transportiert viel Falsches. Dennoch: Krise ist vom altgriechischen Verb krnein, (unter-)scheiden abgeleitet. Eine Entscheidungssituation erleben wir derzeit in der Tat. Nach den bleiernen Jahren der ra Merkel, die auf die Schrderschen Basta-Jahre folgte, ist jetzt die Artikulation politischer Konflikte so lautstark wie selten hrbar. Pltzlich entsteht politisches Handeln jenseits des Erlasses von Verwaltungsvorschriften durch sogenannte EntscheiderInnen. Es gibt die Massendissidenz jener, die nach Ungarn und Griechenland aufbrechen, um Fluchthilfe zu leisten und sich damit der Gefahr aussetzen als Schlepper verfolgt zu werden. Privatpersonen begeben sich aufs Meer, um das Leben von Menschen zu retten, weil sie das Sterben in der gis nicht mehr schlafen lsst. Unternehmer_innen weigern sich, Stacheldraht nach Ungarn zu liefern.


Es gibt die Massendissidenz jener, die sich gegen die Notstandsinszenierung der Flchtlingsverwaltung wehren und Geflchtete dabei untersttzen, grundlegende Rechte in Anspruch nehmen zu knnen. Und es gibt jene, die mit praktischer Hilfe Flchtlinge vor den Verelendungsstrategien der Orbns, Seehofers und Hermanns schtzen. Mittlerweile haben fast 50 Prozent aller in Deutschland Lebenden durch einen konkreten Akt der Untersttzung von Flchtlingen durch Geld oder Tat bekundet, dass die Genannten nicht in ihrem Namen sprechen. Die Zivilgesellschaft hat mit ihrem Einsatz die Entscheider*innen getrieben.
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	This is a movement - Refugees Welcome - Demonstration in London
	DAVID HOLT (CC BY-SA 2.0)


2. Willkommen in der Flchtlingspolitikkrise


Der Begriff Flchtlingskrise fhrt in die Irre, denn wir haben keine Flchtlingskrise, sondern eine Flchtlingspolitikkrise. Deutsche Regierungen haben sich in den vergangenen 20 Jahren darauf verlassen, dass jene, die nicht im Mittelmeer ertrinken, von einem Kordon sicherer Drittstaaten aufgehalten werden. Die Dublin-Verordnung, die den Namen der irischen Hauptstadt auf Jahrzehnte beschmutzt, sollte dafr sorgen, dass, wer es doch schaffte, schnell wieder fortgebracht wird. Diese Politik hat insbesondere im Sden Europas Zonen geschaffen, in denen fr Migrant_innen alle Menschenrechte suspendiert sind und Verelendung und Gewalt vorherrschen. Diese Politik musste scheitern, als Griechenland nicht mehr willens und Italien nicht mehr in der Lage war, diese Zonen der Rechtlosigkeit aufrecht zu erhalten. Sie musste scheitern, als die syrischen Flchtenden, die auf den Straen trkischer Grostdte oder in berfllten Lagern im Libanon und Jordanien berleben, keine Hoffnung auf einen Ausweg aus ihrer verzweifelten Lage mehr hatten, die sie von einer Weiterreise htte abhalten knnen.


Kurz entstand der Eindruck, wenigstens Merkel wollte Konsequenzen aus dem notwendigen Scheitern ziehen. Wichtiger als die Wiederholung von Wir schaffen das, war ihr: Es gibt den Aufnahmestopp nicht. Es sei denn, man baute eine 3.000 Kilometer lange Mauer ... Die Halbwertszeit der Erkenntnis war kurz: Eine Woche spter dominieren wieder die Konzepte Schlagbaum und Sachleistungsprinzip. Beide passen nicht mehr in ein von Massenmobilitt gekennzeichnetes 21. Jahrhundert.


[bookmark: h.ko65i3q9i5gi]3. Ein Sprung in der Scheibe


Das Perfide an der Politik der derzeitigen Bundesregierung: Sie liefert ihre eigene Opposition von rechts gleich mit. Merkels spaltbreite, temporre Grenzffnung bedient ihre Rolle als Kanzlerin aller Deutschen, in dem sie auch den humanistisch gesinnten Staatsbrger_innen ein Identifikationsangebot liefert. Whrenddessen lrmen CSU und die rechtsblinkende Junge Union mit schrillen und grundgesetzwidrigen Forderungen nach Obergrenzen fr Flchtlinge. Selbst manche SPDler und Grne verlieren in dem Getse Ihren Richtungssinn.


Dennoch geschieht gerade eine bemerkenswerte Neuorientierung in allen politischen Lagern. Die Bruchlinien in der Flchtlingsfrage treten nicht zwischen zwei Lagern, sondern als sich verstelnder Sprung auf, der die verschiedensten politischen Interessengruppen durchzieht. So durften wir beispielsweise in den letzten Wochen dem vermeintlich wirtschaftsweisen H.W. Sinn lauschen, der die Hoffnung der Unternehmen, die in den ankommenden Flchtlingen eine verwertbare Masse qualifizierter Arbeitskrfte sehen wollen, einstampfte. Nach der Behauptung, die Geflchteten seien weder qualifiziert noch arbeitswillig, kommt er auch gleich mit dem Vorschlag um die Ecke, den gerade erst eingefhrten Mindestlohn wieder abzuschaffen. Damit giet er l auf die Feuer all jener, die in diesen Wochen wieder vermehrt auf die Strae gehen. Die Bewegung aus AfD, Pegida, und all jenen Ich-bin-ja-kein-Nazi-Abers.


Die Linke und vor allem DIE LINKE mssen genau hier eingreifen und Merkels Doppelkurs aufdecken. Die aktuelle Mehrheit derer, die sich fr eine humane Flchtlingspolitik aussprechen, darf nicht kippen. Gerechtigkeitsempfinden und humanistische Ideale sind die Punkte, an denen die Linke ansetzen muss. Die Teile der Gesellschaft, die in den letzten Wochen und Monaten in der Flchtlingshilfe aktiv waren, haben damit ein klares politisches Statement abgegeben. Es ist eine der zentralen Aufgaben der Linken, gro und klein geschrieben, dieses Statement aufzugreifen und zu untersttzen.


[bookmark: h.b2uq8utwrnyk]4. Die Botschaft der Migration


Mit den Flchtlingsbewegungen platzt die Systemfrage in die bis dato vermeintlich heile Welt des Merkelschen Biedermeiers. Sie fhren uns unsere Mitverantwortung am Zustand dieser Welt vor Augen. Auch wenn keiner der Geflchteten es sich wirklich ausgesucht hat und wohl eher der Wunsch auf ein gutes Leben sie antrieb als der Wunsch, politische Botschaften zu bersenden. Sie tragen doch eine Botschaft nach Europa. Und die lautet: So wie wir wirtschaften und handeln, wie wir arbeiten, konsumieren, Politik mache, so wie wir leben, kann es nicht weiter gehen. Die Flchtlingsbewegungen nach Europa verweisen auf ein grundlegenderes Problem: auf die Ungerechtigkeit unserer Weltwirtschaftsordnung. Die Vielen, die in groer Not die Grenzen berwinden, fhren uns damit die Begrenztheit der kapitalistischen Ordnung heute vor Augen.


Nun wrde es womglich zu weit fhren, die Geflchteten als das neue revolutionre Subjekt, wenn auch wider Willen, zu bezeichnen. Aber ganz sicher setzen sie die Verteilungsfrage im globalen Mastab auf die Agenda. Der Slogan der Refugee-Bewegung Wir sind hier, weil ihr unsere Lnder zerstrt drckt genau diese Einsicht aus. Dabei geht es weniger um eine individuelle direkte Schuld des Einzelnen. Jedoch gibt es so etwas wie kollektive Verantwortung dafr, dass Ausbeutung und Umweltverschmutzung nicht so fortgefhrt werden wie bisher.


Unser Wohlstand hier basiert auf einer doppelten Ausbeutung dort: der Ausbeutung von Naturressourcen sowie der menschenunwrdigen Ausbeutung von Arbeitskrften, z.B. in Textilfabriken in Bangladesch, auf Kaffeeplantagen, in Minen oder abgeholzten Regenwldern. Die Beteiligung westlicher Konzerne und Banken am Landgrabbing, dem faktischen Landraub, und Ocean-Grabbing, also dem industrialisierten Fischraub, entziehen Menschen gerade in Afrika die Lebensgrundlage. Die von der EU autoritr durchgesetzten Freihandelsabkommen (Epas) tragen ihr briges dazu bei, in Afrika die lokalen Mrkte zu zerstren. Das bisschen, was Flchtlinge also hier zum berleben erhalten, ist gemessen an der berausbeutung der rmeren Lnder verschwindend wenig.


Nicht nur mehr, sondern ganz anders  so liee sich das Motto einer wirklich hilfreichen Entwicklungszusammenarbeit zusammenfassen. Das Schndliche und fr Afrikas Entwicklung Schdliche, namentlich die Beteiligung an Landraub und Fischraub, zu unterlassen, knnte schon mal viel bewirken. Ergo sollte allen unter EU-Flagge fahrenden Schiffen die berfischung vor Afrikas Ksten verboten werden. Allen in der EU ansssigen Firmen und Banken muss zudem die Beteiligung an Firmen, die am Landraub und damit an der Vertreibung von Menschen beteiligt sind, untersagt werden.


[bookmark: h.2anncmqhufzj]


[bookmark: h.x5a1a9sph7s]5. Wirtschaftsflchtlinge  #LastTweet


Der Begriff des Wirtschaftsflchtlings dient lediglich zur Denunziation von Menschen, die in Hoffnung auf ein besseres Leben fliehen. Wenn es Wirtschaftsflchtlinge gibt, also Menschen vor einer Wirtschaftsordnung fliehen, dann wre es Zeit, diese zu verndern. In Zeiten eines globalen Kapitalismus kann niemand mehr auf die Prioritt der Revolution im eigenen Land verweisen. Die konomien sind global zu eng verflochten, als das man sich als eine der grten globalen konomien einfach sagen knnte: Die Armut der anderen geht mich nichts an.


Deshalb ist es richtig, die Einwanderung von Menschen, die nicht von Artikel 16 des Grundgesetzes oder nicht durch die Genfer Flchtlingskonvention geschtzt sind, zu ermglich. Nicht mit dem primren Ziel der Begrenzung und Steuerung, sondern mit dem Ziel der Verrechtlichung.


[bookmark: h.xovh0wo71b4p]6. Die alte Zeit kommt nicht zurck


Jene, die zur gescheiterten Politik der gewaltttigen Abschottung zurckkehren wollen, versuchen, den revolutionren Geist in einen Zermrbungskrieg zu ersticken. Wer statt schnellstmglich Wohnungen zu bauen, SozialarbeiterInnen und Deutschlehrer_innen einzustellen, fr geordnete Verwaltungsverfahren zu sorgen, die Unterbringung und Versorgung von neu Ankommenden den Brger*innen und AktivistInnen berlsst, will dass diese irgendwann erschpft und frustriert sind und sich als politische Akteur_innen zurckziehen. Die Logik: Wer gespendete Kleidung sortiert, demonstriert nicht. Denn ein Vorteil von Pegida und AfD ist, sie mssen nur hetzen. FlchtlingsaktivistInnen mssen beides: revoltieren und retten.


Und doch wird dieser Versuch der Demobilisierung fehlschlagen, die bequeme bleierne Zeit, sie kommt nicht zurck. Denn die Solidaritt, die Millionen Menschen gebt haben, hat Deutschland verndert. BrgerInnen, die einst nur Hilfe leisten wollten, haben dabei politisch gehandelt. Sie werden sich nicht einfach zurckziehen, wenn jetzt die Abschiebe- und Abschottungsmaschinerie anluft.


[bookmark: h.zgrgauaj6udy]7. Politisches Subjekt essen Paternalismus auf


Die Bundesrepublik wird sich durch die Geflchteten verndern. Sie werden sich schlielich als politische Subjekte artikulieren, sich in Vereinen und Parteien organisieren oder selbst welche grnden. Wenn ihnen die Rechte nicht gewhrt werden, werden sie dafr kmpfen. Das Feuer des arabischen Frhlings in der Levante und im Maghreb wurde in Brgerkriegen und neuen Diktaturen erstickt. Die Glut dieser Emanzipationsbewegungen tragen viele noch in sich. Das politische System der Bundesrepublik und die Verfasstheit der Europischen Union wird sich darin beweisen mssen, ob sie die Hoffnungen auf Demokratie erkalten lassen oder diese Flamme am Leben halten. Wenn jene Neuangekommenen feststellen, dass die hiesige Demokratie ihnen hnliche Beschwernisse auferlegt, sie genauso mundtot macht, wie die Regierungen von Warlords und korrupten Eliten, dann werden sie sich womglich von der Idee der demokratischen Entscheidungsfindung abwenden.
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	Hamburg schafft das. Auch ohne Merkel
	Rasande Tyskar (CC BY-NC 2.0)


[bookmark: h.43qeiob09cv5]8. German Angst oder: das Frchten lehren


Wandel geschah in den vergangenen Jahre immer auf Kosten der Deprivilegierten, der Abstiegsgefhrdeten und der Ausgegrenzten. Wenn ein Ruck durch das Land gehen sollte, dann wurden im Zeitalter von Hartz IV und Riester-Rente vor allem die Armen geschttelt. Dass es derzeit ruckelt, stimmt. Die Furcht vorm Geschtteltwerden liee sich bekmpfen. Dies geschieht derzeit nicht, ob aus Inkompetenz, Zynismus oder manifesten Interessen ist derzeit schwer zu sagen. Von Regierung und groen Teilen der politischen Klasse  die linkeren Segmente teilweise eingeschlossen  wird Unttigkeit mit hilfloser Symbolpolitik kaschiert.


Sie richtet sich an Vertreter_innen der German Angst, die sich mittlerweile hufig im Furor Teutonicus entldt. Statt durch ttiges Handeln glaubhaft zu machen, dass sich die Angekommenen nicht mit den hiesigen um die letzten verbliebenen beiden Sozialwohnungen balgen werden, setzt jetzt schon das wohlige Raunen ein, das diese Auseinandersetzungen beschwrt und mit Passkontrollen als Ersatzhandlung zu bekmpfen vorgibt. Wer die wirklich Zu-Kurz-Kommenden  und das meint nicht die zumindest in sozialer Hinsicht hufig brgerlichen Pegidisten  nicht gegen die Flchtlinge ausspielen wollte, der msste jetzt schleunigst die Schuldenbremse demontieren und den Kult um die schwarze Null beenden. Stattdessen schreiben Bundespolizisten abertausende Anzeigen wegen illegalen Grenzbertritts und schwadronieren eiserne Unionspolitiker von Viktor-Orbn-Gedenk-Zunen. Das Wir-sind-das-Volk von Pegida wird dies nicht besnftigen. Es wird den gewaltgeneigten WutbrgerInnen auch nicht davon abhalten, weiter Turnhallen abzufackeln, Menschen anzuznden oder Galgen zu zimmern. Humanist*innen kann diese Politik nur das Frchten lehren.
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	Leipzig zeigt wie es geht
	Caruso Pinguin (CC BY-NC 2.0)


9. Flachmann statt Bachmann


Rassismus gibt es leider schon lange  auch in der Mitte der Gesellschaft. Pegida und AFD stehen fr dessen partei- und bewegungsfrmige Organisierung. Beide haben sich gespalten, bei beiden hat der jeweils besonders rechte Flgel berlebt. In einigen Teilen Deutschlands haben wir damit eine Situation wie zu Hochzeiten der NPD. Zum Terror auf der Strae kommen die Ausweitung des Sagbaren und die Querfinanzierung rassistischer Hetze durch rechte Fraktionr_innen und ihre Mitarbeiter_innen. In Teilen Ostdeutschlands wird dies verstrkt durch die Verunglimpfung antifaschistischen Engagements durch rechte CDUler_innen und den extremismusideologisierten Verfassungsschutz.


Fr DIE LINKE bedeutet dies, an die Kmpfe um kulturelle Hegemonie anzuknpfen, welche die PDS in den frhen 1990er Jahren oftmals sehr allein bestritt, bevor der Antifaschismus in den frhen 2000er Jahren zur Staatrson wurde. Klar muss sein: Gegen den rechten Populismus und vlkischen Rassismus ist Bndnispartner*in, fr wen die Wrde des Menschen unantastbar ist. Die proto- und halbfaschistischen Bewegungen, die sich derzeit konstituieren, sind es nie. Auch nicht, wenn sie vermeintlich soziale Fragen adressieren. Mit Rassist_innen gibt es keine Gemeinsamkeit.


[bookmark: h.du728nvaubp6]10. Revolutionrer Geist sucht Institutionen


Zugegeben, die Versumnisse der letzten zwanzig Jahre wiegen so schwer, dass jede, die behauptet, die Folgen der Flchtlingspolitikkrise von heute auf morgen zu beheben, irrt. Prioritr muss es derzeit darum gehen, die schlimmsten Folgen des derzeitigen Staatsversagens einzudmmen: Es gilt, Zeltstdte im Winter und Kltetote auf der Balkanroute und vor den Erstaufnahmeeinrichtungen zu verhindern. Es muss darum gehen, Menschen aus Turn- und Messehallen in menschenwrdige Unterknfte zu bringen. Parallel mssen die strukturellen Ursachen gendert werden.


Schon jetzt ist absehbar, dass die oben erwhnte Demobilisierung des Flchtlingsaktivismus noch eine zweite Absicht verfolgt. Einklagbare, individuelle, soziale Grundrechte werden zu Gnadenakten herabgewrdigt und die vormals Anspruchsberechtigten auf Almosen verwiesen. Das Motto lautet: Tafel statt Teilhabe. Statt also die Nothilfe auf Dauer zu stellen, ist es genauso wichtig, die Aufgaben an die Zustndigen zurckzugeben.


Dies gilt nicht nur fr Deutschland, sondern auch fr die meisten anderen europischen Lnder. Denn dezentrale Unterbringung, vernnftiger landessprachlicher Unterricht und Beteiligung am Erwerbsarbeitsmarkt wren leichter zu bewerkstelligen, wenn Deutschland nach Schweden nicht das derzeit am wenigsten schlechte Aufnahmeland wre. Statt nach Quoten zwangsweise umverteilen zu wollen, was nicht funktionieren wird, mssen soziale Rechte fr die gesamte Wohnbevlkerung in allen EU-Staaten garantiert werden.


Dann knnten Flchtlinge entscheiden, wo ihnen das Wetter, die Landschaft, die Sprache oder die Anwesenheit von Verwandten am attraktivsten erscheint.


[bookmark: h.fqywaoau2urh]11. Grundrechte und Inklusionsperspektiven statt Ausnahmezustand


Fr den anzustrebenden Normalzustand einer nicht rassistisch exkludierenden Gesellschaft haben wir (fast) alles Wichtige in der Ausgabe Reinheitsverbot/Toleranzverbot geschrieben. So lange der Modus der Flchtlingspolitikkrisen-Bewltigung andauert, schlagen wir folgende Sofortmanahmen vor:



		Amnestie fr alle, die von einem Strafverfahren allein aufgrund des Schleusungsparagraphen betroffen sind;

		Artikel 14 Abs. 2 und 3, die Sozialpflichtigkeit von Eigentum und die Enteignung gegen Entschdigung muss fr leerstehenden Wohnraum angewendet werden, wenn sonst Obdachlosigkeit droht;

		Aufhebung der Residenzpflicht. Geflchtete, knnen zu Verwandten und Freund_innen ziehen.




Die aktuellen Entwicklungen fhren uns einmal mehr den Irrsinn einer allgegenwrtigen Sparpolitik vor Augen. Es braucht eine Investitionsoffensive. Die ntzt am Ende nicht nur den Flchtlingen, sondern auch der wirtschaftlichen Entwicklung:



		Finanzielle Sofortprogramme fr Kommunen. Die Ausgaben fr die Unterbringung und Versorgung von Flchtlingen mssen komplett bernommen werden.

		Finanzielle Sofortprogramme fr Vereine und zivilgesellschaftliche Initiativen im Bereich der Flchtlingshilfe. Ehrenamtliche Hilfe muss ausfinanziert und auf Dauer gestellt werden.

		Die Vernderungen in strukturschwachen Regionen mssen mit Investitionen verbunden sein: Der PNV muss wieder auf- statt abgebaut werden; rtliche Verwaltungen sind personell besser statt schlechter auszustatten, Schulen mssen nicht mehr geschlossen, sondern sollten aufrechterhalten und ggf. erweitert werden.

		Es braucht unmittelbare und zeitnahe Inklusionsperspektiven: Statt Rckfhrung Merkelscher Prgung muss davon ausgegangen werden, dass die Mehrzahl der Flchtlinge eine dauerhaftes Leben in der BRD fhren werden. Sie brauchen zeitnahen Zugang zum Arbeitsmarkt, zum gesellschaftlichen Leben und zur Bildung. Insbesondere die Kinder sind sofort in den regulren Schulbetrieb aufzunehmen, unabhngig von ihrem aktuellen Aufenthaltsstatus.

		ffnung der Universitten, Ausstattung der Schulen mit gengend Lehrenden, die Deutsch als Fremdsprache unterrichten knnen.

		Aufhebung von Vorrangprfung und Arbeitsverbot.

		Ein soziales Wohnungsbausofortprogramm fr bezahlbare Wohnungen fr alle mit mittleren und niedrigen Einkommen.






Gretchenfrage

Wie hältst Du es mit dem Einwanderungsgesetz?
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Helmuth Markov


Die erneute Debatte, ob Deutschland ein Einwanderungsgesetz bentigt, fllt nicht zufllig in die Zeit der Zustimmung zur Verschrfung der Asylgesetze. Ja, ein modernes, Menschen nicht in konomisch ntzlich oder unntz einteilendes Gesetz auf der Basis der Freizgigkeit der Wahl des Wohn-und Arbeitsortes analog zu den Regeln innerhalb der EU auch fr Drittstaatenangehrige wre positiv. Dies ersetzt Jedoch nicht die Notwendigkeit einer besseren Flchtlingspolitik. Dazu bedrfte es eines Verbotes von Waffenlieferungen, die Lsung von Kriegen und militrischen Konflikten mit friedlichen Mitteln, der Versorgung der Menschen mit frischem Wasser, ausreichend Nahrung, Gesundheitsversorgung, Bildung. Wenn es weiterhin nur schne Worte und absolut leere Versprechen ( Deutschland ist noch weit davon entfernt, die seit Jahren zugesagten 0,7% des Bruttonationaleinkommens fr Entwicklungspolitik zur Verfgung zu stellen ) gibt, werden sich diejenigen, welche fr sich und ihre Familien keine Chance in ihren Lndern auf ein menschenwrdiges Leben sehen, auch in Zukunft auf den Weg machen. Jeder beantworte sich die Frage selber: Wenn um ihn herum geschossen wird, seine Kinder am Verhungern oder Verdursten sind, jede Krankheit tdlich sein kann, wrde er bleiben oder gehen. Ich wrde mit meiner Familie fliehen. Flchtlinge, Ihr seid willkommen.


Helmuth Markov ist Minister fr Justiz, Europa und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg.
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	Anja Mayer
	

Anja Mayer


Ich sage dazu: Ja! Wer legale und sichere Einreisemglichkeiten will, darf nicht allein auf die Asylgesetzgebung verweisen und muss nach den offenen Grenzen den hier ankommenden Menschen auch Teilhabeperspektiven bieten. Da kann und will ich mich aber nicht auf Frau Merkels Worthlsen  la Wir schaffen das verlassen. Es muss geregelt  und damit auch einklagbar!  werden, dass beispielsweise Berufs- und Schulabschlsse schnell anerkannt werden.


Ich halte es nicht fr besonders zielfhrend, darber zu lamentieren, wie viele Geflchtete wir noch aushalten und ob wir schon an der Belastungsgrenze sind. Im Gegenteil: ein linkes Einwanderungsgesetz muss die Prmissen der derzeitigen Ausgrenzungsregelungen im Aufenthaltsgesetz und den weiteren Sondergesetzen umkehren.


Anja Mayer ist Mitglied im Vorstand der Partei DIE LINKE.
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Katina Schubert


Ein Einwanderungsgesetz, wie es SPD und Teile der CDU vorschlagen, lehne ich ab. Denn das zielt nur darauf ab, Einwanderung nach dem Ntzlichkeitsprinzip zu organisieren. Wir brauchen aber legale Einwanderungsmglichkeiten fr diejenigen, die hier leben mchten, sich aber nicht auf das Flchtlings- oder Asylrecht sttzen knnen. Ich gehe deshalb vom Grundrecht auf Freizgigkeit aus, das derzeit nur fr Brgerinnen und Brger der EU gilt. Dieses sollte fr alle berall gelten und das braucht politische Gestaltung. Eine Mglichkeit ist es deshalb, die Einwanderung und dauerhafte Niederlassung an den zgigen Erwerb der deutschen Staatsangehrigkeit zu koppeln. Voraussetzung muss sein, dass die Einwandernden das Grundgesetz anerkennen und die Amtssprache schon einigermaen knnen. Damit erffnet man den Einwandernden schnell die Mglichkeit, gleichberechtigte Mitglieder dieser Gesellschaft mit allen Rechten und Pflichten zu werden. Das setzt natrlich voraus, dass wir die Einbrgerungsbedingungen erheblich erleichtern. Damit kmen wir unserem Ziel einer offenen und demokratischen Gesellschaft ein Stckchen nher.


Katina Schubert ist Landesgeschftsfhrerin von DIE LINKE Berlin.
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	Ulla Jelpke
	

Ulla Jelpke


Ich sehe Deutschland als Einwanderungsland. Einwanderung ist stets auch eine Bereicherung und Chance fr ein gleichberechtigtes Miteinander. Fr die Einwanderungspolitik brauchen wir faire und soziale Konzepte. Diskriminierende Sonderregelungen und brokratische Hrden gehren abgeschafft. Die LINKE fordert eine grundlegende ffnung und Entbrokratisierung des Einwanderungsrechts. Jeder Mensch soll sich entsprechend seiner Qualifikation auf dem Arbeitsmarkt einbringen knnen. Das finde ich richtig.


Den bisherigen Vorschlgen zu einem Einwanderungsgesetz stehe ich kritisch gegenber. Sie folgen einer menschenverachtenden Verwertungslogik und haben nur die nationalen Wirtschaftsinteressen im Blick. Menschen sollen nach ihrem Nutzen fr das Kapital ausgewhlt werden  wer sich z.B. aufgrund von Ausbildung oder Alter nicht lohnt, bleibt drauen. Quoten, Kontingente und Punktesysteme sind Instrumente, die einer menschenrechtsorientierten Migrations- und Integrationspolitik widersprechen. Deshalb bin ich froh, dass auch die LINKE solche Vorschlge ablehnt.


Ulla Jelpke ist Innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag




Solidarität statt Hilfe

Interview mit Refugees Welcome Karoviertel und Patrick, einem Besetzer des Oranienplatzes




(English Version here.) Prager Frhling sprach mit Tina und Sina von der Initiative Refugees Welcome Karoviertel (RWKaro) und Patrick, einem der Aktivisten der Besetzung des Oranienplatzes zwischen Oktober 2012 und April 2014 ber die politische Bedeutung der Willkommensinitiativen, Paternalismus und langfristige Perspektive antirassistischer Kmpfe. 


RWKaro hat sich Anfang August 2015 gegrndet, als 1200 Flchtlinge in den Hamburger Messehallen untergebracht wurden.


Die BesetzerInnen des Oranienplatzes haben auch nach der Rumung Protestaktionen durchgefhrt. 


Der zwischen einem Teil der Flchtlinge und dem Senat vereinbarte Kompromiss, der sich spter als Bluff entpuppte, hat eine tiefe Spaltung der AktivistInnen hinterlassen.
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	BesetzerInnen vom Oranienplatz diskutieren mit Bundestagsabgeordnetem
	Montecruz Foto (CC BY-SA 2.0)


prager frhling: Derzeit erleben wir, dass viele Menschen Kleidung fr Flchtlinge spenden, Zeit und Ressourcen aufwenden. Warum geschieht dies ausgerechnet jetzt?


Sina: Fr RWKaro lsst sich das so beantworten: Weil die Flchtlinge in unserem Viertel angekommen sind, direkt in unserer Nachbarschaft. Das ist was anderes, als wenn das Thema nur in den Nachrichten kommt. Das hat viele Leute dazu gebracht, das als dringende Angelegenheit zu betrachten.


Tina: Ergnzend zu dem, was Sina gerade gesagt hat: Es gab diese Bilder von Menschen, die im Mittelmeer ertrinken schon lange in den Medien. Viele Leute hatten ber Jahre keine Ahnung, was sie dagegen tun sollten. Nun gab es die Mglichkeit, handfeste Solidaritt zu zeigen.


Patrick:  oder vielleicht liegt es ja daran, dass Angela Merkel dazu aufgerufen hat?


Lachen 


Tina: Meinst Du wirklich? Ich wei es auch nicht, aber ich denke ein dritter Grund fr die starke Resonanz, auf unserem ersten Treffen waren immerhin 500 Leute und 16 Arbeitsgruppen haben sich spontan gegrndet, ist folgender: Parallel fanden in Heidenau schwere rassistische Ausschreitungen statt. ber die wurde breit berichtet. Das war auch eine Art der Mobilisierung. Leute wollten zeigen, dass sie nicht mit den Nazis einverstanden sind. Aber sicher, es gab auch in den Jahren zuvor viele Grnde, um aktiv zu werden. Aber hier kamen nun einmal viele Dinge zusammen. Was meinst Du denn, Patrick?


Patrick: Ich habe eine andere Auffassung. Ich glaube schon, dass der Aufruf von Angela Merkel wichtig war. Es stimmt ja nicht, dass die Leute nicht wussten, wie sie Flchtlinge htten untersttzen oder auf deren Situation htten reagieren knnen. Es ist ja nichts Neues, dass Flchtlinge nach Europa kommen. Ich bin 2010 nach Deutschland gekommen und habe in einem dieser Lager in Passau gelebt. Niemand aus der Nachbarschaft hat gefragt, wie man Flchtlinge untersttzen kann. Die Leute haben eher gefragt: Warum sind die Flchtlinge hier? oder Warum schauen die meine Frau an? Ein junger Mann hat ein Wohnhaus neben dem Lager gebaut. Der fand dann, dass er nicht auf diese Leute, also uns, schauen will. Er hat diese Forderung dann an die Heimleitung gestellt und tatschlich haben die dann einen Zaun gebaut. Das hat uns wirklich schockiert. Aber auch in anderen Situationen haben uns die Leute komplett ignoriert. Wir durften nicht in die Diskos, Leute haben uns geschlagen und im Bus haben die Deutschen ber uns geredet und gesagt: Schau dir die Leute an, die essen bei den Ratten.


Tina:  reiner Rassismus.


Patrick: Wie waren sehr darauf erpicht uns in die Gesellschaft einzufgen, man hat uns aber nicht gelassen, wenn man von einigen wenigen Leuten, Studierende und lokale AktivistInnen absieht. Die haben uns untersttzt. Aber was derzeit auf nationaler Ebene geschieht, ist fr mich Propaganda.


Tina: Ich stimme Dir absolut zu, dass es eine starke Vereinnahmung der Willkommensinitiativen gibt. Als der sogenannte Trainofhope in Hamburg ankam, war nichts vorbereitet. Wir dachten, wir sollten ber soziale Netzwerke sehr schnell Untersttzung organisieren. Hunderte Leute kamen. Am nchsten Tag war das berall in den Nachrichten und es wurde als die Offenheit der Deutschen gefeiert. Das war absolut nicht unsere Absicht, aber es zeigt, dass die Untersttzung vereinnahmt wird, um Deutschland als freundliches, offenes und liberales Land zu prsentieren. Die Stadt Hamburg ist zum Beispiel ganz scharf drauf, sich als tolerante, weltoffene und grozgige Metropole zu prsentieren  nicht zuletzt wegen ihrer Bewerbung zu den olympischen Spielen. Wir als AktivistInnen, die pro-Flchtlinge und anti-Olympia sind, finden aber: Die Jugend der Welt ist schon da, wir brauchen die Spiele nicht.


Patrick: Die Leute vergessen den Anteil, den Deutschland an dieser Krise und den Grnden, warum Flchtling her kommen, hat. Die Leute verlassen ihre Lnder, weil deren konomien von Deutschland zerstrt werden. Das sind die Grnde warum Leute flchten, besonders aus Afrika. Die Deutschen fragen sich nicht: Warum mssen diese Flchtlinge in Lagern leben? Warum drfen die Flchtlinge sich nicht frei bewegen? Warum ist es fr die Flchtlinge nicht mglich, Deutsch zu lernen? Wir wollten Deutsch lernen, aber niemand hat das bei der Regierung eingefordert.


Heute nutzen sie das, um uns zu kriminalisieren. Sie sagen: Ihr wollt Euch nicht integrieren. Ich bin damals zur Volkshochschule in Passau gegangen und habe gefragt, ob ich am Deutschunterricht teilnehmen kann. Dann haben sie mich nach meinem Pass gefragt. Ich hab gesagt, dass ich keinen habe und habe mein Ausweispapier gezeigt. Damit geht das nicht, war die Antwort. Ich hab gesagt, dass ich auch dafr bezahlen wrde, aber auch das war nicht mglich.


Manche Leute sagen, dass es einen Unterschied zwischen syrischen Flchtlingen und AfrikanerInnen geben wrde. Sie glauben, dass SyrerInnen einfacher zu integrieren seien. Wir werden immer nur als Kriminelle, die nur irgendwas zu essen wollen, gesehen.


Tina: Diese Unterscheidung zwischen echten Flchtlingen und Wirtschaftsflchtlingen mssen wir auf jeden Fall bekmpfen. Ich habe jngst eine Situation erlebt, als ein Untersttzer einem albanischen Mann kein Essen und Getrnke geben wollte. Das war ein Einzelfall, wir haben das dann auch geklrt, dass das nicht geht. Aber es zeigt, dass das ein sehr wirkmchtiger Diskurs ist. Aufgrund des schnellen Wachstums und der Heterogenitt in den Willkommensinitiativen mssen wir zum Teil auch in der Initiative merkwrdige Diskussionen fhren. Es gibt viele Leute, die ein Problem damit haben, ihre Untersttzung als politische Handlung zu begreifen. Sie sagen: Ich will nur helfen, ich will nichts Politisches machen. Gleichzeitig tun sie Dinge, die hart an der Grenze zur Legalitt sind. Ich denke aber durchaus, dass sich deren Ansichten ndern, wenn sie merken, wie Flchtlinge hier behandelt werden. Ich hoffe darauf, dass solidarische Praxis politisches Bewusstsein schrft.


prager frhling: Patrick, aus deiner Erfahrung vom O-Platz: Auf eine Art sind die Kmpfe der Geflchteten gescheitert. Auf der anderen Seite haben sie die Gesellschaft verndert. Auch jetzt erleben wir ja so einen Moment der Vernderung .


Patrick: Ja, stimmt. Die Gesellschaft verndert sich, nur in welche Richtung?


Tina: Du hast ja deine Lage in Passau geschildert. Hat sich denn fr dich etwas seitdem gendert?


Patrick: Persnlich? Nichts! Abgesehen von den Freundschaften, die ich in Passau geschlossen habe. Mein Leben hat sich dadurch gendert, dass ich politisch in der Flchtlingsbewegung aktiv geworden bin. Dadurch habe ich an Handlungsmacht gewonnen. Aber bis heute habe ich kein Bleiberecht. Ich habe nur eine zeitweilige Aussetzung der Abschiebung. Einige meiner Freunde haben ein Bleiberecht erhalten. Ich habe stattdessen wegen meiner politischen Aktivitten eine Ausweisung erhalten. Ich bin aber trotzdem motiviert.


Tina: Wenn mehr Flchtlinge nach Deutschland kommen, glaubst du, dass das deinen Kampf strker macht?


Patrick: Ja, was auch immer ihre Grnde sind, nach Deutschland zu kommen  es ist der richtige Ort. Es sollen mehr und mehr kommen.


pf: Es gibt viele Willkommensinitiativen, die kritisieren, dass sie Aufgaben bernehmen mssen, fr die eigentlich der Staat zustndig ist. Am Beispiel der Volkshochschule hast du, Patrick, das ja beschrieben. Wenn der Staat eine Leistung erbringt, dann gibt es immer auch eine Form der Ausgrenzung. Welche Rolle soll der Staat einnehmen? Wo soll er einspringen, wo sollten wir ihn aber besser auch drauen halten?


Patrick: Fr mich ist klar, dass wir nicht an den Staat appellieren brauchen. Er wird nichts ndern, so lange nicht Leute sagen: Wir nehmen das nicht lnger hin. Nach der Rumung des Oranienplatzes gibt es kein Vertrauen mehr in staatliche Institutionen. Wir mssen den Staat dazu bringen, Dinge zu ndern. Wir sind damals zur Humboldt Universitt gegangen und haben sie gebeten sich fr Flchtlinge zu ffnen. Wir haben nie eine Antwort erhalten.


Mit der groen Zahl von Flchtlingen und der deutschen Propaganda, haben sie sich entschlossen Kurse fr Flchtlinge anzubieten. Sie haben gesagt, wir knnten kostenlos teilnehmen, ohne die Voraussetzung von Zeugnissen und Bildungsabschlssen. Wir htten aber auch nichts bekommen, kein Zeugnis, keine Teilnahmebescheinigung. Aber trotzdem wollten sie unsere Ausweise kontrollieren? Warum wollen sie uns registrieren? Es gibt dafr keinen Grund, wenn ich am Ende keine Bescheinigung erhalte. Das ist nicht in Ordnung. Das ist Universittspropaganda. Die profitieren einfach von der derzeitigen Lage. Den Flchtlingen muss klar sein: Sie mssen sich alles selbst erarbeiten, sie knnen sich auf nichts verlassen. Leute heien uns willkommen? Die Leute heien nicht uns willkommen. Sie heien neue Jobs willkommen. Wir sind eine Jobgelegenheit fr Deutsche. Ich kann von niemandem verlangen fr meine politische Arbeit bezahlt zu werden. Aber jene, die Flchtlingen helfen, knnen dafr Geld kriegen. Wie viele neue Lager werden erffnet? Und wer ist willkommen da zu arbeiten? Deutsche.


Tina: Das stimmt: Die Arbeit mit Flchtlingen knnte sich zu einer Sache von Jobs und Geld wandeln. Unsere Initiative hat aber gehandelt, weil wir festgestellt haben, dass wir es mit einem humanitren Notstand zu tun haben. Der Staat ist nicht willens oder nicht in der Lage das unmittelbar lebensnotwendige zur Verfgung zu stellen: Unterkunft, medizinische Versorgung und Essen. Am Ende kann das dauerhaft keine Aufgabe fr freiwillige UntersttzerInnen sein. Ich stimme voll und ganz mit dir berein. Ich denke unsere Aufgabe als AktivistInnen ist es, Rume zu ffnen  Rume fr Bildung, zum Leben, fr Arbeit. Also gerade nicht im Zustand der Hilfe bzw. der Vorstellung von Hilfe zu verharren, sondern wir als AktivistInnen wollen Eure Kmpfe als Flchtlinge, die hier bleiben wollen, untersttzen.


Sina: Das ist es, was unsere Initiative derzeit versucht: Von humanitrer Nothilfe auf eine Ebene zu kommen, auf der wir selbst politischen Druck ausben knnen und langfristige Strukturen schaffen. Wir wollen Flchtlingen die Mglichkeit erffnen, sich selbst zu helfen und sich zu vernetzen, Internetzugang zu haben und sich mit Informationen zu versorgen.


pf: Wo ist die Grenze zwischen Solidaritt und Charity?


Patrick: Die Leute sollten damit aufhren uns Dinge zu geben, die sie selbst nicht mgen.


Tina: Guter Punkt! (lacht)


Sina: Viele Leute gehen einfach davon aus, dass die Flchtlinge glcklich sein sollten mit allem, was sie bekommen. Wenn es zum Beispiel um das Essen geht, dass es in der Zentralen Erstaufnahmeeinrichtung gibt, geht, bekommt man zu hren: Warum mgen die denn kein Pita-Brot? Die sind doch Araber, die mssen das doch mgen! Das ist als wrde man Deutsche jeden Tag mit Sauerkraut abspeisen. Die wrden sich auch irgendwann beschweren 


Patrick: Die Leute, die grad ankommen, klatschen vielleicht noch mit. Aber die, denen die Kmpfe bewusst werden, die sind nicht glcklich.


Tina: Die Vorstellung des Helfens weckt die Erwartung Dankbarkeit zu bekommen. Das ist fr die Vorstellung einer Beziehung auf Augenhhe ein Problem. Aber die Untersttzung selbst ist wichtig, meinst du nicht?


Patrick: Die Leute mssen aufhren zu fragen: Wo kommst du her? Warum bist du gekommen? Warum nach Deutschland? Das sind komische Fragen. Die Leute, die in ihrer Heimat politisch aktiv waren, fhlen, dass das nicht richtig ist. Das schafft Grben und gibt einem das Gefhl, dass man nicht hier sein sollte. Man muss sich nicht dafr rechtfertigen in Deutschland zu sein.


pf: Gibt es fr Flchtlinge die Mglichkeit sich aktiv in Eure Strukturen einzubringen?


Sina: Einige der Flchtlinge sind Teil der AGs. Zum Beispiel der AG, die Kinderbetreuung oder sportliche Aktivitten organisiert. Die erhalten nicht einfach Hilfe, sondern untersttzen auch andere. Ich denke, das ist ein wichtiges Thema, wie sich die Strukturen fr Flchtlinge ffnen knnen, damit sie ein Teil des Ganzen werden und nicht nur HilfeempfngerInnen sind.


Patrick: Flchtlinge sollen selbst darber entscheiden, womit sie sich beschftigen.



	[image: ]
	Lampedusa ist auch hier: Refugees Welcome Centre in Hamburg
	Rasande Tyskar (CC BY-NC 2.0)


Tina: Das ist bei den Lampedusa-Flchtlingen der Fall. Die sind seit zwei Jahren in Hamburg und es gibt eine Praxis das Wort zu ergreifen, sich selbst zu organisieren und nicht zu helfen, aber dabei zu sein.


Patrick: Hier ist das anders. Die meisten sind in der Idee des Helfens gefangen. Ich war sehr aktiv dabei, eigene Ideen zu entwickeln. Aber die UntersttzerInnen haben nicht den Fokus darauf gelegt. In den Untersttzerkreisen werden diese Ideen dann zum Teil auch umgedeutet und nach dem Motto: Oh, wir helfen jetzt den Flchtlingen verdreht. Manchmal stellen sie sogar die Ideen ohne Flchtlinge vor. Wenn wir aber diesen Ideen Geltung verschaffen wollen, mssen Flchtling in der ersten Reihe kmpfen  nicht nur als schmckendes Beiwerk.


Flchtlinge sind zu Ware geworden. In meinem Land gibt es Saisons fr Mais, Kaffee, Baumwolle und Bananen. In der Mais-Saison sind alle auf der Jagd nach Mais und keiner interessiert sich mehr fr Baumwolle. Mit den Flchtlingen ist es das Selbe. Flchtlinge, die fr eine nderung der Gesetze kmpfen, sind nicht mehr begehrt. Unser Haltbarkeitsdatum ist abgelaufen. Jetzt kommen neue Flchtlinge und die Flchtlinge, welche die Kmpfe einmal angefangen haben, sind vergessen. Selbst Leute, die ich kenne, die mich regelmig angerufen haben, melden sich nicht mehr. Aber wenn man zum LaGeSo geht, sieht man sie alle. Sie machen das Gleiche wie auf dem O-Platz. Denn dort gibt es einen ffentlichen Ort, an dem die Deutschen sehen, dass sie helfen. Das ist das Frustrierende hier in Berlin. Wir Flchtlinge haben den Oranienplatz und die Gerhard-Hauptmann-Schule besetzt. Jetzt gibt es auf einmal hunderte, weie Organisationen, die Flchtlinge untersttzen. Die sind sehr glcklich ber die neuen Leute, die jetzt kommen.


Tina: Ich hre da viel Enttuschung und Wut heraus, oder?


Patrick: Ja, wenn Du jetzt zum LaGeSo gehst, da sind Tonnen von Essen. Aber es werden neue Leute kommen und dann wird niemand mehr ber die syrischen Flchtlinge sprechen. Und wenn man sich fragt, wo die dann sind  die Regierung tut alles, um uns loszuwerden. Die verschrfen gerade die Gesetze und entwickeln neue Strategien um die Flchtlinge zu spalten. Niemand spricht darber, wie man dem begegnet: Wie man Druck ausben kann und sichtbar werden kann. Warum diese Stille? Schlielich werden auch die, die wir willkommen geheien haben, wieder weg sein. Wir kennen die Regierung. Die wird sagen: Die Syrer mssen zurck!


Wir mssen uns selbst ermchtigen. Solidaritt wurde missbraucht und in humanitre Hilfe verwandelt. Wir mssen sie uns zurckholen!


Das Gesprch haben Lena Kreck und Stefan Gerbing aufgezeichnet.




Das Scheitern des Grenzregimes

… und der der Beginn eines neuen europäischen Projekts von unten

Sabine Hess und Bernd Kasparek


Die EU-Migrations- und Grenzpolitik ist unter dem Eindruck der enormen Flchtlingsbewegungen dieses Sommers gescheitert. Tausende Flchtlinge haben sich  kollektiv  einen Weg in die kerneuropischen Lnder gebahnt, die sich whrend der letzten drei Jahrzehnte hinter einer Reihe militrisch-technologischer (Frontex), digitaler (Eurodac, SIS), sozialer und infrastruktureller (Lager, Arbeitsverbot) Manahmen und Hrden gut abgeschirmt whnten.[bookmark: _ftnref1][1] Trotz eines mehrstufigen, bis nach Afrika reichenden Grenzregimes, des konkreten Auf- und Ausbaus materieller Grenzanlagen und Zune[bookmark: _ftnref2][2] und eines zunehmend militarisierten Kampfes gegen die Migrationsbewegungen im Mittelmeer sind mittlerweile Hunderttausende Flchtlinge unterwegs und fordern damit ihr Recht auf sicheren und freien Grenzbertritt sowie Aufnahme in Europa ein.


Diese Entwicklung zeichnete sich schon seit Jahren ab: Der Versuch, eine Technologie der Migrationskontrolle zu errichten, ignorierte die Eigengesetzlichkeit, die Intensitt und das spontane Begehren, welches in der Migration  wie in jeder anderen sozialen Bewegung  zum Ausdruck kommt, und die sie damit gleichzeitig zu einer politischen Bewegung machen. Mit dem Scheitern des Grenzregimes ist die Politik des Sozialen, der Rechte und der Zugehrigkeit im Herzen des Europas der Austeritt angekommen.


Whrend die aktuelle Situation in der politischen Notstandsrhetorik als unglcklicher Unfall erscheint, der durch altbekannte Manahmen der Verschrfung und Abschreckung[bookmark: _ftnref3][3] gekittet werden soll, ist aus grenzwissenschaftlicher Perspektive festzustellen, dass diese Regulationslogik auch weiterhin grundstzlich zum Scheitern verurteilt ist. Die derzeitige Krise resultiert aus dem neoliberalen Spagat zwischen freier Mobilitt im europischen Wirtschaftsraum und dem Fortbestand nationaler gesellschaftlicher Ordnungen im Bezug auf die Bevlkerung. Die nahezu vollstndige Aufhebung nationalstaatlicher Grenzkontrollen im Binnenraum der EU wird in Schengen-Europa durch den Ausbau der Auengrenzen kompensiert.


Die sinkenden Flchtlingszahlen in Deutschland Mitte der 2000er Jahre erschienen daher als Erfolg der Politik und nhrten den Glauben, dass die weltweiten Flucht- und Migrationsbewegungen am Rande Europas gestoppt werden knnten.


Doch in den letzten Jahren hat sich das Gefge des Grenzregimes massiv verschoben. Einerseits kam es zu einer zunehmenden Verrechtlichung der Auengrenze. Weitreichende Urteile des Europischen Gerichtshofs und des Europischen Gerichtshofs fr Menschenrechte haben sowohl europische Abschreckungslogiken als auch die Dublin-Fiktion eines homogenen europischen Raums des Schutzes unterminiert. Auch die neue Sichtbarkeit der Kmpfe von Geflchteten in den letzten Jahren sowie eine breiter angelegte gesellschaftliche Einsicht, Einwanderungsgesellschaft zu sein und nach Jahrzehnten der Ausgrenzung nun eine Willkommenskultur etablieren zu wollen, haben sich in der Gesellschaft niedergeschlagen.
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	Mittlerweile im vierten Jahr - der mrderische Krieg in Syrien
	Goran Tomasevic (CC BY-ND 2.0)


Die derzeitige Krisenkonstellation steht dabei im Zusammenhang mit den Aufstnden des Arabischen Frhlings. Der brutale syrische Brgerkrieg geht mittlerweile in sein viertes Jahr. Mehr als die Hlfte der syrischen Bevlkerung, 22 MillionenMenschen, sind mittlerweile auf der Flucht. Die EU zielte dabei lange Zeit auf eine regionale Containment-Politik. Doch die Erfahrung des Aufstands und die Einforderung von Demokratie werden dieser Tage auch in den kollektiven Handlungen der syrischen Flchtlinge in Europa sichtbar. Wie bereits bei der Migration tausender tunesischer junger Mnner im Jahr 2011 nach der erfolgreichen Revolution stellen diese einen zweiten demokratischen Aufbruch dar. Als Beispiel sei nur der Fumarsch vieler Tausender Flchtlinge genannt, der am 4. September vom Budapester Ostbahnhof (Keleti) seinen Anfang nahm mit dem Ziel, bis nach sterreich zu gelangen. Dieser kollektive Akt der Mobilitt erzeugte letztendlich den politischen Druck, der zur ffnung der sterreichischen und deutschen Grenzen fhrte, und in dessen Zuge in den nchsten Wochen zehntausende Flchtlinge Deutschland erreichten. Diese mobilen politischen Strukturen bauen auf den digitalen und sozialen Netzwerkstrukturen der syrischen Oppositionsbewegung auf.[bookmark: _ftnref4][4]


Die zweite Konsequenz aus den Aufstnden des arabischen Frhlings war der Zusammenbruch des europischen Grenzregimes im Mittelmeer. Das Projekt der Externalisierung, also der Einbeziehung von Drittstaaten in die Migrationskontrolle und die Vorverlagerung der Grenze, fiel im Sommer 2011 in sich zusammen. Der Europischen Union kamen aufgrund der demokratischen Aufstnde ihre diktatorischen Kooperationspartner im Mittelmeerraum abhanden. Auch die Trkei blieb trotz kontinuierlicher Gesprche im Rahmen der Vorbeitrittsverhandlungen zur EU als Grenzwchter ein unsicherer Kandidat, auch wenn sie diese Tage verstrkt umworben wird.
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	Verblasste Symbole des arabischen Frhlings - Graffitti auf dem Tahrir-Platz
	Denis Bocquet  (CC BY 2.0)


Was sich vor unseren Augen gerade abspielt, ist eine Entwicklung, die auf das Scheitern der zentralen Logiken der europischen Migrationspolitik verweist. Anstatt die aktuellen krisenhaften Entwicklungen jedoch als Chance zu begreifen, inne zu halten und das migrationspolitische System auf den Prfstand zu stellen, wird in die gleiche alte Schublade gegriffen und wieder auf Abschottung und Abschreckung gesetzt.[bookmark: _ftnref5][5] Notwendig wre jetzt jedoch ein politischer Kurswechsel, der die Anknfte der Flchtlinge in Europa als Chance begreift, ein neues europisches Projekt von unten zu initiieren und ein neues Modell von Zugehrigkeit und Teilhabe zu formulieren. Die neue Aktualitt schon lange drngender sozialer Fragen wie etwa sozialer Wohnungsbau, medizinische Versorgung und Zugang zu Bildung und Arbeitsmarkt stellt eine Chance dar, einen post-nationalen und post-kolonialen Entwurf von BrgerInnenschaft und sozialer Grundsicherung zu entwickeln, der eine Alternative darstellt zur falschen Dichotomie zwischen einem europischen Projekt von oben, das auf Zentralisierung und fortgesetzter Neoliberalisierung setzt, und der drohenden Re-Nationalisierung Europas. Die aktive Willkommenskultur, die in den letzten Wochen in ganz Europa sichtbar geworden ist, zeigt, dass ein solcher Entwurf schon lngst eine gelebte europische Praxis ist.


Sabine Hess ist Professorin am Institut fr Kulturanthropologie/Europische Ethnologie an der Georg-August-Universitt Gttingen. Ihre Schwerpunkte sind Gender- und Gouvernementalitts-Studien sowie kritische Grenzregimeforschung. 


Bernd Kasparek ist Mathematiker und Ethnologe. Er promoviert ber europische Grenz- und Migrationsregimes. Bernd Kasparek ist aktiv im Netzwerk kritische Migrations  und Grenzregimeforschung und engagiert sich in der der Forschungsassoziation bordermonitoring.eu.


Anmerkungen


[bookmark: _ftn1][1] Vgl. hierzu: Hess, Sabine; Kasparek, Bernd (Hrsg.): Grenzregime. Diskurse, Praktiken, Institutionen in Europa, Berlin 2010.


[bookmark: _ftn2][2] Beispielsweise um die spanischen Enklaven Ceuta und Mellila in Marokko, oder entlang der Landesgrenzen zwischen Griechenland und der Trkei, bzw. zwischen Bulgarien und der Trkei.


[bookmark: _ftn3][3] Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes (Drucksache 446/15), 29.09.2015.


[bookmark: _ftn4][4] Vgl. hierzu: Kasparek, Bernd; Speer, Marc: Of Hope. Ungarn und der lange Sommer der Migration, in: bordermonitoring.eu. Politiken, Praktiken, Ereignisse an den Grenzen Europas, 07.09.2015. [Zuletzt abgerufen am 09. 10. 2015]


[bookmark: _ftn5][5] Vgl. hierzu: Rat fr Migration: Stellungnahme des Rats fr Migration (RfM) zur geplanten Asylrechts-Reform der Bundesregierung, in: mediendienst-intergration.de, 29.09.2015. [Zuletzt abgerufen am 09. 10. 2015]




„Bauliche Fremdkörper lassen Grenzen entstehen“

Simon Takasaki über „Architektur der Abschreckung“ und „Willkommensarchitektur“
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	Simon Takasaki
	

Turnhallen, Wohncontainer, leerstehende Supermrkte die Unterbringung von Flchtlingen ist oft nur schwer mit dem Attribut menschenwrdig zu beschreiben. Auch in der Vergangenheit dominierten Blechcontainer und Dauerprovisorien. Wegen der pltzlichen Nachfrage sind die Containerpreise in die Hhe geschossen und pro Quadratmeter mittlerweile fast so teuer wie ein Neubau-Loft. Somit ist die vermeintliche Flchtlingskrise auch die Chance eines Neuanfangs. Vorreiter knnten Ideen sein, wie sie ein Entwurfsseminar an der Fakultt fr Architektur der Universitt Hannover entwickelt und jngst in dem Buch Refugees Welcome - Konzepte fr eine menschenwrdige Architektur verffentlicht hat.


Prager frhling sprach mit Simon Takasaki, Mitherausgeber des Bandes und wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut fr Entwerfen und Gebudelehre.


prager frhling: Was sind die zentralen Merkmale einer Willkommensarchitektur?


Simon Takasaki: Menschenwrdiges Wohnen beginnt mit einfachen Dingen wie klimatischem Schutz. Aber eine menschenwrdige Architektur muss ber dieses bloe Schutzbedrfnis hinausgehen. Das Wohnen als Individuum oder Familie und nicht als anonyme Masse ist Teil eines menschenwrdigen Wohnverstndnisses. Es wre ein sinnvoller stdtebaulicher Ansatz, die Schutzsuchenden innerhalb eines funktionierenden Stadtgefges mit einer Vielzahl von kleineren Gruppen zu integrieren. NebenVersorgung und Mobilittmsste auch gesellschaftliche Kontaktmglichkeit gewhrleistet sein. Gesellschaftlicher Integration geht rumliche Integration voraus.


Die meisten Flchtlingsunterknfte wirken dagegen berfordernd gro, liegen am Rande von Stdten und werden daher als Fremdkrper wahrgenommen. Diese baulichen Fremdkrper lassen Grenzen und ngste in der Bevlkerung entstehen. Als einen ebenso wichtigen Punkt empfinde ich aber die Selbstbestimmung der Menschen. Vorbildhaft knnte hier zum Beispiel die Siedlung Walter`s Way in Lewisham sein.


pf: Dazu musst Du ein paar mehr Worte sagen  


ST: Interessant ist an dieser vom deutsch-rumnischen Architekten Walter Segal geplanten Siedlung die Beteiligung der BewohnerInnen. Geplant werden Wege, Parzellenzuschnitt, Bauvolumen, Grenzverlufe  am Bau der Huser selbst sind allerdings die Bewohner beteiligt. Das frdert die Identifikation mit den Gebuden und mindert Konflikte. Es wre durchaus denkbar, Neuankommende mit Rat, Tat und Material zu untersttzen, um dann selbstbestimmt Ihre Rume auf Basis eines vorgegeben Grundkonzeptes weiterzuentwickeln.


pf: Das Seminar fand im Wintersemester 2014/15 statt. Die Flchtlingszahlen steigen seitdem. Stoen die von Euch erarbeiteten Konzepte unterderzeitigen Bedingungen an ihre Grenzen?


ST: Auch jetzt gibt es noch unglaublich viel Leerstand. Eine Vielzahl leerer Gebude knnte effizient in bewohnbare Strukturen transformiert werden, ohne gleich Massenunterknfte zu schaffen. Wir mssen zwischen Lsungen, die besonders schnell realisierbar sind und solchen, die einer lngeren Vorlaufzeit bedrfen, unterscheiden. Aber auch temporre Lsung knnen in einem weiteren Prozess schrittweise zu langfristiger Architektur weiterentwickelt werden. Dies muss aber vorher konzeptionell und planerisch vorbereitet werden. Zeltlager und andere Unterbringungen sind in dieser Hinsicht nicht lngerfristig durchdacht. In unserem Buch werden Konzepte berwiegend zu lngerfristigen, aber eben auch fr kurzfristige Lsungen vorgeschlagen. Die meisten dieser Konzepte wren mittels maschineller Vorfertigung schnell zu realisieren. Hier zhlt allein der Wille.


pf: Siehst Du diesen?


Generell verfolgt Politik besonders im Wohnungsbau schon lange keine nachhaltigen Konzepte in deutschen Grostdten. Der Wohnungsbau sollte entweder wieder strker von ffentlicher Hand mit gesellschaftlich relevantem Anspruch betrieben werden oder anhand von Parametern und Anreizen fr Investoren so entwickelt werden, dass eine heterogene Stadtgemeinschaft entsteht.


Wir brauchen besonders in Grostdten hybride Wohnbauten, in denen sowohl Privilegierte, als auch weniger Privilegierte friedlich miteinander leben knnen. Solche hybriden Wohnformen sind im brigen nichts Neues, sondern das Fundament der europischen Stadt. Diese war horizontal und vertikal integrativ geplant. Europa und auch die Architekten und Stdteplaner haben es aber schlichtweg verpasst sich auf die neue Situation mit zuziehenden Geflchteten, die ja frher oder spter absehbar war, vorzubereiten.


pf: Wie kamt Ihr als Fakultt denn auf das Thema, bevor Geflchtete die Nachrichten dominierten?


ST: Auch damals waren der Krieg in Syrien und der IS-Terror in den Nachrichten. Die Eltern eines syrischen Freundes von mir, sind damals nach Deutschland gezogen  aus Angst. Es hat sich schon abgezeichnet, dass Menschen aus dieser Region nach Deutschland kommen werden. Wir haben, als wir die Seminare frs Wintersemesterplanten, berrascht festgestellt, dass es so gut wie keine Diskussion zur Flchtlingsunterbringung in der Architektur gibt. Da war klar, wenn man an Architektur glaubt und sich bewusst macht, welche politischen und sozialen Auswirkungen gebaute Wirklichkeit hat, knnen wir uns unserer Verantwortung nicht entziehen. Die Wahrnehmung von Architektur besteht in der Auenwahrnehmung hufig nur aus Prestigeprojekten  fancy Museen, Villen fr Superreiche. Architektur beginnt aber woanders, beim Verhltnis von Mensch und Raum.


pf: Ihr habt Eure Vorschlge ffentlich prsentiert, zumindest die mediale Aufmerksamkeit war sehr gro. Was ist mit den Ideen geschehen? Nur schne Skizze oder gibt es konkrete Umsetzungen?


ST: Wir sind in Gesprchen mit verschiedenen Vertretern von Stdten und Gemeinden, kooperieren mit der TU Wien, der TU Berlin und der Jade Hochschule. In diesem Semester wollen wir mit den Studierenden und Geflchteten konkrete Projekte realisieren.


pf: Welche denn?


ST: Ich muss etwas vorsichtig sein, weil spruchreif sind diese noch nicht. Bei drei Projekten gibt es eine gewisse Chance auf Realisierung. Das ist zum einen der Umbau eines alten Parkhauses. Dann gibt es das Angebot von Privatpersonen, die einen Teil ihres Grundstcks fr Flchtlinge zur Verfgung stellen wollen. Das ist besonders spannend, weil die sich dann auch spter sozial fr die Flchtlinge engagieren wollen. Schlielich gibt es die berlegung ein zustzliches Stockwerk auf einem Universittsgebude zu bauen. Mit Arbeitsrumen fr Studierende und mit Wohnrumen fr Flchtlinge. Die Rume knnen, wenn sie nicht mehr gebraucht werden sollten, als Studierendenwohnheim weitergenutzt werden. Ich denke es ist genau diese hybride Nutzung, die Zukunft hat.


pf: Gerade in den Innenstdten ist Platz knapp, wo soll gebaut werden?
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ST: Ein schon lange wichtiges stdtebauliches, architektonisches Thema fr uns ist die Nachverdichtung unserer Stdte. Hier steckt ein unglaubliches Potenzial fr unseren Stadtraum und unsere Gesellschaft .Eine Lockerung der Traufhhenbegrenzung zum Beispiel, was ja in manchen Stdten, vorneweg in Berlin, geradezu zwanghaft betrieben wird, wrde unendlich viele neue Mglichkeiten der Nachverdichtung bieten und unsere Stdte fit fr die Zukunft machen. Man kann das Prinzip ja auch umdrehen: Stocken wir unsere Flachdcher mit tollen Aufbauten auf, wird unten wieder Raum frei. Oder das im Buch beschriebene Beispiel mit den Schrebergrten: Auch hier kann eine Lockerung des Gesetzes, welches verbietet in Schrebergrten zu wohnen, einiges bewirken. Entweder, wie in unserem Buch vorgeschlagen, integrieren wir hier Mikrohuser fr geflchtete Familien oder Gartenliebhaber ziehen lngerfristig in ihr Huschen und bieten ihre Wohnungen Neuankmmlingen an. Die Stadt bietet zahlreiche Potenziale die nur darauf warten, entdeckt zu werden!


pf: Vielen Dank fr das Gesprch.


Das BuchRefugees Welcome - Konzepte fr eine menschenwrdige Architektur ist im Jovis-Verlag schienen, 256 Seiten kosten 28.00 Euro. Die Fragen stellte Stefan Gerbing.




Nach Dublin

„Wenn wir wollen, dass alles bleibt wie es ist, muss sich alles ändern“

Elena Fontanari & Giulia Borri


Brssel, 14. September 2015: Ein auerordentliches Treffen des Rats Justiz und Inneres wird einberufen, um eine Europische Antwort auf die Migrationskrise zu forcieren. Die Dublin-III-Verordnung ist gescheitert. Dieses auerordentliche Treffen wurde von den Innenministern Frankreichs (Cazeneuve), Deutschlands (de Maizire) und Grobritanniens (May) eingefordert, um das gemeinsame Asylsystem effektiv zu implementieren. Dabei wurde ein System der quotalen Aufnahme vorgeschlagen, im Rahmen dessen sich jeder EU-Mitgliedsstaat verpflichtet, eine bestimmte Anzahl von geflchteten Personen aufzunehmen.


Die Verhandlungen verliefen langsam. Es kam zu keiner Entscheidung, da die EU-Mitgliedsstaaten diese Verpflichtung nicht annehmen wollen.


Die Ereignisse im Sommer 2015 an den Grenzen Europas haben gezeigt, dass das Dublin- System gescheitert ist. Die jetzige Dublin-III-Regelung (VO 604/2013) legt fest, welcher Staat in der Europischen Union (EU) fr das Asylverfahren zustndig ist: Es ist der erste Ankunftsstaat, in dem die Registrierung stattfindet und die Fingerabdrcke abgenommen werden. Dies hat zur Folge, dass die ankommenden Personen nicht frei entscheiden drfen, wo sie sich aufhalten mchten. Ihre Mobilitt unterliegt somit elementaren Einschrnkungen innerhalb Europas. Ein weiterer kritischer Aspekt verbirgt sich darin, dass die Personen auch nach Erlangung eines Aufenthaltsstatus in dem entsprechenden Ankunftsland, rumlich an dieses gebunden bleiben: Sie drfen sich lediglich drei Monate innerhalb des Schengenraums frei bewegen und haben keine Mglichkeit, sich in anderen EU-Staaten niederzulassen. Dieses erste EU-Ankunftsland ist fr die betroffenen Personen folglich eine Art Freiluftgefngnis.


Die ersten Ankunftsstaaten sind in der Regel die, die sich an den Auengrenzen der EU befinden: die sdeuropischen Lnder (Griechenland, Italien, Spanien) und die osteuropischen Lnder (Ungarn, Bulgarien). An diesen Grenzen finden seit Jahren anhaltende Spannungen und Kmpfe zwischen den Migrant_innen und dem Grenzregime, das die Migrationsbewegungen verwaltet, statt.


Aufgrund der Mobilittseinschrnkungen durch die Dublin-III-Verordnung, haben sich in den letzten Jahren viele Migrant_innen geweigert, ihre Fingerabdrcke nach der Einreise abzugeben. Aber auch die schwerwiegenden soziokonomischen Bedingungen in vielen Lndern an den EU-Auengrenzen und die menschenunwrdige Verhltnisse im Asyl- und Aufnahmesystem[bookmark: _ftnref2][2] tragen dazu bei, dass die Personen sich einer Registrierung verweigern. Durch die Wirtschaftskrisen haben sich diese Verhltnisse weiter verschrft.


Tendenziell versuchen Migrant_innen daher, diese Lnder zu verlassen und andere EU Staaten zu erreichen, in denen sie Freund_innen, Familie oder andere Netzwerke haben. Sie versuchen eben genau diese EU-Staaten zu erreichen, in denen sie leben wollen.
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	Kann nichts fr Dublin-III: Badeort Bray an der Grenze zu Dublin ...
	William Murphy  (CC BY-SA 2.0)


So entstehen in manchen Grenzgebieten innerhalb des Schengenraums Konflikte, die von den einzelnen Staaten durch hrtere Kontrollen und Rckberstellungen gelst werden. Die Ereignisse des letzten Jahres in Ventimiglia[bookmark: _ftnref3][3], am Brenner[bookmark: _ftnref4][4], in Calais, und an der sterreichischen und ungarischen Grenze machen die Aussetzung des Schengener Abkommens[bookmark: _ftnref5][5]deutlich. Ganz deutlich zeigt dies, dass eine stark national geprgte Logik hinter dem europischen Migrationsmanagement steckt. Die einzelnen nationalen Interessen haben Vorrang vor einer europischen Perspektive und vor den Rechten der ankommenden Brger_innen. Gerade diese nationale Logik, auf der das Dublin-System basiert, wird erneut in dem Quotensystem reproduziert.


Durch die Ereignisse in diesem Sommer an den osteuropischen Grenzen und in den Lndern des Balkans aber wurde das Dublin-System von Grund auf in Frage gestellt und nahezu zu Fall gebracht. Auch vielen Politiker_innen der EU Lnder wurde klar, dass das Dublin-System nicht greift und ein neues gedacht und entwickelt werden muss. In dieser Folge wurde vorgeschlagen, Flchtende durch ein Quotensystem innerhalb der EU zu verteilen. So sollten alle Lnder der EU und nicht nur solche an den europischen Auengrenzen, in die Verantwortung genommen werden, die Ankunft und Aufnahme der Geflchteten gleichermaen zu organisieren. Schon whrend der Verhandlungen zum Quotensystem sind die nationalen Egoismen jedoch deutlich hervorgetreten. Dies zeigen beispielsweise die restriktiven migrationspolitischen Manahmen von Grobritannien und Dnemark und das Widerstreben der osteuropischen Lnder (Ungarn, Polen, Tschechische Republik) die Flchtenden aufzunehmen. Dah[bookmark: _GoBack]er ist, hnlich wie im Dublin-System, der Schutz der nationalen Interessen zentral und zum Nachteil der Geflchteten. Die hnlichkeit zwischen dem Dublin- und dem Quotensystem ist in den Grundzgen sowie in den technischen Manahmen deutlich zu erkennen.


Das Quotensystem besteht beispielsweise ebenfalls auf die Mobilittseinschrnkung der Flchtlinge und spricht ihnen jegliche Entscheidungsfreiheit ber ihr Zielland ab. Das europische Grenzregime versucht weiterhin, die Bewegungen der Geflchteten zu kontrollieren und zu ordnen, indem es diese an ein einziges EU-Land bindet.


Ein weiterer kritischer Aspekt ist, dass die Debatte nur auf die erste Ankunft fokussiert ist und viel weniger auf die Alltagsverhltnisse, in denen die Geflchteten in Europa leben wrden. Dies ist insofern zentral, als dass in der Debatte nicht der Moment der Ankunft, sondern viel mehr der Alltag und die Mobilitt innerhalb Europas im Vordergrund stehen mssten. In der Tat werden die alltglichen Lebensbedingungen der Geflchteten auf nationaler Ebene durch das Asyl- und Aufenthaltsgesetz, durch Ausgestaltung der Sozialleistungen und des Arbeitsmarktzugangs definiert. Des Weiteren wird die Mobilitt der Geflchteten durch multilaterale Abkommen zwischen einzelnen europischen Nationalstaaten geregelt. Der bergang zu einem Quotensystem wird die grundlegenden Schwachstellen des Dublin-Systems nicht ndern, da es weiterhin um die Prioritt der nationalstaatlichen Interessen geht: Whrend auf supranationaler Ebene der Versuch angedeutet wird, eine gemeinsame politische Linie zu entwickeln, werden auf nationaler Ebene die Asylgesetze verschrft und die Kontrollen an den nationalen Grenzen willkrlich wiedereingefhrt[bookmark: _ftnref6][6]. Darber hinaus werden die individuellen Rechte der ankommenden Brger_innen und das Asylrecht ausgehhlt. Ein Beispiel dafr sind die aktuellen Reformen im deutschen und franzsischen Asylgesetz, die eine Verschrfung und eine Verkrzung des Asylverfahrens vorsehen. Aktuell gibt es bereits Flle von Schnellverfahren, die zu direkten Abschiebungen gefhrt haben[bookmark: _ftnref7][7].


Durch die anhaltenden Kmpfe um Bewegungsfreiheit in diesem Jahr wurde die Mglichkeit einer radikalen Vernderung, in der die Rechte der Geflchteten im Zentrum stehen, in den Fokus der medialen Debatte gerckt. Diese Mglichkeit wurde von der europischen Migrationspolitik schlicht ignoriert; so wird ein System reproduziert, das erneut einseitig die Kontrolle und das Management von Nicht-EU-Brger_innen in den Blick nimmt.


Giulia Borri hat einen Masterabschluss in Soziologie von der Universitt Turin. In ihrer Dissertation an der Humboldt-Universitt zu Berlin beschftigt sie sich mit den binneneuropischen Bewegungen von Geflchteten zwischen Italien und Deutschland. Sie ist in NGOs und mit AktivistInnen in der (Zusammen-) Arbeit mit Geflchteten engagiert. Sie ist bei der Kontakt- und Beratungsstelle fr Flchtlinge und Migrant_innen e.V. in Berlin(KuB) aktiv und ist Mitglied von ESCAPES, einem Netzwerk von Wissenschaftler_innen und Sozialarbeiter_innen, die sich mit dem Thema Flucht und Migration in Italien auseinandersetzen.


Elena Fontanari promoviert zurzeit in Soziologie zum Thema Geflchtete und Europische Grenzregime, mit Fokus auf Kontroll- und Managementmechanismen der Migrationsmobilitt sowie Widerstandspraktiken von Migrant_innen. Die Forschungsfelder sind Italien und Deutschland. Elena promoviert in Italien an der Universitt Mailand, in Deutschland ist sie Visiting Scientist beim Institut fr Europische Ethnologie an der Humboldt-Universitt Berlin. Elena ist seit vielen Jahre in der (Zusammen-)Arbeit mit Geflchteten aktiv. Sie ist Grndungsmitglied von ESCAPES und aktiv bei der Kontakt- und Beratungsstelle fr Flchtlinge und Migrant_innen e.V. in Berlin(KuB). Sie ist Teil der Redaktion der italienischen wissenschaftlichen Zeitschrift Etnografia e Ricerca Qualitativa (Ethnographie und qualitative Forschung). 


[bookmark: _ftn1][1] Der Ttitel Wenn wir wollen, dass alles bleibt wie es ist, muss sich alles ndern ist ein Zitat aus Il Gattopardo von Giuseppe Tomasi di Lampedusa, 1958, Feltrinelli.


[bookmark: _ftn2][2] Siehe die detaillierten Berichte von Bordermonitoring/ Pro Asyl ber Griechenland, Ungarn, Bulgarien und Italien.


[bookmark: _ftn3][3] Siehe die Website des Protests


[bookmark: _ftn4][4] Siehe den Artikel Da Lampedusa al Brennero von Monika Weissensteiner


[bookmark: _ftn5][5] Zum Beispiel wurde in Ventimiglia das Abkommen von Chambry, ein bilateraler Vertrag von 1997, der es Italien und Frankreich erlaubt, Migrant_innen ohne gltige Papiere unmittelbar in das jeweils andere Land abzuschieben, wenn auch nur ein Indiz besteht, dass sie von dort kommen, angewendet. Vgl. hierzu den detaillierten Report von ASGI (Associazione per gli Studi Giuridici sull'Immigrazione  Verein fr die juristischen Studien ber Migration).


[bookmark: _ftn6][6] Das wird an den Beispielen von Deutschland und Frankreich sichtbar.


[bookmark: _ftn7][7] Siehe den Artikel Secret EU plan to throw out thousands of migrants in TheTimes vom 7.10.2015.; und den Fall von 20 Frauen aus Nigeria, die nach einem unklaren Verfahren von Rom nach Nigeria abgeschoben wurden:




Der Aufstand der „freiwilligen Helfer“

Warum die Flüchtlingshilfe keineswegs nur „karitativ“ ist.

Robert Misik


Auf der Oberflche der medialen Diskurse dominieren gerade zwei Interpretationsmuster in Hinblick auf die Flchtlingsbewegungen der vergangenen Monate: Einerseits feiert Deutschland seine Hilfsbereitschaft, wofr die Bilder der klatschenden Helfer am Mnchner Hauptbahnhof stehen, die die Flchtlinge in Empfang nehmen; und auf der anderen Seite haben wir die Diskurse der Sorge, der Angst vor berforderung, Diskurse, die halb ernst gemeint sind, halb nur Camouflage eines irre gewordenen Rassismus, Diskurse, die von Horst Seehofer bis zur Pegida reichen. In dieser dichotomischen Diskursanordnung geht aber das Wichtigste womglich unter.




1. Die Hilfsbereitschaft ist eine Art Aufstand




Die Zivilgesellschaft, die die Sache selbst in die Hand nahm, indem sie auf Bahnhfen, in den Grenzgebieten, in den Kommunen Flchtlingen hilft, sie hilft nicht einfach nur, sie protestiert auch implizit. Es ist ein Protest, aber fast ohne Parolen, einer des Handelns. Es ist unbersehbar ein Protest gegen Regierungspolitik, die nur versucht, sich Flchtlinge vom Hals zu halten, es ist auch ein Protest gegen ein Dublin-Regime, das nicht nur versucht, das Problem auf die europischen Peripheriestaaten abzuwlzen, sondern das frierende, hungernde und im Extremfall ersaufende Flchtlinge sogar wnscht, als Abschreckung fr alle andere, als Botschaft: Bleibt, wo ihr seid. Es gibt Wut ber eine solche Politik, vielleicht auch eine Prise schlechtes Gewissen, schlechtes Gewissen darber, bisher weggeschaut oder all das toleriert zu haben, was auch immer. Kurzum: ohne diese Emotionen lsst sich die Woge der Hilfsbereitschaft der vergangenen Monate nicht vollends verstehen. Hilfsbereitschaft ist damit aber nicht blo karitativ, sie ist ein politischer Akt. Sie verndert auch die politische Landkarte. Die Woge der Hilfsbereitschaft ist eine Welle, die dann auch Politiker und Politikerinnen reiten wollen. Die Zivilgesellschaft, die hilft, entfaltet somit politischen Druck.




In meinem Heimatland, in sterreich, war das besonders sprbar: Wir haben eine Bundesregierung, die im Sommer klglich bei der Unterbringung von Flchtlingen versagte, die Elend und Misere in Erstaufnahmezentren einfach achselzuckend hinnahm (genauer gesagt: die dieses Elend erst produzierte), und wir haben eine rechtspopulistische Partei, die viel zu oft die ffentlichen Diskurse prgt. Erst die massive Hilfe der Zivilgesellschaft verschob die Ordnung der Diskurse und setzte auch die Regierung unter Druck, ihre Linie zu ndern. Die Bilder zehntausender Helfender wiederum brachten die sozialdemokratische Hlfte dieser Bundesregierung dazu, sich vorsichtig humanitr zu positionieren, und sie brachte die Wiener SP dazu, im Gemeinderatswahlkampf eine prononcierte Refugees Welcome-Kampagne zu fahren und damit den Rechtspopulisten eine  gemessen an den Ausgangserwartungen  empfindliche Schlappe zuzufgen. Auch das, dass sich der sozialdemokratische Brgermeister dafr entschied, diese Woge zu reiten sowie die Tatsache, dass es geklappt hat, zeigt die politische Dimension des Aufstands der freiwilligen Helfer.




2. Solidarisches Handeln im Post-Individualismus




Diese Woge der Hilfsbereitschaft ist aber noch in einer anderen Hinsicht politischer als man beim ersten Hinsehen vermuten mag. Zigtausende Menschen vernetzten sich mit anderen, um mit anderen gemeinsam aktiv zu werden. Man muss ja nur in diese Milieus hineinhren: Die Helfer sind ja begeistert ber sich, und zwar nicht deshalb, weil sie von ihrer eigenen Hilfsbereitschaft gerhrt sind, sondern ber die Gemeinschaftserlebnisse, die mit dieser verbunden sind. Es gibt gewissermaen eine Sehnsucht, die Vereinzelung zu berwinden, die eine Gesellschaft, deren vorherrschende Ideologie die Idee des Individualismus geworden ist, zur Folge hat. Dies konnte man als subkutane Tiefenstrmung schon vor diesem Sommer ausmachen. Wer glaubt, die Mehrzahl der Menschen sei heute von dem Bedrfnis motiviert, nur den eigenen Vorteil im Auge zu haben, nur im Hamsterrad zu laufen, nur gegen den Nebenmann und die Nebenfrau zu konkurrieren, der kriegt nur die Hlfte der Wirklichkeit mit. Die andere Hlfte der Wirklichkeit ist, dass immer mehr Menschen eine Gesellschaft, die nach diesen Regeln funktioniert, fr irgendwie krank halten und deren Anforderungen so gut wie mglich zu unterlaufen versuchen. Sei das durch ehrenamtliche Aktivitten, sei das in den Sphren der solidarischen konomie, sei das auch im Job, wo nicht wenige Leute Einkommenseinbuen in Kauf nehmen, um Jobs zu machen, die sie fr sinnvoll erachten, in denen sie mit anderen gemeinsam kooperativ etwas tun, wofr sie sich nicht schmen mssen, sodass sie sich, wie die Redewendungen lauten, morgens in den Spiegel schauen knnen.




Die Hilfsbereitschaft ist in diesem Sinne auch ein ttiges politisches Statement von Menschen, die vorfhren, wie eine solidarische Gesellschaft aussehen knnte, eine Gesellschaft, die sie sich wnschen wrden. All das ist nicht unparadox: Diese Menschen sehen sich ja selbst als unverwechselbare Individuen, als Singularitten, als Ichs unter vielen heterogenen Ichs, die keineswegs zu einem Wir homogenisiert werden wollen. Sie halten den zeitgenssischen Individualismus hoch, leiden aber zugleich an der Vereinzelung, die mit ihm einher geht. Solidaritt heit fr sie nicht, dass sie in irgendwelche Kollektive hineingepresst, hineinhomogenisiert werden wollen. Sie sind, um das salopp zu sagen, fr die Transformation des Individualismus in einen Post-Individualismus, der die Vielfalt nicht aufhebt, aber die Vereinzelung. Es lebt sich nicht gut als Atom. Es lebt sich besser, wenn man mit anderen kooperiert. Nicht wenige haben beinahe tglich gesagt: Ich bin so stolz auf Euch!  damit aber ein Wir gemeint, zu dem sie sich selbst zhlten. Dieses Wir-Erlebnis war aber eine der fr sie beeindruckendsten Sachen.




3. Radikales Handeln, ohne sich zu isolieren





	[image: ]
	Radikalisierung der Verhltnisse entspricht Radikalisierung von Alltagshandeln: Tramper im europischen Straenverkehr mitnehmen als Grenzberschreitung
	Christiaan Triebert (CC BY 2.0)


Im Zuge dieser Woge vollzog sich eine Radikalisierung des Handelns, die gar nicht mehr als radikal auffiel. Aber: Viele Menschen taten Dinge, die sie noch ein paar Wochen vorher nie getan und vielleicht auch nicht einmal goutiert htten, wenn sie andere getan htten  oft sogar nicht einmal fr vorstellbar hielten. In sterreich war das besonders auffllig, weil unser Land ja an Ungarn grenzt. Und es wurde pltzlich eine massenhafte Aktivitt, mit dem Auto nach Ungarn zu cruisen, um Flchtende in Sicherheit zu bringen. Anfnglich noch im Geheimen, taten das viele Menschen dann vllig offen. Was frher noch als zu gefhrlich, illegal und in weiten Kreisen der Bevlkerung daher auch als nicht zu tolerieren angesehen worden war, war pltzlich vollkommen normal. Fluchthilfe und die Beihilfe zum illegalen Grenzbertritt wurden zu einer vollkommen akzeptierten Sache und von hunderten, wenn nicht tausenden Menschen praktiziert, das heit aber auch, es kam zu einer Radikalisierung des Handelns, ohne dass diejenigen, die diese Handlungen setzten, in den Augen der breiten Mehrheit berhaupt als radikal erschienen wren. Das setzte sich auch im Kleinen fort: Immer mehr Menschen sind bereit, Flchtlinge privat bei sich unterzubringen. Natrlich im Rahmen ihrer Mglichkeiten: Wer nur eine kleine Wohnung hat, kann nur fr ein paar Tage  manchmal nur fr eine Nacht - ein Gstezimmer frei rumen. Nicht jede hat eine Villa mit Gstewohnung, das ist schon klar. Aber fr viele Menschen wre das vor zwei Monaten noch vllig unvorstellbar gewesen. Heute ist es das nicht mehr. Auch das ist eine Radikalisierung in einem positiven Sinn, dass Dinge normal werden, die vor kurzem noch undenkbar waren. Es ist aber eine Radikalitt, die die Radikalen nicht von den Normalos entfremdet.




Der Zufall will es, dass, whrend ich diese Zeilen schreibe, zwei Nachrichten von der Staatsanwaltschaft Wien in mein Postfach flattern. In der einen heit es, die Staatsanwaltschaft habe das Ermittlungsverfahren wegen Schlepperei gegen mich eingestellt, in dem anderen Schreiben ist zu lesen, eine weitere entsprechende Anzeige gegen mich wurde ohne Einleitung eines Ermittlungsverfahrens ... zurckgelegt.




Die Akzeptanz radikalen Handelns hab ich damit quasi amtlich.




Robert Misik ist Publizist und Autor aus Wien. Aktuell erschien von ihm im Picus Verlag das Buch Was Linke denken. Ideen von Marx ber Gramsci zu Adorno, Habermas, Foucault & Co. Misik engagiert sich bei Fluchtsolidarittsaktivitten.




Keine Einwanderung ist illegal!

Von Willkommensämtern, dem Recht hier zu leben und Flüchtlings-Keynesianer*innen

Anja Mayer und Jörg Schindler


Die Diskussion um ein Einwanderungsgesetz wird in der Linken leidenschaftlich gefhrt. Ist es blanke Selektion, schlicht neoliberal oder die Lsung all unserer Probleme? Weder noch. Aber die Diskussion ist bitter ntig. Dieser Tage brennen in Kaltland fast tglich Unterknfte fr Geflchtete  mit Menschen drin oder, wenn man Glck hat, ohne. AfD-Hcke rollt selbstgerecht die Deutschlandfahne als Sesselschoner in Jauchs Wohnzimmer aus (Symbolbild!). PEGIDA feiert Geburtstag. Es ist zum Kotzen. Wir finden aber auch: Gerade in dieser Situation mssen Flucht und Migration fr alle Beteiligten verbindlich geregelt werden. Merkels Wir schaffen das kann, wie wir miterleben mussten, morgen Grenzen dicht und bermorgen Schiebefehl heien, da sind wir ganz bei Klaus Ernst.[1] Und: es kann auch nicht sein, dass die einzige Mglichkeit, in dieses Land zu gelangen, darin besteht, sein Leben aufs Spiel zu setzen (freundlich formuliert), den Pass zu vernichten und den Kindern einzutrichtern, blo nichts mehr ber die Umstnde der Flucht und die eigene Herkunft zu sagen. Das ist entwrdigend.


Wer kann einwandern?


Personen, die in ihrem Herkunftsland aufgrund ihrer ethnischen Zugehrigkeit, ihrer Religion, ihrer Nationalitt, ihrer politischen berzeugung oder ihrer Zugehrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe verfolgt werden, knnen in Deutschland Asyl beantragen (3 Asylverfahrensgesetz). Das hat als Grundrecht Verfassungsrang. Gleichzeitig sind allgemeine Notsituationen (Armut, Natur- und Umweltkatastrophen, Brger*innenkriege etc.) gerade keine Asylgrnde. Bestimmte Formen von Verfolgung (etwa nichtstaatliche Verfolgung, Einreise ber einen Drittstaat o..) knnen allenfalls einen Anspruch auf ein Bleiberecht als Flchtling nach der Genfer Flchtlingskonvention auslsen. Nach Angaben des BAMF[2] wurden 2014 ca. 200.000 Erst- und Folgeantrge gestellt, rund 130.000 entschieden. Etwa 33.000 Antrgen wurde stattgegeben, ca. 5.000 Personen wird subsidirer Schutz geboten und fr ca. 2.000 Personen gilt ein Abschiebeverbot. Weitere ca. 10% der Antragsteller*innen erhalten spter im gerichtlichen Rechtsschutz ebenfalls Schutzstatus.[3] Wenn wir also freundlich rechnen wollen, konnten 2012 und 2013 etwa ein Drittel und in 2014 sowie im 1. Halbjahr 2015 sogar fast 50% derer, die in Deutschland Asyl beantragt haben, auch hier wohnen bleiben, allerdings meist ohne weitere Perspektiven.


Neben dem Asylantrag gibt es nach derzeitiger Rechtslage nur sehr eingeschrnkte Mglichkeiten, ein Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik zu erhalten. Grundlage hierfr ist das Aufenthaltsgesetz. Bereits im ersten Satz, nmlich  1 Absatz 1 Satz 1, wird Klartext gesprochen: Das Gesetz dient der Steuerung und Begrenzung des Zuzugs von Auslndern in die Bundesrepublik Deutschland. Der ausgrenzende Geist dieses ersten Satzes durchweht das gesamte Gesetz: Es ist als Verbotsgesetz mit Erlaubnisvorbehalt konstruiert. Das heit: Der Aufenthalt fr Auslnder ist zunchst generell verboten. Nur dann, wenn das Gesetz explizit Grnde beschreibt, darf die betreffende Person im Land bleiben und erhlt einen so genannten  meist befristeten  Aufenthaltstitel. Grundstzlich gibt es, abgesehen von der generellen Freizgigkeit fr EU-Brger*innen, nur folgende Ausnahmen vom Verbot von Auslnder*innen, in der Bundesrepublik zu leben: Der Familiennachzug, der Aufenthalt whrend Studium und Ausbildung, der Aufenthalt zum Zweck der Erwerbsttigkeit sowie der Aufenthalt aus humanitren Grnden. Doch selbst in diesen Fllen gilt der Aufenthaltstitel regelmig nur befristet und wird durch die Auslnderbehrden jeweils binnen dieser Frist berprft. Erst nach erheblicher Zeit und nur, wenn eine Art Wohlverhalten vorliegt, kann der Aufenthaltstitel unbefristet erteilt werden, nmlich nach 5 Jahren durchgngig berechtigtem Aufenthalt, wenn keine Sozialleistungen in Anspruch genommen werden, mindestens 60 Monate in die Rentenversicherung eingezahlt wurde, ausreichend Wohnraum zur Verfgung steht und  last but not least  Grnde der ffentlichen Sicherheit und Ordnung dem nicht entgegenstehen. Dazu gelten whrend des gesamten Zeitraums des Aufenthalts erheblich diskriminierende Regelungen: Erwerbsttigkeit wird  abgesehen von Einzelfllen besonders Hochqualifizierter oder lang hier lebender Personen  nur nach einer Vorrangprfung und auch nur als nichtselbststndige Erwerbsttigkeit gestattet, und selbst das auch nur dann, wenn der Aufenthalt berechtigt ist und nicht etwa nur eine Duldung darstellt, nmlich das zeitlich befristete Verbot einer Abschiebung. Stetige Diskriminierung bedeutet auch der Aufenthaltstitel aufgrund von Familiennachzug, also dann, wenn bereits Verwandte in der Bundesrepublik leben: So soll die Auslnderbehrde stets prfen, ob etwa die binationale Ehe ausschlielich zum Zweck geschlossen wurde, dem Nachziehenden die Einreise oder den Aufenthalt zu ermglichen. Zudem kann der Nachzug der Verwandten oder Ehepartner*innen dann durch die Auslnderbehrde verweigert werden, wenn dadurch ein Sozialleistungsanspruch entstehen wrde.


Neben der bereits in dem Verbot mit Erlaubnisvorbehalt angelegten und durch die Einzelregelungen praktizierten Diskriminierungen in Zusammenhang mit der Erlangung einer Aufenthaltsberechtigung finden sich eine Unzahl von rechtlichen, aber auch faktischen Diskriminierungen von Migrant*innen. Zu nennen ist hier etwa die Optionspflicht. Danach mssen sich Kinder eines auslndischen Elternteils, die neben der deutschen auch die Staatsangehrigkeit des nichtdeutschen Elternteils haben, bis zum 21. Lebensjahr fr eine Staatsangehrigkeit entscheiden. Dazu zhlt etwa, dass auslndische hier lebende Studierende erst nach 4 Jahren rechtmigem Aufenthalt einen Anspruch auf BAfG haben. Selbst Kinder von EU-BrgerInnen drfen fr eine BAfG-Berechtigung nicht lter als 21 Jahre alt sein. Auslnder*innen, die lediglich ber einen Duldungstitel verfgen, knnen zudem keinen Wohnberechtigungsschein erhalten. Auslnder*innen, die sich allein deshalb in der Bundesrepublik aufhalten, weil sie Arbeit suchen, knnen zudem kein Hartz IV erhalten das gilt sogar fr EU-Brger*innen. Die Beispiele lassen sich vielfach fortsetzen. Wobei nicht unerwhnt sein soll, dass  abgesehen von EU-Staatsangehrigen  Auslnder*innen keinerlei Wahlrecht und somit auch keine demokratischen Mitbestimmungsrechte haben. Dies entwickelt sich in Grostdten mit ihrem statistisch hheren Migrationsanteil mittlerweile zu einem handfesten Legitimationsproblem. So waren aufgrund dieser Regelung etwa 22,4% der Einwohner*innen des Berliner Stadtteils Neuklln, damit also fast ein Viertel der gesamten Einwohnerschaft, vom Wahlrecht ausgeschlossen.


berforderung  eine Scheindebatte


Die aktuelle gesellschaftliche Diskussion, ob Deutschland so viele Auslnder verkraften knne oder berfordert sei, ist vor diesem Hintergrund eine Scheindebatte. Selbstverstndlich wird kein vernnftiger Mensch leugnen knnen, dass Menschen, die  aus welchen Grnden auch immer einreisen und mangels anderer rechtlicher Mglichkeiten  Asyl beantragen, zunchst versorgt werden mssen, da sie sich naturgem nicht selbst unterhalten knnen. Da sie in der Regel nicht mit sozialen und finanziellen Bezgen eingereist sind, liegt es dann auch in der Natur der Aufnahme ber das Asylrecht, dass  jedenfalls fr einen gewissen Zeitraum  finanzielle, logistische, infrastrukturelle Mittel in Anspruch genommen werden mssen, somit also zustzliches Steuergeld hierfr aufgewendet werden muss. Zudem muss selbstverstndlich die vorhandene staatliche und gesellschaftliche Infrastruktur aufnahmefhig fr die Ankommenden sein. Das ist aber tendenziell eine Frage finanzieller und technischer Mglichkeiten, weniger eine Frage von politischer Ausgestaltung. Umso weniger sollte sich die politische Linke auf die Frage von Zahlen und Hchstgrenzen einlassen, jedenfalls aber die katastrophischen Szenarien zurckweisen, die sich mit den tatschlichen Zahlen verbinden: So hat die Bundesrepublik von 2005 bis 2011 kontinuierlich etwa 2 Millionen EinwohnerInnen verloren; erst seit 2012 steigt das Bevlkerungssaldo wieder leicht um etwa 200.000 Personen jhrlich an. Hierin sind die migrantischen Zuwanderungen bereits enthalten. Selbst bei einer erheblich erhhten Anzahl von Asylsuchenden in 2015 von etwa 1 bis 1,5 Millionen Personen gegenber 600.000 in 2014 wrde der damit verbundene Bevlkerungszuwachs noch nicht einmal bewirken, dass die Einwohner*innenzahl der Bundesrepublik aus 2011 wieder erreicht wrde. Das zeigt: Abgesehen von eher kurzfristigen Problemlagen bei der Versorgung der Ankommenden, vor allem mit berbrckungswohnraum, gibt es hier berhaupt kein Problem der zahlenmigen berforderung. Die tatschlichen, dann allerdings politisch zu diskutierenden Probleme bestehen nach dem Ankommen, nmlich in der folgenden Integration in die gesellschaftlichen Einbindungs- und Teilhabestrukturen. Dieser Zeitraum beginnt mit der Erstversorgung und umfasst mehrere Jahre. Hier, und nicht etwa bei angeblichen Fluten, Massen, Strmen und hnlichen Katastrophenbildern samt Zahlenwerk, liegt der Kern gesellschaftlicher Auseinandersetzung. Wiederum zeigt die Praxis der Migration ohnehin die Begrenztheit staatlicher Regulation auf: Vllig zu Recht wird allgemein angenommen, dass die jngst beschlossenen Asylrechtsverschrfungen ebenso wenig die Migration relevant lenken oder gar vermindern wird knnen. Entscheidend fr Flucht und Migration drfte eher die individuelle Situation sein, im Falle von Flucht in der Ausweglosigkeit der Lage, im Falle von Migration im Leidensdruck der Perspektivlosigkeit. Denn die Anzahl derer, die Freund*innen und Familie aufgeben und in Kauf nehmen, dass sie sich nicht mehr ohne Weiteres verstndlich machen knnen  selbst die schlichte Mitteilung Mir ist kalt stellt beim Eintreffen in einem fremden Land eine Hrde dar , weil sich die Aufnahmebedingungen in europischen Lndern verbessert haben, drfte sehr berschaubar bleiben.


Dass die Linke sich also nicht prioritr mit der Frage befassen sollte, ob und ggf. wie viele Menschen einwandern und ob es dafr gesetzliche Begrenzungen geben sollte, sondern damit, wie die dann hier bereits eingewanderten Menschen soziale und demokratische Teilhabe erhalten knnen, ist das Thema, das die gesellschaftliche Linke in den Mittelpunkt ihrer migrationspolitischen Vorstellungen stellen sollte. Denn hier wird der Boden bereitet, wie offen eine Gesellschaft in dieser Hinsicht ist. Nicht umsonst beit sich offenbar Merkels ffnung der Grenzen fr die ungarischen Zge wenig mit den Diskriminierungen der innenpolitischen Behandlung der Migrant*innen. Dass die Schlieung der Grenzen nur Zugestndnis und Symbolpolitik war, zeigt, dass die Flchtlingszahlen seitdem in keiner Weise abgenommen haben. Ob die Bundesrepublik also einem rassistischen Konsens gegen Flchtlinge und Migrant*innen zustrebt oder aber jedenfalls liberalere Formen des Multikulturalismus oder gar eines progressiven Antirassismus aufnimmt, entscheidet sich in der Innenpolitik nach erfolgter Einwanderung. Herunter gebrochen auf die parlamentarisch-gesetzliche Ebene bedeutet das: Das Aufenthaltsgesetz sowie die Sondergesetze in den Sozial-, Arbeits- und Bildungsfrderung- und Teilhabegesetzen sowie in der demokratischen Partizipation sind das Feld, auf dem hier der genannte Hegemoniekampf entschieden wird.
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Butter bei die Fische: wer soll einwandern?


Aus unserer Sicht mssen Flucht und Migration ber vier Strnge erfolgen knnen:


Ein erster Strang bildet das selbstverstndlich weiter bestehende Grundrecht auf Asyl gem Art. 16a. Abs. 1 GG,  2 AsylG.


Ein zweiter Strang bildet der Schutz nach Genfer Flchtlingskonvention in Verbindung mit  3 AsylG. Dies schtzt insbesondere Menschen, die Verfolgung und / oder Diskriminierung ausgesetzt sind, die mit unseren Vorstellungen von Demokratie und Gleichberechtigung unvereinbar sind, beispielsweise auf Grund ihrer sexuellen Identitt, ihrer sexuellen Orientierung, ihres Geschlechts.


Ein dritter Strang bildet der menschenrechtsorientierte subsidire Schutz. Danach legt der Bundestag Grnde fest, die - ohne bereits Asyl- oder Flchtlingseigenschaft zu begrnden - einen Anspruch auf Schutz bei allgemeinen Notsituationen wie beispielsweise Armut, Natur- und Umweltkatastrophen, Brger*innenkriege oder aus Grnden der Achtung der Menschenrechte ber das eigene Staatsgebiet hinaus verlangen. Oder es handelt sich um Whistleblower, Journalist*innen und Knstler*innen, die in ihrem Herkunftsland unter politischer und staatlicher Repression leiden oder davon bedroht sind.


Diese drei  bisher bereits dem Grunde nach auch in gegenwrtiger Rechtslage ebenfalls verankerten - Strnge bleiben von dem vierten Strang eines Einwanderungsgesetzes strikt getrennt.


Dieser vierte Strang wiederum umfasst die Einwanderung ohne bestimmte Verfolgungs- oder Schutzgrnde, sondern einfach aus sich selbst heraus. Dieser Strang wiederum ist Gegenstand des folgend diskutierten linken Einwanderungsgesetzes, der das derzeitige Aufenthaltsgesetz ablst.


Im Fokus: nicht wer und wie viele, sondern wie?


Wie oben ausgefhrt halten wir es nicht fr besonders zielfhrend, darber zu lamentieren, wie viele Geflchtete wir noch aushalten und ob wir schon an der Belastungsgrenze sind.


Ein linkes Einwanderungsgesetz muss im Gegenteil die Prmissen der derzeitigen Ausgrenzungsregelungen im Aufenthaltsgesetz und den weiteren Sondergesetzen umkehren:


Erstens muss in einem Einwanderungsgesetz die Regelung des Aufenthaltsgesetzes gewendet werden. Statt einem Verbot mit Erlaubnisvorbehalt wollen wir ein Gesetz, das die Regelung ausgibt: Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt. Das bedeutet: Grundstzlich knnen nichtdeutsche Staatsbrger*innen in die Bundesrepublik einwandern und hier ihren dauerhaften Aufenthalt berechtigt nehmen, soweit dies nicht (ausnahmsweise) verboten ist.


Zweitens ist eine weitere Drehung erforderlich: Statt des Grundsatzes der Befristung von Aufenthaltstiteln mit Entfristung als Ausnahme nach langer Zeit schriebe ein linkes Einwanderungsgesetz den Grundsatz, dass Aufenthaltstitel unbefristet erfolgen und nur im Einzelfall eine Befristung erfolgt, nmlich dann, wenn ein Verbotsvorbehalt greift.
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Drittens erfolgt ein Wechsel der Zustndigkeiten im Einwanderungsgesetz: Statt der bisherigen Auslnderbehrden, die ber die Aufenthaltstitulierungen entscheiden, wren nunmehr Willkommensbehrden zustndig, die nicht lediglich die Frage der Berechtigung des Aufenthalts titulieren, sondern hnlich den Sozial- und Jugendmtern sind. Sie erteilen den Aufenthaltstitel (sofern kein Verbotsvorbehalt greift) und koordinieren ordnungsbehrdliche Suchen, wenn Familien oder familienhnliche Gemeinschaften auf der Flucht getrennt wurden. Sie koordinieren mit Sozialamt, Jobcenter, Einwohnermeldebehrde, Schulamt, BAfG-Amt, Wohngeldstelle und den Sprachkursen der Kreisvolkshochschule die rechtliche Integration. Zudem koordinieren sie die Anerkennung von Bildungs- und Berufsabschlssen und bieten (muttersprachliche) Weiterbildungen an. Auch die ersten Kita- und Schulpltze werden durch die Willkommensmter vermittelt. Sie beraten in Fragen der Wohnortwahl und bieten subventionierte Kredite beispielsweise bei Existenzgrndungen, zum Einstieg in den Arbeitsmarkt oder bei Notlagen an. Hierzu werden mit den genannten Fachbereichen Verwaltungsschnittstellen gebildet, so dass die neuen Brger*innen  jedenfalls zu Beginn des Aufenthalts  aus einer Hand betreut werden. In den Einwanderungsmtern erfolgt eine mehrsprachige Betreuung unter Beteiligung der Migrationsbeirte. Die Einwanderungsbehrden sind zudem zur Amtshilfe verpflichtet, wenn nach einer gewissen Zeit die Zustndigkeit direkt auf die einzelnen Fachmter bergeht, um die komplikationslose berleitung, sprachlich wie kulturell, zu gewhrleisten.


Darber hinaus entfallen die nur Deutschen vorbehaltenen sozial- und ausbildungsrechtlichen Regelungen. Zudem erhalten nichtdeutsche Staatsangehrige nach dreimonatigem Aufenthalt in der Bundesrepublik das volle demokratische aktive und passive Wahlrecht.
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Ein progressiver Antirassismus geht ber den liberalen Multikulturalismus hinaus. Es geht um mehr als das bloe mehr oder weniger tolerante Nebeneinander der sozialen und kulturellen Identitten, sondern um die aktive Schaffung gleicher Lebensverhltnisse, in denen diese Identitten zunehmend an Bindungskraft verlieren. Deshalb sollte eine linke Einwanderungs- und Migrationspolitik aktive Manahmen zur Gleichstellung, etwa im Sinne US-amerikanischer affirmative action-Regelungen vorsehen: bei der sozialen Durchmischung von Wohngebieten, in Schulen und Kindertagessttten sowie im ffentlichen Dienst. Migrant*innen-Quotenregelungen, , Manahmen gegen Ausgrenzung oder faktische Separation im stdtischen Wohnen oder beim Besuch von Bildungseinrichtungen, die aktive Frderung der Sprachkompetenzen oder auch interkulturellen Austauschs auf Wohngebietsebene sind wichtig fr ein Zusammenleben in einer Gesellschaft verschiedener Herknfte. Dies alles sind wesentliche Bestandteile einer ber ein Einwanderungsgesetz zu regelnden fortschrittlichen und erlebbaren Migrationspolitik.


Zu guter Letzt: Wer zahlts?


Es kann und darf in der ffentlichen Debatte nicht verschwiegen werden, dass  wie oben dargestellt  sowohl die Aufnahme von Flchtlingen und Zuwanderer*innen als auch die Teilhabegewhrung in der Folgezeit Kosten verursachen wird. Dies ist generell jeder sozialstaatlich begrndeten Teilhabe inhrent und gilt insofern auch fr die Zuwanderungssituation. Die infrastrukturelle Ausgestaltung und Ausfinanzierung dieser Teilhabeansprche sind Teil von steuerlicher und sozialer Gerechtigkeit, damit im allgemeinen Gegenstand solidarischer Umverteilung gesellschaftlichen Reichtums. Die Frage der Finanzierung der oben genannten Vorschlge kann hier sicher nicht abschlieend geklrt werden. Zugleich wollen wir uns zumindest um erste Vorschlge einer notwendigen solidarischen finanziellen Verteilung auf europischer Ebene nicht drcken. Unsere Vorschlge sollen nicht darin mnden, dass hier Ankommende nach einer Art Knigsteiner Schlssel auf EU  auch gegen ihren Willen  auf die einzelnen EU-Mitgliedsstaaten verteilt werden, sondern ihren Aufenthaltsort frei whlen knnen. Um Ungleichheiten auch finanzieller Natur auszugleichen schwebt uns ein Fonds auf europischer Ebene vor, in den alle EU-Lnder 1% ihres Bruttoinlandsproduktes einzahlen. In Deutschland entsprche dies ausgehend von 2014 etwa 30 Milliarden Euro. Ausgehend von einem Bruttoinlandsprodukt der EU 2014 stnden im Fonds 140 Milliarden Euro europaweit zur Verfgung. Ausgezahlt wird dann je nach Anzahl der Aufgenommenen. Die Koppelung an das Bruttoinlandsprodukt htte zudem den Vorteil, dass Geflchtete nicht nur als Kostenfaktor wahrgenommen werden knnten, sondern auch als Konjunkturmotor. Insbesondere, da sich gerade herumspricht, dass Flchtlinge mit ihrer quasi 100%-igen Konsumquote durchaus die Binnennachfrage frdern. Auf den Flchtlings-Keynesianismus!


Anja Mayer ist Mitglied im Parteivorstand der LINKEN und im Quartiersrat Dttmann-Siedlung in Berlin Kreuzberg.


Jrg Schindler ist Rechtsanwalt. Er ist stv. Landesvorsitzender der LINKEN Sachsen-Anhalt und Vorsitzender der Linksfraktion im Kreistag.


Anmerkungen


[1] http://www.focus.de/video/politik/klaus-ernst-vs-hans-peter-friedrich-riesen-zoff-im-bundestag-wollen-sie-dass-geschossen-wird-an-der-grenze_id_5016808.html


[2] Bundesministerium fr Migration und Flchtlinge


[3] Wir beziehen uns hier auf Berechnungen aus der Linksfraktion im Deutschen Bundestag im Anschluss an deren kleine Anfrage zur BT-Drs. 17/13636 und darin enthaltenen weiteren Nachweisen. Die Zahlen sind notwendig geschtzt, weil verschiedene Werte nicht ermittelbar sind, z.B. wenn Antrags- oder Gerichtsverfahren sich erledigen und hierbei unklar bleibt, ob dies im Ergebnis zum Schutzstatus gefhrt hat.




Selbstverständlichkeiten

Plädoyer für grenzüberschreitende Bewegungsfreiheit

Jan Brezger


Die Freiheit, den eigenen Aufenthaltsort innerhalb eines Staatsgebiets selbst zu whlen, erkennen wir als Menschenrecht an. Wieso endet diese Freiheit aber an den Staatsgrenzen und reicht nicht ber diese hinaus? Ein Pldoyer fr internationale Bewegungsfreiheit. 


Vermutlich ist jede Person schon einmal umgezogen oder hat zumindest ernsthaft darber nachgedacht. Ob innerhalb des Kiezes, der eigenen Stadt oder landesweit, die zentrale Fragelautet dabei: Wo will ich leben? Zu den wichtigsten Faktoren in der Entscheidungsfindung drfte der Wohnort von engen FreundInnen und Familienangehrigen zhlen. Viele Menschen wollen in der Nhe von Personen leben, die ihnen am Herzen liegen. Darber hinaus bieten sich an anderen Orten neue berufliche Mglichkeiten, die einen zum Umzug bewegen knnen. Doch manchmal ist es auch nur die pure Neugier, die Menschen dazu veranlasst, den vertrauten Wohnort hinter sich zu lassen und ins Unbekannte aufzubrechen. Auch wenn die ausschlaggebenden Motive letztlich variieren, von zentraler Bedeutung ist, dass wir die Freiheit beanspruchen, ber den eigenen Aufenthaltsort und Lebensmittelpunkt selbst zu entscheiden. Nur an uns soll es liegen, ob wir beispielsweise von Bremen nach Erfurt oder von Greifswald nach Duisburg ziehen. Zwar wird erwartet, dass wir uns nach dem Umzug am neuen Wohnort registrieren. Aber die Entscheidung, ob wir den Wohnsitz verlagern, liegt allein in unserer Hand.


Um nachzuvollziehen, wie selbstverstndlich uns diese Freiheit erscheint, mge man sich vorstellen, jede Person msste vor ihrem Umzug einen Antrag stellen, ber den das zustndige Einwohnermeldeamt oder alle AnwohnerInnen des Zielorts frei entscheiden drften. Die DuisburgerInnen knnten also der Greifswalderin mitteilen, dass sie  je nach Ergebnis des demokratischen Entscheidungsfindungsprozesses  erwnscht oder unerwnscht sei. Selbst wenn die DuisburgerInnen das Umzugsvorhabenbewilligten, wre die Greifswalderin emprt. Und dies berechtigter Weise. Denn ob sie nach Duisburg oder an irgendeinen anderen Ort zieht, ist allein ihre persnliche Entscheidung. Unter normalen Umstnden darf ihr das niemand untersagen, weder die AnwohnerInnen noch die Verwaltung.
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Bewegungsfreiheit, ein Menschenrecht


Warum ist das Recht auf innerstaatliche Bewegungsfreiheit so stark, dass es sogar den Rang eines Menschenrechts einnimmt? Meine These lautet: Die Freiheit, selbst ber den Lebensmittelpunkt zu entscheiden, berhrt einen wesentlichen Aspekt der Autonomie von Individuen. Die moderne Vorstellung individueller Autonomie besagt, dass wir uns als AutorInnen unseres eigenen Lebens begreifen knnen sollten. Natrlich sind wir nicht in der Lage, alle Faktoren, die unser Leben beeinflussen, eigenmchtig zu ndern. Ich werde nicht ewig leben und Superkrfte bleiben mir ebenfalls verwehrt, auch wenn ich mir dies als Autor meines Lebens noch so sehr wnschen mag. Aber hinsichtlich aller tatschlich existierenden Optionen mchte ich selbst darber entscheiden, welche ich ergreife. Hindert mich eine Person oder Institution daran, indem sie die Auswahlmglichkeiten manipuliert oder meine Wahl nicht akzeptiert, greift sie in meine Autonomie ein. Genau vor solchen, die Autonomie gefhrdenden Eingriffen sollen Menschenrechte schtzen.


Hier unterscheidet sich die Bewegungsfreiheit nicht von anderen Freiheiten wie etwa der Religionsfreiheit, der Meinungsfreiheit oder der Vereinigungsfreiheit. Diese Freiheiten sind zentral fr die Autonomie der Individuen und ermglichen die Entwicklung und Entfaltung der Persnlichkeit. Wenn man das Recht auf innerstaatliche Bewegungsfreiheit auf diese Weise versteht, ist es nur ein kleiner Schritt, auch fr grenzberschreitende Freizgigkeit einzutreten. Tatschlich sprechen die gleichen Grnde dafr: Vielleicht mchte ich mit engen FreundInnen zusammen leben, die in Albanien wohnen. Oder es bietet sich eine spannende berufliche Perspektive in Accra. Eventuell interessiert mich aber auch einfach nur der Lebensstil in Jakarta. Diese Beispiele verdeutlichen, dass auch grenzberschreitende Bewegungsfreiheit unsere Autonomie schtzt. Als AutorIn des eigenen Lebens mchte ich auch ber jene Optionen frei entscheiden knnen, die jenseits der Staatsgrenzen liegen.


Selbstbestimmungsrecht und mgliche Folgen globaler Bewegungsfreiheit


Gegen diese Sichtweise werden zwei Arten von Einwnden vorgebracht. Zum einen behaupten manche, es gehre schlechterdings zum Recht auf kollektive Selbstbestimmung, frei entscheiden zu drfen, welche und wie viele Personen einreisen sollen. Allerdings stt das Selbstbestimmungsrecht der BrgerInnen an seine Grenzen, wenn individuelle Rechte geltend gemacht werden knnen. Manche Autoren vergleichen Rechte daher auch mit Trmpfen. So drfen die BrgerInnen eines Staates beispielsweise nicht demokratisch darber entscheiden, dass Frauen maximal zwei Kinder auf die Welt bringen drfen. Ebenso steht es den Stimmberechtigten nicht zu, einem Teil der BrgerInnen einfach die Staatsbrgerschaft zu entziehen. Das Recht auf Reproduktionsfreiheit und das Recht auf Staatsbrgerschaft setzen dem Recht auf kollektive Selbstbestimmung Grenzen. Gleiches gilt, wie das Beispiel der Greifswalderin illustrieren sollte, fr die Bewegungsfreiheit. Auch hier weist das individuelle Freiheitsrecht das kollektive Selbstbestimmungsrecht der BrgerInnen in die Schranken. Die entscheidende These lautet nun, dass dies auch fr internationale Freizgigkeit gilt: Es steht den bisherigen BrgerInnen eines Staates moralisch nicht zu, die Bewegungsfreiheit von einwanderungswilligen Personen einzuschrnken.


Eine zweite Gruppe von Einwnden beruft sich nicht auf das Selbstbestimmungsrecht der Brgerschaft, sondern fokussiert die mglichen Folgen internationaler Bewegungsfreiheit. Offene Grenzen knnten zu einer berforderung des Wohlfahrtsstaates fhren oder das Vertrauen zwischen den BrgerInnen unterminieren. Auerdem sei zu befrchten, dass unter dem verschrften Wettbewerb um Arbeitspltze und Wohnraum insbesondere diejenigen Bevlkerungsgruppen zu leiden htten, die bereits jetzt kaum ber die Runden kommen.


Auf diese zweite Art von Einwnden lsst sich zum einen erwidern, dass sie auf empirischen Annahmen basieren, die in vielen Fllen umstritten sind oder schlechterdings nicht zutreffen. Man muss sich nur Kanada als Beispiel vor Augen fhren, um die These in Zweifel zu ziehen, ein substantielles Ma an Einwanderung untergrabe das soziale Vertrauen oder gefhrde den Wohlfahrtsstaat. Auch hinsichtlich der Vermutung, Einwanderung in groem Umfang verschlechtere die Situation der bereits Schlechtestgestellten, sind die empirischen Befunde alles andere als einheitlich. Vor allem aber sollte man sich davor hten, MigrantInnen und benachteiligte BrgerInnen gegeneinander auszuspielen. Die berechtigen Ansprche auf Umverteilung und mehr soziale und politische Teilhabe sollten sich auf die gemeinsamen politischen und gesellschaftlichen Strukturen richten und auf eine Reform ebendieser hinwirken, nicht jedoch gegen Personen in Stellung gebracht werden, die lediglich von ihrer Bewegungsfreiheit Gebrauch machen mchten.


Das Recht auf internationale Bewegungsfreiheit


Doch ist ein Pldoyer fr grenzberschreitende Bewegungsfreiheit nicht vollkommen utopisch, und das im schlechtesten aller Sinne? Kommt es in absehbarer Zukunft nicht vor allem darauf an, fliehenden Menschen Schutz zu gewhren und fr die Aufnahmebereitschaft in Deutschland und Europa zu werben? Ist die Forderung nach globaler Personenfreizgigkeit angesichts der Wahlerfolge rechtspopulistischer Parteien in Europa nicht politischer Selbstmord? Das Bekenntniszum Recht auf internationale Bewegungsfreiheit fordert nicht, bereits morgen alle Grenzen dieser Welt zu ffnen. Aber es verlangt ein grundstzliches Umdenken im Umgang mit Migrierenden, diese nicht als Bittsteller zu behandeln, sondern ihr moralisches Recht auf internationale Bewegungsfreiheit ernst zu nehmen. Dies spricht beispielsweise auch dafr, Flchtenden die Wahl des Zielstaates selbst zu berlassen. Letztlich besteht die politische Forderung der internationalen Bewegungsfreiheit insbesondere darin, auf politische, soziale und konomische Zustnde hinzuwirken, die es allen Menschen ermglichen, den Lebensmittelpunkt selbst auszusuchen, sodass niemand unfreiwillig den Wohnort verlassen muss, aber jede und jeder freiwillig einen neuen Lebensmittelpunkt whlen kann.


Jan Brezger ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Otto-Suhr-Institut fr Politikwissenschaft an der Freien Universitt Berlin. In seiner Dissertation befasst er sich mit der politiktheoretischen Debatte um die Rechtfertigbarkeit von Einwanderungsbeschrnkungen und argumentiert fr ein moralisches Recht auf internationale Bewegungsfreiheit.




Xenophobie Business

Wer profitiert vom Grenzregime?

Claire Rodier


Die groen internationalen Umwlzungen, die den Unabhngigkeitsbewegungen und schlielich dem Zusammenbruch des sowjetischen Blocks folgten, haben Menschen berall auf der Welt zur Auswanderung getrieben. Anstatt diese Wanderungsbewegungen als logische Konsequenz eines Jahrhunderts der Unordnung und Herrschaft zu verstehen und zu versuchen, Ad-hoc-Antworten auf diese neuen Gegebenheiten zu finden  zum Beispiel auf Basis einer gerechten Verteilung der weltweiten Ressourcen  bemhten sich die Regierenden mit dem Bau von Schranken, um sich vor diesen Eindringlingen zu schtzen. In Wirklichkeit sind diese Schranken, ob sie legaler (Visa), physischer (Mauern) oder virtueller Natur sein mgen, fernab von unberwindbar: Ein nicht zu vernachlssigender Anteil der als unerwnscht eingestuften Migrant_innen schafft es. Dafr gibt es mehrere Grnde. Zunchst ist eine hermetische Verriegelung der Grenzen fr Illegale schwer zu konzipieren, ohne den freien Verkehr von dem, wovon die Globalisierung lebt, zu gefhrden. Auerdem ist, entgegen des offiziellen Diskurses, nicht sicher, ob das Ziel wirklich darin besteht, sie alle hinter den Grenzen zu halten. Es ist bekannt, dass die Wirtschaften der industrialisierten Lnder nicht ohne eine Reserve an flexiblen und leicht auszubeutenden Arbeitskrften auskommt  die Sans Papiers entsprechen diesem Bedarf. Letztlich bleibt die Mobilitt, selbst die eingeschrnkte, ein Ventil, eine notwendige Art der Anpassung auf Krisen, ie die internationale Gemeinschaft nicht zu lsen vermag. Und dennoch vergeht, in dieser immer mobileren Welt, kaum eine Woche, in der nicht irgendwo ein neues Mittelzur Einwanderungskontrolle erfunden wird. Warum?
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	Von wegen "Protector" - Kriegsschiff der australischen Grenzpolizei
	Metropolico.org  (CC BY-SA 2.0)


Je mehr Grenzen verwischen, desto schrfer werden sie berwacht


Als paradoxe Begleiterscheinung der globalen Vergesellschaftung beinhalten Einwanderungskontrollen zwei Widersprche. Der erste besteht in der Tatsache, dass sie sich proportional zur zunehmenden internationalen Mobilitt verstrken. Seit dem letzten Drittel des zwanzigsten Jahrhunderts haben die Ausweitung des wirtschaftlichen Austauschs, die Zunahme des Lufttransports und die technischen Fortschritte im Bereich der Telekommunikation Entfernungen nichtig werden lassen und Funktionen von Grenzen, wie Zollbeschrnkungen, verschwinden lassen. Mehrere Regionen der Welt haben sich organisiert, um dieses Verschwinden in einen Rahmen zugieen, so geschehen im Falle der Europischen Union, des NAFTA oder des Mercosur. Grenzregime hrten indes nicht auf, sich weiterzuentwickeln.


Der zweite Widerspruch der Grenzkontrollen besteht in ihrer Tendenz, sich zu vervielfachen. Die Weiterentwicklung der Einwanderungskontrollen wird von politischen und polizeilichen Erklrungen ber die Notwendigkeit, die Grenzen vor irregulrer Einwanderung zu schtzen, begleitet. Man scheint immer mehr tun zu mssen. Sei es aufgrund eines steigenden, eines drohenden oder eines massiven Zuwanderungsdrucks. Man knnte meinen, dass diese Initiativen von dem Streben nach Effizienz geleitet sind. Im Angesicht der Vielzahlder in den letzten Jahren getroffenen Manahmen scheint es sich jedoch so zu verhalten, dass jede neue Manahme  anstatt die versprochene Sicherheit zu gewhrleisten  den alleinigen Zweck hat, die Schwchen und Unzulnglichkeiten der vorangegangenen Manahmenaufzuzeigen, und nur das Ziel verfolgt, die kommenden Manahmen zu rechtfertigen. Tatschlich gibt es, keinen wirklichen Anlass zu glauben, dass die von den reichen Lndern unternommenen Anstrengungen, die Mobilitt von Menschen auf der Suche nach Schutz oder einem besseren Leben zu kanalisieren, von Erfolg gekrnt sind.


Oder anders gesagt: Angenommen, dass sie es zum Teil sind  was rein zahlenmig der Fall sein mag, und sei es nur aufgrund der Vielen, die whrend ihrer Auswanderung zu Tode kommen[bookmark: _ftnref1][1], so scheint dieser Faktor keinen Einfluss auf das weitere Vorgehender Politik zu haben. Gerade so, als sei die Notwendigkeit der Einrichtung neuer Grenzschutzmechanismen ungeachtet der Effizienz der bereits existieren den ein naturgegebener Imperativ. Die jhrlichen Berichte der Agentur Frontex strotzen vor Zahlen, die eine unmglicher zu verifizieren als die nchste. Sie halten, um sich fr ihren eigenen Erfolg zu rhmen, die Anzahl von Festnahmen illegaler Migrant_innen an diesem oder jenem Grenzposten fest, von Zutrittsverweigerungen zum europischen Territorium gegenber Personen ohne die ntigen Dokumente fr den Grenzbergang, die Anzahl maritimer Einstze, die zu so und so vielen Festnahmen gefhrt haben. Aber man findet in den Berichten von Frontex ebenso wenig die Spur einer umfassenden Evaluation ihrer Wirksamkeit im Sinne einer Kosten-Nutzen-Rechnung wie in den Bilanzen derjenigen europischen Institutionen, die die Agentur finanzieren und von denen sie abhngt. Ohne auch nur von den menschlichen Kosten ihrer Interventionen zu sprechen, wre es interessant, die Anzahl von neuen Migrationsrouten zu erfahren, die sich jedes Mal ffnen, wenn Frontex einen Grenzbergang dichtmacht. Die zur Schau gestellte Selbstzufriedenheit scheint in erster Linie dazu zu dienen, die Erhhung der menschlichen und materiellen Ressourcen zu rechtfertigen, die Frontex fr ihren Kampf gegen die irregulre Einwanderung zur Verfgung stehen. Im Laufe der ersten zehn Jahre ihres Bestehens hat sich ihr Budget von anfangs 6,3 Millionen Euro im Jahre 2005 verfnfzehnfacht.[bookmark: _ftnref2][2]


Geschichten von Macht und dem groen Geld


Dieser Eindruck eines endlosen Laufs zu einem Ziel, das wie eine Fata Morgana nie erreicht wird, wirft Fragen auf. Wenn sie, anders als ihre Befrworter_innen behaupten, nur sehr marginal dazu beitragen, die Mobilitt von Migrant_innen zu unterbinden oder den Migrationsstrom zugunsten einer geplanten Organisation der Zuwanderung umzuleiten, wozu dienen die Kontrollen dann? Eine der mglichen Erklrungen sttzt sich auf die wachsende Rolle der Sicherheitsindustrie, hier definiert als derjenige Wirtschaftszweig, der von den immer ausgeklgelteren Abschottungssystemen profitiert. Lange Zeit behandelte man die Frage der Migrationsindustrie nur, um die kriminellen Netzwerke zu beschreiben, die ausnutzen, dass Illegale gezwungen sind, immer strker berwachte Grenzen zu berqueren. Die Thematik der Schleuser und anderer Menschenhndler verdeckt jedoch eine ungleich lukrativere Form der Ausbeutung von Migration, die ihrerseits von den Regierungen selbst untersttzt wird. Es handelt sich um die Gewinne, die aus der Weiterentwicklung der Sicherheitstechnologie im Sektor der Grenzberwachung gezogen werden. Das Business der Migration umfasst aber auch all das, was die Gesetzgebung zu Aufnahme, Unterbringung, Inhaftierung und Abschiebung von Auslnder_ innen in den Aufnahmelndern abwirft. Spitzentechnologie im Bereich der Fernberwachung, private Unternehmen, die sich auf die Verwaltung von Abschiebelagern und die Organisation von Abschiebungen von Ausgewiesenen spezialisiert haben.
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Der groe Sicherheitsmarkt: Das Beispiel G4S


Am 12. Oktober 2010, kurz vor 20 Uhr, als die Passagiere von British-Airways-Flug BA 77 von London nach Luanda mit dem Boarden beginnen, sind vier Personen bereits im Flugzeug. Kurze Zeit vor den restlichen Passagieren sind drei Agenten der privaten Sicherheitsfirma G4S[bookmark: _ftnref3][3] und der angolanische Sans Papiers, mit dessen Abschiebung sie beauftragt sind, eingestiegen. Jimmy Mubenga wehrt sich, er will nicht nach Angola abgeschoben werden. Er protestiert, zuerst lautstark, dann immer schwcher. Von seinen Bewachern festgehalten, hrt man ihn klagen, dass er nicht atmen kann. Dann ist die Ruhe wiederhergestellt. Die Maschine wendet und kehrt zurck zu ihrem Ausgangspunkt. Ein Reisender, der in derselben Reihe sitzt, sieht wie die Sicherheitsbeamten Jimmy Mubengas Puls an Hals und Handgelenken kontrollieren. Ein Notarzt wird gerufen. Der leblose Passagier wird aus dem Flugzeug ins Krankenhaus gebracht, wo sein Tod offiziell festgestellt wird.[bookmark: _ftnref4][4]


Zwei Wochen nach der Tragdie von Flug BA 77 verlor die Firma G4S den Zuschlag fr den Abschiebemarkt, auf den sie seit 2005 ein Monopol innehatte. Ihre Fhrung erklrte, dass sie den Verlust des Vertrags, der ihnen um die 110 Millionen Pfund (125 Millionen Euro) in fnf Jahren eingebracht hatte, an die Konkurrenzfirma Reliance Secure Task Management bedaure, jedoch die Versicherung erhalten habe, dass die Wahl der britischen Regierung nichts mit den aktuellen Geschehnissen zu tun habe.


Das finanzielle Gleichgewicht von G4S drfte dieser Einkommensausfall nicht stren. Allein in UK unterhlt G4S vier Gefngnisse, vier groe Haftanstalten fr Asylbewerber_innen und Migrant_innen und zahlreiche kleine Zentren fr krzere Haftaufenthalte. Da sie auerdem mit 40.000 Angestellten und Umstzen in Hhe von mehr als einer Milliarde Pfund zahlreiche Sektoren, wie beispielsweise Wachdienstttigkeiten, Flughafensicherheit, Verwaltung von Schulgebuden, Gefangenentransporte und Geldtransporte bedient, ist sie die unangefochtene Nummer eins der Sicherheitsfirmen in Grobritannien und Irland. Vor allem gehrt G4S zu der kleinen Gruppe von multinationalen Konzernen, die auf globaler Ebene den Groteil der privaten und outgesourcten Sicherheitsindustrie unter sich aufteilen, in der das Migrationsmanagement einen immer zentraleren Platz einnimmt. Als ehemalige Group 4 Securicor ist das Produkt von seit 2000 voranschreitenden Fusionen und Aufkufen, die ihr heute den ersten Platz in ihrer Branche einbringen. 2011 war sie mit Aktivitten in mehr als einhundertzehn Lndern und mehr als 600.000 Angestellten der zweitgrte private Arbeitgeber der Welt.


Fazit


Wenn sie nicht komplett ignoriert werden, behandeln die Medien und politischen Verantwortlichen die menschlichen Dramen der irregulren Migration bestenfalls aus dem Blickwinkel des Mitgefhls. Im Allgemeinen wird das Unwissen jener, die unglaubliche Risiken eingehen, um den Kontrollen zu entgehen bedauert oder, hufiger noch, mit dem Finger auf die Schleuser und Menschenhndler als alleinige Verantwortliche gezeigt. Es ist an der Zeit, sich ber die Scheinheiligkeit dieser Rhetorik, die wahren Interessen hinter den Einwanderungskontrollen und ihre Effektivitt in Anbetracht der dramatischen Folgen bewusst zu werden.


Claire Rodier ist eine franzsische Journalistin, Juristin und Mitbegrnderin des europisch-afrikanischen NGO- und Informations-Netzwerks migreurop. Sie ist Autorin und Herausgeberin zahlreicher Publikationen zu den Themen Migration, Asyl und Menschenrechte. Der Beitrag ist ein Auszug aus ihrem gleichnamigen Buch, das im Mrz imUNRAST-Verlagerschien.[bookmark: _GoBack]


[bookmark: _ftn1][1]Zwischen 1993 und 2014 zhlte man mehr als 20.000.


[bookmark: _ftn2][2]2015 wird das Frontex-Budget bei ber 100 Millionen Euro liegen.


[bookmark: _ftn3][3]Das Deutschlandgeschft von G4S wurde von der Firma Securitas aufgekauft.


[bookmark: _ftn4][4]Ein hnlicher Fall trug sich 1999 in Deutschland zu, als der sudanesische Flchtling Aamir Ageeb bei seiner Abschiebung, gefesselt und mit einem Motorradhelm auf dem Kopf, im Lufthansa-Flug LH 588 in Frankfurt am Main von drei Bundesgrenzschutzbeamten durch massives Niederdrcken erstickt wurde (vgl. www. aamirageeb.de), Anm. d. bers.




Ein neuer Hauptwiderspruch

Plädoyer für die Integrationspolitik als Schwerpunkt im linken Politikportfolio

Tobias Schulze


In der derzeitig aufgeheizten Debatte um die nach Europa und auch nach Deutschland Flchtenden stehen sich zwei Positionen als Antipoden gegenber  auf der einen wird Solidaritt angemahnt - und zwar zu Recht. Zehntausende helfen, bringen Menschen nach Deutschland, in ihrer Stadt zur rztIn oder zum Amt oder sie sogar bei sich selbst unter. Wir erleben eine Bewegung durch fast alle Schichten der Gesellschaft  von rztInnen und AnwltInnen bis zu Arbeitssuchenden.


Auf der anderen Seite grassiert die Furcht vor jeglicher Vernderung, vor Unbekanntem und der Hass auf die Vernderer  auf eine vermeintlich das Volk verratende Politik, auf die Flchtlingshelfer_innen und vor allem auf die geflchteten Menschen selbst.




Zwischen diesen Polen schwankt wohl die groe Mehrheit der Bevlkerung: helfen? Ja klar, aber auch den AlbanerInnen, SerbInnen und den KosovarInnen? Natrlich verstehen wir jeden, der das zerbombte Syrien verlassen will, aber bringen die die dortigen Konflikte nicht mit hierher? Und nicht zuletzt die Frage: Schaffen wir das? Und wenn ja, wer hat da berhaupt was zu schaffen? Es ist nicht immer nur der Geiz und die Angst um den eigenen Wohlstand, der die Leute treibt. Es sind auch Fragen der Kultur und der Lebensweise. Insbesondere wenn diese Berhrungspunkte im ffentlichen Raum  Bildungseinrichtungen, Nahverkehrsmitttel oder das eigene Wohnumfeld betreffen.




In welche Richtung das Pendel der vielen Unentschiedenen ausschlgt, das wird sich wohl in den nchsten sechs bis zwlf Monaten entscheiden. Und diese Entscheidung wird, so die These, das Klima gegenber den Neubrger_innen prgen.




Die Rechte wei, was sie will. Welche Strategie hat die Linke?




Das Agieren der Kanzlerin, der SPD, aber auch der Grnen zeigt Hilflosigkeit diesen Phnomenen gegenber. CSU, AfD und Teile der Union wissen hingegen, worauf sie setzen: ngste anheizen und die Linie der gesellschaftlichen Normen weiter in Richtung Ausgrenzung und Abschottung zu verschieben. Auf diese Weise Whlerstimmen zu fangen, ist billig: Man muss nicht handeln, sondern nur an der Demagogieschraube drehen und ngste schren. Irrationalitt steht hoch im Kurs bei den Demagogen. Aber die Saat geht auf: In einer Umfrage befrworteten 68 % der Befragten Obergrenzen fr den Zuzug von Flchtlingen. 64 % sagten in der gleichen Umfrage, sie seien Geflchteten noch gar nicht persnlich begegnet.




Es sind gefhlte, keine echten Notlagen der Deutschen, die von den FremdenhasserInnen jeglicher Couleur getriggert werden. Die echten Notlagen erleben andere: Geflchtete, die ohne Dach ber dem Kopf und ohne rztliche Versorgung im Freien campieren mssen, Kommunalpolitiker_innen, die Morddrohungen bekommen, weil sie ihre Pflicht tun und Flchtlingshelfer_innen, deren Autos von Naziterroristen angezndet werden.




Nur wenn der politische Raum angesichts der Aufgabe nicht zwischen Anbiederung an vermeintliche Kernwhlerschaften und den politischen Notwendigkeiten schwankt, sondern schnell die richtigen Weichen stellt, kann eine weitere Eskalation verhindert werden. Der Fremdenhass auf den organisierten und ideologisierten Kern der rechtsextremen Szene zurckgedrngt und hier auch als rechtsterroristisch gechtet werden.


Vor das schnelle Handeln gehrt aus meiner Sicht eine Erkenntnis: Die Integration von Hunderttausenden, vielleicht Millionen Menschen, die wegen Not, Verfolgung und Krieg ihre Heimat verlassen haben, braucht eine gesellschaftspolitische Wende im groen Mastab. Die beiden Grundmodi dieser Wende - ffnung und Teilhabe - sind gerade fr die hermetische deutsche Gesellschaftsstruktur echte Herausforderungen:





		Eine solch ungleiche Vermgensverteilung wie hierzulande macht das Abgeben zum Problem.

		Auch Unternehmensgrndungen, fr migrantische konomien ein wichtiger Baustein, sind vergleichsweise aufwndig gestaltet.

		Wer ein solch selektives Bildungssystem wie Deutschland hat, produziert Verlierer.

		Wer bereits vor der jetzigen Flchtlingsbewegung seinen mehr oder weniger subtilen Alltagsrassismus pflegte, hat es nicht leicht mit Menschen anderer Hautfarbe.
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	Schlimm - dieses Neuklln.
	x1klima (CC BY-ND 2.0)


Wohnungen statt Zune bauen.




Deutschland war bisher kein Musterland der Vielfalt und Integration  im Gegenteil. Man hat Integrationsprobleme weitgehend ausgesessen oder blieb auf halbem Weg stehen. Und dann wird in der deutschen Provinz voller Abscheu auf Berlin-Neuklln, Hamburg-Mitte oder die Stdte des Ruhrgebiets gezeigt und sich Schlimm da zugeraunt  als seien die sozialen Probleme dort nicht Ausdruck eines politischen und gesellschaftlichen Versagens.




Wenn die Integration also zuknftig gelingen soll, muss man den groen Wurf wagen. Dies gilt erst recht, weil die Quantitt der jetzigen Herausforderung nicht abzuschtzen ist. Wer zu Recht die Position offener Grenzen fr alle Menschen in Not verteidigt, muss darauf eingestellt sein, dass viele Menschen in Not kommen -  auch noch nchstes und bernchstes Jahr und die darauf folgenden Jahre. Jegliche Phantasien von einer Begrenzung der Flchtlingsbewegung enden in einem Gewaltszenario. Das Bekmpfen der Fluchtursachen in all ihrer Vielfalt, wenn man mal von den unsglichen Zustnden und der mangelnden Versorgung in den Flchtlingslagern des Nahen und Mittleren Ostens absieht, ist zudem eine Aufgabe fr Jahre und Jahrzehnte. Nichts spricht dafr, dass die Zahl der Geflchteten und damit die Integrationsaufgabe kleiner werden. Da kann man noch so oft nchstes Jahr verkraften wir diese Zahlen aber nicht mehr sagen. Die Gesellschaft, die Sozialsysteme, unsere Infrastruktur werden sie mglicherweise verkraften mssen. Es gibt kein Grundrecht darauf, von der Not in der Welt in Ruhe gelassen zu werden.




Nun fehlt, was auch schon vor den Millionen Geflchteten fehlte: Wohnungen in Ballungsrumen, Sozialarbeiter_innen, Lehrer_innen, Erzieher_innen, rzt_innen, Polizist_innen, ffentliche Infrastruktur wie mter, PNV, Schulen, KiTa-Pltze, Pltze in Wohneinrichtungen. Und was, wenn auch die hiesige Privatwirtschaft mal in eine Krise gert, wie sie im sdlichen und stlichen Teil Europas schon fatale Normalitt geworden ist. Wie schaffen wir dann neue Mglichkeiten der sozialen Teilhabe ber Erwerbsarbeit. Ohne ffentlich gefrderte Aus- und Weiterbildung, vielleicht auch ohne ffentlich gefrderte Jobs wird es wohl nicht gehen.  




Dies alles muss schnell und in einer konzertierten Aktion der ffentlichen Hand organisiert, ausgebildet, gebaut und geschaffen werden. Zur Ehrlichkeit gehrt daher auch: Wenn die Integration derjenigen, die bleiben wollen, gelingen soll, wird sie schon jetzt und schnell viel ffentliches Geld kosten. Denn in einem Jahr passiert viel: Sind Kinder in den Schulen gut aufgenommen (oder ausgegrenzt), sind Notunterknfte aufgelst (oder weiter berfllt), sind Ausbildungsvertrge geschlossen (oder auch nicht), sind Arbeitspltze besetzt und Asylantrge abgearbeitet (oder eben nicht). 




Pragmatismus und Solidaritt - zwei Seiten der selben Medaille




Dieses Geld sollte, die Position ist bekannt, durch hhere Steuern auf hohe Einkommen und auf Vermgen sowie auf Erbschaften eingenommen werden. Im besten Fall merken nur die oberen 30 Prozent der Bevlkerung die Kosten der Integration als Minus in ihrem Geldbeutel. Mglich, dass auch DIE LINKE angesichts der Herausforderungen sozialpolitische Positionen neu austarieren muss. Die unteren 70 Prozent knnten jedoch ein Mehr an Sicherheit, Solidaritt und gesellschaftlichen Zusammenhalt gewinnen, ohne materiell abzugeben.


Im schlechtesten Fall, dem des bisherigen Aussitzens und Durchwurschtelns, dem der partiellen Ghettoisierung und der Ausgrenzung, merken alle bis auf die oberen 30 Prozent, dass Integration und Vielfalt ohne die dafr bentigten Rahmenbedingungen auch scheitern kann. Hier ist nicht nur an die Moral, an Solidaritt zu appellieren, sondern an einen weitsichtigen Pragmatismus. 




Aber es geht bei der Frage des Gelingens oder des Scheiterns nicht nur um ffentliche Investitionen.    Es geht um einen dauerhaften Modus vivendi der Integration, um das Land als Einwanderungsland, um eine Gesellschaftspolitik unter der berschriftGeflchtete zu Neubrgern. Wo bauen wir Hrden fr die Integration ab? Bei Bildungsabschlssen, beim Zugang zu ffentlichen Einrichtungen, bei Sprachenvielfalt etwa, bei der Zusammensetzung von Entscheidungsgremien. Wo fehlt es an Rechtsetzung oder -sprechung? Bei der Anwendung des Antidiskriminierungsgesetzes zum Beispiel. Gebraucht wird eine Art Normenkontrolle aus dem Blickwinkel der Integrationspolitik. Diese kann bei einem zu schaffenden Ministerium fr Migration, Integration und Flchtlinge angesiedelt sein, das eine solch strategische Agenda vorbereitet.  




Es kommen gerade mehrere erste Generationen zu uns  aus Syrien, aus Afghanistan, Pakistan, aus Albanien und dem Kosovo, aus Eritrea und Mosambique. Es wird zweite und dritte Generationen geben.  Linke Politik sollte ihr Handlungsportfolio um einen weiteren Hauptwiderspruch erweitern: den zwischen den verzweifelten Bewahrern nationaler ethnischer und kultureller Homogenitt und den ffnern fr die grenzenberschreitende Solidaritt im eigenen Land. Die soziale Frage stellt sich heute mehr denn je an den Grenzen nach Europa.




Willkommen im Mainstream

Über die Vereinnahmung einer Bewegung

Elsa Koester


Total verrckt. Die BILD produziert #refugeeswelcome-Aufkleber mit ihrem Logo drauf. Frher gehrte dieser Aufdruck Szene-Linken. Frher, das heit: vor drei Monaten. Und es bleibt nicht bei Aufkleber-Bekenntnissen. Tausende Menschen arbeiten unentgeltlich in Flchtlingsunterknften. Zahlreiche Unternehmen und Konzerne stellen ihre Mitarbeiter_innen dafr frei, oft einen Tag pro Woche, und das seit Monaten. Schon vor Merkels Wir schaffen das. Ganz ohne Order von oben.


Und es geht noch weiter. Jetzt stellt die BILD rassistische Hetzer an den Pranger. Wer nachplappert, was die Zeitung jahrelang druckte, wird jetzt fertig gemacht. Und Merkel? Die hat pltzlich Grundstze. Die Aufnahme von Flchtlingen zum Beispiel. Die sei ihre verdammte Pflicht. Auch die Wirtschaft gibt sich antirassistisch. Siemens und die Telekom stellen Hunderte bezahlte Praktikumspltze und Deutschkurse fr Flchtlinge bereit. Zahnrzte betreiben Praxis-Sharing mit Kollegen aus Damaskus. Eine Online-Jobbrse vermittelt Arbeitspltze an Flchtlinge. Mit ber 500 teilnehmenden Unternehmen. Und damit Flchtlinge leichter an Arbeit kommen, sollen die Gesetze schnell gelockert werden. Inklusive Bleiberecht whrend der Ausbildungszeit fordert der Bundesverband der Industrie.
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	Vereinnahmung durch BILD? Wenn ein Riss durchs Land geht, gleich das Blatt mitzerreissen!
	Daniel Zimmel  (CC BY-SA 2.0)


Was ist passiert? Flchtlingsuntersttzung ist voll Mainstream. Wer noch kein Ich-und-mein-Flchtling-Selfie hat, der ist einfach out. Papa, kaufst du mir einen Flchtling?, nennt dieses Phnomen die Video-Satirecrew Die Datteltter. Klar. Paternalistisch. Aber jeder berechtigte Hinweis auf den neuen Nationalstolz kann nicht darber hinwegtuschen, das hier etwas Unfassbares passiert ist. Hunderttausende Flchtlinge kommen nach Deutschland. In Freital formiert sich der braune Mob. Flchtlingsunterknfte brennen. Doch was tut die Mehrheit? Sie entscheidet sich gegen Pegida, fr das Willkommen. Gegen den Weg der Hetze und fr den Weg der Solidaritt. Einfach so. In Deutschland!


Natrlich ndert das kleine Sommermrchen nicht die Welt. Mainstream im Kapitalismus stinkt weiter nach Verwertung, nach Nationalismus, nach Paternalismus. Wenn BDI-Chef Grillo eine Lockerung des Leiharbeitsgesetzes fordert, damit Flchtlinge schon nach drei Monaten ins Lohndumping drfen, wird klar, woher der Wind weht. Grillo sagt es ohne Umschweife: Es geht darum, gerade gut ausgebildete Flchtlinge schnell in Wertschpfungsstrukturen einzubetten". Alles klar? Keine antirassistische Erkenntnis. Sondern dreckige kapitalistische Realpolitik. Flchtlinge sind Humanressourcen. Und wenn's ganz bld kommt, geht es dem Mindestlohn an den Kragen.


berraschung: Ein Hashtag auf BILD-Aufklebern macht keine Revolution. Wohl aber zeigt er einen Paradigmenwechsel an. Denn selbst wenn das Willkommen glcklich mit den Interessen der Wirtschaft zusammentrifft: Entstanden ist es anders. Aus einem humanistischen Unbehagen inmitten eines tief antihumanistischen Deutsch-Europa. Das Willkommen ist ein Widerstandsreflex gegen Kaltland. Gegen die Allgegenwart rationaler Profitlogik, gegen den Staatsstreich des Zuchtmeisters von Europa, gegen die schwarze Null, gegen die streichelnd-abschiebende Merkel. Der Kanzlerin wiederum blieb keine andere Wahl, als sich das Willkommen anzueignen: Weil sich Deutschland nach dem Coup, nach dem Mob von Pegida und Freital nichts mehr leisten kann. Und weil die Versorgungsstrukturen ohne das Willkommen kollabiert wren. Praktisch auerdem: Vor lauter Willkommen hat niemand etwas dagegen, wenn jetzt die weniger verwertbaren Flchtlinge fix in Abschiebegewahrsams-Zentren gesteckt werden. Die krasseste Verschrfung der Asylgesetze, und Merkel wird fr ihre Menschlichkeit gefeiert.


Ja, der Mainstream-Antirassismus stinkt. Aber: etwas Besseres htte kaum passieren knnen. Denn wenn der braune Mob wtet, ist es von Vorteil, wenn nicht alle hinterher rennen. Der Pegida-Jahrestag als Machtdemonstration? Das ging nach hinten los. Die politische Mitte macht nicht mit. Nicht aus moralischen Grnden. Sondern weil sie es nicht mehr kann. Das Willkommen steht dagegen.


Fr viele ist das Fremde nicht mehr fremd genug, um es zu frchten. In den Drfern, Betrieben, auf den Straen, Bahnhfen, in den Zgen: berall setzen sich Menschen mit Flucht und Migration auseinander. Sie wissen, wo Damaskus liegt. Sie wissen, dass viele Menschen nur mit einem Schlauchboot nach Europa kommen knnen, und dass das unmenschlich ist. Sie lernen die Lebensrealitt von Menschen in Not kennen. Ein gutes Fundament gegen rechte Hetze, die sich von Lgen, Vorurteilen und dem Unbekannten nhrt.


Und trotzdem: Das Willkommen ist brchig. Der Paternalismus zeigt sein mieses Gesicht, wenn de Maizire von Undankbarkeit spricht. Undankbarkeit, das heit, einen eigenen Willen zu haben, Taxi zu fahren, sich ber fehlende Betten und kalte Zelte zu beschweren. Und Ankommenskultur, das heit de Maizire zufolge offensichtlich, ab ins Lager und Klappe halten. Es kommen harte Zeiten. Die BILD wird wieder hetzen. Der rechte Mob wird grer. Die Bewhrungsprobe ist nicht vorbei. Aber wir starten in diese Zeiten mit einem breiten humanistischen Lager. Das werden wir auch brauchen.


Elsa Koester arbeitet als Volontrin fr die Tageszeitung neues deutschland.




Mitten drin statt nur dabei

Über das Team Welcome United 03

Katharina Dahme


Fr Fans groer Fuballvereine mag es etwas ganz Alltgliches sein, wenn die Stars ihres Vereins im ZDF Sportstudio zu Gast sind. Als Fan eines Viertligisten ist man hingegen schon froh, wenn es der eigene Klub in die Berichterstattung des Regionalsenders schafft. So war es fr mich ein auf vielen Ebenen besonderer Abend, als Abdelhafid Ahmed Anfang September ins ZDF Sportstudio eingeladen wurde. Er sa dort neben Dortmunds Abwehrspieler Neven Subotic, von dem kleine und groe Kinder Autogramme und Trikots sammeln. Das Thema der Sendung war nicht mehr und nicht weniger als die Kraft des Fuballs und was diese vermag, wenn es um die Integration von Geflchteten in Deutschland geht. Abdihafid Ahmed, genannt Abdi, ist Spieler des SV Babelsberg 03  dem Verein, fr den seit Langem mein Fuballherz schlgt. Genauer gesagt: Er ist der Kapitn der dritten Mannschaft, von Welcome United 03, einer Mannschaft, die nur aus Geflchteten besteht und im Sommer 2014 von den Babelsbergern gegrndet wurde, nachdem Potsdamer Geflchtete nach Mglichkeiten gesucht hatten, regelmig zu kicken. Der Verein stellte sofort die ntige Infrastruktur zur Verfgung: einen Trainingsplatz, Blle, Fuballschuhe und Trikots. Die Nordkurve, ein Zusammenschluss verschiedener Babelsberger Fangruppen, sammelte bei den Heimspielen Geld und wurde Trikotsponsor. Ein Jahr spter wurde Welcome United 03 fr den regulren Spielbetrieb angemeldet und spielt nun in der Kreisklasse um den Aufstieg mit. Ganz unten muss man als neues Team anfangen, aber die Liga ist hier sowieso Nebensache. Der Klub finanziert einen Trainer mit einer Aufwandsentschdigung.
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	Abdihafid Ahmed im ZDF-Sportstudio
	

Abdi wird nun seit geraumer Zeit immer wieder eingeladen, seine Geschichte zu erzhlen: die der ersten Flchtlingsmannschaft Deutschlands und die seiner Flucht. Der Moderator an diesem Abend, Jochen Bendel, der sonst deutlich prominentere Gste in seiner Sendung begrt, wirkt nervs. Er begibt sich auf dnnes Eis. Denn so schn dieses Beispiel gelebter Solidaritt und Integration ist, so sprachlos macht, was Abdi von seiner Flucht erzhlt. Ich habe seine Geschichte mittlerweile oft gehrt und frage mich jedes Mal, ob man ihm das zumuten darf. Ihn die Geschichte immer und immer wieder erzhlen zu lassen. Wie er seine Heimat Somalia verlassen musste, nachdem die Al-Shabaab-Miliz mehrere Mitglieder seiner Familie ermordete. Wie er zu Fu durch die Wste floh und mit dem Boot das Mittelmeer berquerte. Wie das Boot kenterte und von ber 170 Menschen nur fnf berlebten. Wie sie um ihn herum ertranken, darunter viele Kinder, und er nicht helfen konnte, weil die Kraft gerade noch reichte, sich selbst ber Wasser zu halten. Bendel will, dass sein Gast das erzhlt  und ich will es auch, weil ich will, dass viele Menschen das hren und sich dabei genauso unwohl fhlen wie ich. Abdi sitzt dort also zur besten Sendezeit und erzhlt seine Geschichte. Man will diese Geschichte am liebsten so im Raum stehen lassen. Die Zuschauer in ihren geheizten Wohnungen, auf den gemtlichen Familiensofas mit einem schlechten Gefhl zurcklassen, statt im Studio zum heiteren Torwandschieen weiterzugehen.


Aber es geht ja um die Kraft des Fuballs und was diese vermag, wenn es um die Integration von Geflchteten in Deutschland geht. Abdi war in Somalia Spieler in einer Nationalauswahl und dachte auf der Flucht, dass er nie wieder Fuball spielen wird. Nun geht er jede Woche zum Training und zu Punktspielen. Er trgt das Trikot von Welcome United stolz und bei jeder Gelegenheit. Sein Traum ist, wieder bei einem groen Verein zu spielen. Er meint damit auch die erste Mannschaft von Babelsberg. Das ist die schne Geschichte des Abends.


Sie soll stellvertretend stehen fr die engagierten Vereine, die Flchtlinge ins Stadion oder zu Trainingseinheiten einladen. Es sind unzhlige Vereine, groe und kleine, darunter Klubs, von denen man es nicht erwartet. Als Fuballfan war ich - ohne bertreiben zu wollen - auf eine sonderbare Weise davon berhrt, wie engagiert Mitglieder und Funktionre der Klubs waren, whrend sich der DFB in seiner Trgheit gerade mal das Prdikat stets bemht erarbeiten konnte. Die Aktion #refugeeswelcome der BILD war dann fast dazu in der Lage, all das Engagement von unten, innerhalb eines Wochenendes zu zerstren. 36 Erst- und Zweitligisten sollten mit der BILD-Aktion auf dem Trikotrmel auflaufen. Es ist dem FC St. Pauli zu verdanken, dass diese schbige Instrumentalisierung der Geflchteten zugunsten einer PR-Kampagne der BILD nicht gelang. Der FC St. Pauli verweigerte die Teilnahme und immerhin sieben weitere Klubs sagten ebenfalls ab. In fast allen Stadien sah man am besagten Wochenende #bildnotwelcome-Banner, Fans machten ihrer Wut Luft.


Zurck ins Sportstudio: Dort musste sich auch Ahmed Abdihafid Luft machen. Als Moderator Bendel gerade an Lockerheit gewann, - die schwierigsten Themen waren da immerhin abgehakt -, berichtet Abdi vom alltglichen Rassismus auf der Strae. Dort werden er und die Bewohner aus einer Sammelunterkunft fr Geflchtete bse angesehen und bepbelt. Man lsst sie spren, dass sie nicht erwnscht sind. Abdi legt den Finger in die Wunde. Die sachliche und dabei schonungslose Art seiner Beschreibung des rassistischen Alltags in Deutschland tat der allgemeinen Wohlfhlstimmung kurz vor Ende der Sendung sichtlich gut. Sie erinnerte daran, dass es nicht reicht, wenn ein paar wenige Geflchtete das Glck haben, bei einem Verein Fuball spielen zu knnen. Im Studio wurde es da ganz ruhig.


Mir bleibt zum Trost gegen diese Verzweiflung die Erinnerung an ein Gesprch mit Abdi. Er hatte, als er mir von jenen Anfeindungen auf der Strae erzhlteauch gesagt: But when I come to Babelsberg, to the team, it feels like home. Immerhin.


Katharina Dahme arbeitet fr das Fuballmagazin 11FREUNDE, ist Mitglied im Parteivorstand der Partei DIE LINKE und im Aufsichtsra[bookmark: _GoBack]t des SV Babelsberg 03.




Kann man Flüchtlinge unterstützen UND den Kapitalismus kritisieren?

Eine Antwort auf Harald Martenstein

Tobias Schulze


Harald Martenstein hat eine Kolumne unter der berschrift Ohne Reiche gbe es keinen Sozialstaat nach einem bewhrten Muster verfasst: Pappkameraden aufbauen und dann mit scharfen Schssen zerlegen. In diesem Fall stellte er die These auf, dass manche derjenigen, die sich fr Flchtlinge engagieren, gleichzeitig auch Kritiker des Kapitalismus seien. Er belegt das zwar nicht, aber ein Beleg wrde den Pappkameraden ja auch nur unntig belasten.


Nehmen wir mal an, Martenstein htte mit seiner Annahme Recht und tatschlich seien Flchtlingshelfer_innen auch Kapitalismuskritiker_innen. Der Kolumnist versteht diese Menschen nicht, denn schlielich flchteten die Syrer_innen und Iraker_innen nicht nach Venezuela oder China, sondern nach Deutschland und Schweden. Fr Martenstein ein Beleg der berlegenheit des Kapitalismus, dem die undankbaren Flchtlingshelfer endlich mal die gebhrende Anerkennung zollen sollten.


Schon diese erste These stimmt nicht: Die Masse der Flchtenden aus Syrien etwa geht in den Libanon, in die Trkei oder nach Jordanien. Die Lnder mit den meisten Flchtlingen 2014 waren nach Angaben des UNHCR Libanon, Jordanien, Nauru und der Tschad. Die meisten Asylantrge wurden 2014 in Russland gestellt. Vielleicht sind die Grnde der Geflchteten fr die Auswahl ihrer Fluchtlnder doch vielfltiger? Martensteins meint, die Lnder, aus denen vor allem geflchtet wrde, seien ja nicht vom Kapitalismus ausgebeutet, sondern von Diktatoren und korrupten Gangstern gebeutelt: Es ist seltsam. Tausende riskieren ihre Haut und lassen alles zurck, nur um in einem System leben zu drfen, das hier viele fr durch und durch unmenschlich halten. Ja, das ist seltsam. Und es ist ein Kurzschluss. Die Menschen dort flchten vor Krieg, Terror und Verfolgung, sie flchten auch vor den Folgen des Klimawandels, vor Terrorregimen, vor Hunger  Dinge, die auch mit der westlichen Wirtschaftsweise zu tun haben. Sie flchten meist nicht, weil der Kapitalismus des Westens solch ein unglaublicher Magnet ist. In einem Nebensatz heit es auch, dass Freiheit und Rechtsstaat Grnde fr die Attraktivitt des Zielortes sein knnten, Dinge, die nicht zwangslufig mit dem Kapitalismus einhergehen.


Aber unzweifelhaft gibt es Menschen (i.d.R. aus armen kapitalistisch verfassten Lndern), die gern in reichere kapitalistisch verfasste Lnder auswandern wrden, um bessere materielle Lebensgrundlagen zu haben. Also bleiben wir mal bei Martensteins These, Europa sei fr Einwanderer attraktiv, weil der Kapitalismus so berlegen sei und insbesondere den Sozialstaat ermgliche, der auch uns Wohlstandsmenschen ernhre. Oder mit Martenstein: Ausgerechnet bei denen, die dem Kapitalismus ihr gutes Leben verdanken, hat er hufig ein schlechtes Image. Ja, man msste den Reichen eben dankbar sein, dass sie so einen Sozialstaat finanzieren, der dann auch den Flchtlingen hilft.
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	Nicht Martenstein, aber auch ein larmoyanter ltere Herr
	NNelumba  (CC BY-SA 2.0)


Umgekehrt wird ein Schuh draus: Je besser der Staat, auch der Sozialstaat, funktioniert, umso eher funktioniert auch der Kapitalismus, umso glimpflicher laufen seine Krisen ab. Immerhin sorgt eine hohe Staatsquote, wenn diese Umverteilung vernnftig organisiert ist, fr eine krisendmpfende Glttung blaseninduzierter Zusammenbrche. Ohne den Sozialstaat funktioniert der Kapitalismus nicht. Man sehe sich die Lnder ohne funktionierenden Staat, ohne nennenswerte soziale Absicherung an  oder ein staatskapitalistisches Land wie China.


Selbst wenn der funktionierende Kapitalismus hierzulande Einwanderer lockt: besonders nett ist er nicht zu ihnen gewesen. Die erste Generation von Gastarbeitern, meist un- oder angelernt, sahen sich spter von Arbeitslosigkeit und nun wegen ihrer einstmals niedrigen Lhne auch von Altersarmut bedroht. Von Fhrungsetagen wollen wir gar nicht reden  da bleibt der deutsche Mann immer noch weitgehend unter sich. Der Sozialstaat wird also gebraucht.


Menschen, die ber die von Martenstein unterstellte Vulgrkritik des Kapitalismus hinausdenken, geht es denn auch zumeist darum, den Sozialstaat als Reparaturbetrieb eines krisenhaften Wirtschaftsmodells berflssig zu machen, indem man nicht nur den Staat, sondern auch die Wirtschaft demokratisiert und auf Teilhabe orientiert. Und diese Frage wird sich auch im Zusammenhang mit den zu uns kommenden Flchtlingen neu stellen: Eine Gesellschaft, die sich ffnet, muss auch teilen. Auf das Teilen der unglaublich ungerecht verteilten und vererbten Vermgen, der Unternehmen, der Immobilien und sonstigen Reichtmer ist unsere Gesellschaft aber nicht eingestellt. Ihr fehlen schlicht die politischen Instrumente dazu. Der Satz Martensteins, die Reichen zahlten ja den Groteil der Steuern, stimmt bestenfalls noch fr die Einkommenssteuer.


Karl Marx hat die Innovationskraft und die Entwicklungsdynamik des Kapitalismus durchaus anerkannt. Im Systemwettstreit zum Realsozialismus ist er in seiner sozialstaatlich eingerahmten Variante zu Recht brig geblieben. Doch solche Differenzierung ist Martensteins Sache nicht. Seine simple Parole lautet: Kapitalismus, Freiheit und Rechtsstaat, das und nur das ist eine unschlagbare Kombination.


Da scheint es hervor, das Ende der Geschichte: nicht neu, aber immer wieder gern genommen. In Martensteins Variante durch die deutsche Brille gesehen. Und wer das nicht akzeptiert, der gilt als undankbares Balg: Das ist ein bisschen so wie bei manchen Kindern, die in eine wohlhabende Familie hineingeboren werden. Die Eltern ermglichen ihnen alles, trotzdem werden sie von den Kindern verachtet. Mal drber nachgedacht, was das Reichwerden mit diesen Eltern angestellt hat?




Alternativen zum Bestehenden

Die Macht der Vielen im Krisenregime aufbauen

Beppe Caccia
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	Die Macht der Vielen gegen die Austeritt ...
	Jessica Dillree (CCBY 2.0)


Die krzlich gefallene Entscheidung des portugiesischen Prsidenten Cavaco Silva, die  ber die parlamentarische Mehrheit verfgenden  linken Krfte bei der aktuellen Regierungsbildung auszuschlieen, wird das Land binnen Monatsfrist in eine tiefe politische Krise strzen. Die Begrndung, die Berufung auf Europa (Es kann keine Regierung geben, die im Parlament von Krften abhngig ist, die dafr eintreten, den europischen Fiskal- und Stabilittspakt abzuschaffen), scheint zu zeigen, dass wir hier, zum zweiten Mal in nur drei Monaten, etwas erleben, das #ThisIsACoup vollkommen zutreffend beschreibt: einen offenen Bruch der formalen Verfassungsnormen, getragen von dem Bestreben, auf eine autoritre Art die ungeschriebenen Regeln der materiellen europischen Konstitution durchzusetzen, wie sie sich in den zurckliegenden Krisenjahren unter dem Regime der Troika verfestigt haben.


Gleichzeitig sind Gipfel- und Expertentreffen, bilaterale Verhandlungen und Zusammenknfte der Staats- und RegierungschefInnen der EU in dichter Folge darum bemht, eine gemeinsame Politik angesichts der so genannten Flchtlingskrise zu formulieren. Ergebnis dieser hektischen Aktivitten auf Regierungsebene ist ein instabiler und daher stndig neuen Diskussionsbedarf schaffender Kompromiss, ein  ausgehend vom effektiven Auerkraftsetzen des Dubliner bereinkommens zum Asylverfahren  Schwanken zwischen einerseits dem Verteilen der Geflchteten auf die verschiedenen Staaten der Union und andererseits Manahmen zur Schlieung der Grenzen sowie zur kollektiven Abschiebung von Migranten, denen ein Asylanspruch in Europa von vornherein abgesprochen wird.


Einen Gegenpol dazu bildet im Fall Portugals etwa die Bewegung Que se lixe a Troika(Zur Hlle mit der Troika), die 2012 mehr als eine Million Menschen gegen die Austerittspolitik der Regierung des Ministerprsidenten Passos Coelho zu mobilisieren vermochte, ein Impuls, der sich letztlich im Wahlsieg der linken Parteien niederschlug; im Fall der Geflchteten ist es die politisch wie physisch gewaltige Bewegung der vielen zehntausend Menschen auf der so genannten Balkanroute, die ungeachtet all des unaussprechlichen Leids und aller Not in der Lage waren, auf ihrem Weg alle Grenzen und Schranken zu berwinden und so die bis dato von der Europischen Union samt ihren nationalen Regierungen verfolgte Asyl- und Einwanderungspolitik insgesamt in Frage zu stellen. Beides erinnert uns daran, dass die Nacht der Schande, jener des 13. Juli 2015 in Brssel, als Griechenland das Messer an die Kehle gesetzt und ein Programm verabschiedet wurde, das selbst Mainstream-konomen als undurchfhrbar qualifizieren, nicht das Ende der Geschichte war.


Die Ereignisse in Portugal und die Bewegung der Migrantinnen und Migranten unterstreichen zumindest zwei Dinge: Erstens, dass mit dem  hufig unvorhergesehenen und auch unvorhersehbaren  Auftreten einer rebellischen gesellschaftlichen Subjektivitt auf der politischen Bhne sich ein neuer Horizont ffnen kann, selbst wenn, auch vom Standpunkt der Herrschenden, das Ergebnis des Spiels besiegelt schien; zweitens, dass die Reaktionen der kapitalistischen Oligarchien, ob auf nationaler oder europischer Ebene, sich nicht auf eine technische Logik oder eine praktisch und konomisch objektive Rationalitt reduzieren lassen (und noch niemals lieen), sondern einzig Gegenstand politischer Entscheidungen sind.


Dies lsst weitere Schlussfolgerungen zu. Erstens: Die Krise, in ihren Ursprngen global, doch in ihrem Verlauf und ihren Auswirkungen lokal, sieht das Finanzkapital und die mit diesem verbundenen Eliten immer strker als Handelnde und immer weniger als Betroffene. Austerittspolitik, die differenzielle Modulation ebenso auergewhnlicher wie kontingenter Manahmen, ist zur Norm des gegenwrtigen Akkumulationsregimes geworden, genau wie die Krise zur permanenten Form der Ausbung kapitalistischer Herrschaft. Trgt dies mglicherwiese dazu bei zu erklren, wie sieben Jahre Krisenmanagement, zusammen mit der Prekarisierung des Lebens und der Arbeit, mit der Privatisierung der Gemeingter und der ffentlichen Dienste  aufgepfropft auf dreiig Jahre Neoliberalismus  die gesellschaftliche Zusammensetzung und Subjektivitt umgepflgt und zu jener extremen Fragmentierung und durch Konkurrenz geprgten Individualisierung gefhrt haben, mit der wir heute hufig konfrontiert sind?


Zweitens: Die groe Frage der Demokratie, auf kontinentaler Ebene weiterhin offen und ungelst, verweist auf die allgemeinere Frage der gesellschaftlichen und politischen Krfteverhltnisse heute in Europa. Fhrte die zunehmende Polarisierung des gesellschaftlichen Reichtums nicht zu jener Schieflage, die letztlich den Charakter unserer (immer zeitweiligen) Siege und Niederlagen begrndet?
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	Gemessen: Oszillieren zwischen autoritrer Inervention und instabilem Kompromiss
	xunil96 (CCBY-SA 2.0)


Schlielich zeigt das kontinuierliche Oszillieren zwischen autoritren Interventionen und instabilen Kompromissen, die zugleich jede Menschlichkeit vermissen lassen und deren angestrebte Lsungen sich durch Irrationalitt auszeichnen, wie die europischen Oligarchien in ihrer Governance auf der stndigen, doch vergeblichen Suche nach einem dynamischen Gleichgewicht sind. Bietet das nicht letztlich auch eine Erklrung fr die offenkundige Widersprchlichkeit vieler Entscheidungen, die Bundeskanzlerin Merkel und ihre Groe Koalition treffen?


Nun ist eine Umwlzung der gegenwrtigen gesellschaftlichen Krfteverhltnisse darauf angewiesen, in der Krise Macht aufzubauen: unsere Macht, als Vermgen der Vielen, das im Gegensatz steht zur Herrschaft der Wenigen. Ein solches Vermgen kann einzig durch ein progressives Akkumulieren von Krften entstehen und sich aus singulren Ereignissen speisen, die einen Bruch markieren und in der Lage sind, demokratische Breschen zu schlagen, um Alternativen zum Bestehenden den Weg zu ffnen. So gesehen ist jede Neuauflage einer abstrakten Trennung zwischen dem Sozialen und dem Politischen im Wortsinne entwaffnend. Vom Experimentieren mit innovativen Weisen, gesellschaftliche Konflikte auszutragen, um dem Gegner zu schaden, bis zu Wahlen, bei denen der Stift auf dem Wahlzettel zu einer Keule wird, gilt die Suche allen mglichen Formen, die in der Lage wren, eine Hegemonie der Vielen entstehen zu lassen und der Notwendigkeit unsererseits, uns als gesellschaftliche Mehrheit zu behaupten, einen Krper zu geben.


Aus einer solchen Zielsetzung heraus sollte sich zugleich eine mgliche Krftekonstellation schaffen lassen, die es vermag, die Bruchstcke einer durch sieben Jahre Krise fragmentierten gesellschaftlichen Zusammensetzung und eine neu erstandene Fhigkeit zu unmittelbar politischem Handeln, das auf vielerlei Ebenen agiert, zusammenzubringen. Es geht dabei darum, all die Elemente von Heterogenitt, all die territorialen, sozialen, kulturellen Unterschiede umzuwlzen, die bislang den Herrschenden dazu dienten, uns zu teilen, und sie in ein konstitutives vielfltiges Vermgen zu verwandeln, das sich zu verteidigen und die Herrschaft an mehreren Punkten anzugreifen gleichermaen imstande ist. Es versteht sich dabei von selbst, dass ein solches Handeln notwendigerweise zutiefst lokal verankert und zugleich unmittelbar transnational auf europischer Ebene agieren wird, horizontal ausgedehnt, doch in der Lage, unvermittelt und wirkungsvoll in die Tiefe zu gehen.


Die Perspektive einer Alternative zum Bestehenden wird in diesem Sinne unvermeidlich ein neues Paradigma schaffen, in dessen Mittelpunkt eine dialektische, offene und fruchtbare Beziehung zwischen praktischen gesellschaftlichen Dynamiken und Dispositiven der Regierung steht, die durch Wahlen zu erobern sind. Erstere brauchen, um wirkliche Vernderungen zu erreichen, Punkte wirkungsvoller Konkretion. Letztere indes sind ohne die Erstgenannten nicht in der Lage, eine Regierungsbernahme in eine tatschliche Machtausbung im Sinne jener Alternative zum Bestehenden zu bersetzen. Alle Organisationsformen, die wir kennen (Parteien, Gewerkschaften, NGOs, Vereine und Verbnde, soziale Bewegungen), erscheinen mglich; sie wandeln sich von Kfigen, die sich selbst und die Potentialitten eines konstituierenden Konflikts zu beschrnken drohen, zu beweglichen Instrumenten hybrider Koalitionen, dazu bestimmt, jenes vielfltige Vermgen mit hervorzubringen, das fhig ist, die bestehenden Krfteverhltnisse umzuwlzen.


Es ist eine dringende Aufgabe, der wir uns, alle zusammen, nicht entziehen knnen. Daran erinnern uns die realen Kriege, die an den Grenzen Europas wten, die Schrecken der Integralismen, die dunklen Schatten der Nationalismen und Faschismen, die in allen Ecken unseres Kontinents wachsen.


Beppe Caccia arbeitet wissenschaftlich zur politischen Ideengeschichte, gehrt dem Kollektiv Euronomade sowie dem Transnational Board der European Alternatives an und ist im internationalen Blockupy-Bndnis aktiv.


Thomas Atzert hat den Text aus dem Italienischen bersetzt.




Konstrukt „Sichere Herkunftsstaaten“

Die Kluft zwischen normativem Anspruch und gesellschaftlicher Wirklichkeit auf dem „Westbalkan“

Boris Kanzleiter


Eine der Erkenntnisse des Sommers der Migration ist, dass gesetzliche Vorschriften und staatliche Kontrolle relative Kategorien sind. Die hunderttausende Flchtlinge, die in den vergangenen Monaten aus den Kriegsgebieten des Nahen und Mittleren Ostens nach Europa aufgebrochen sind, haben das Migrationsregime der Europischen Union de facto auer Kraft gesetzt. Die Kontrolle der Auengrenzen der Schengen-Staaten hat sich operativ als unmglich erwiesen. Auch die Dublin-Verordnungen, denen zufolge Asylantrge im ersten EU-Ankunftsland gestellt werden mssen, konnten nicht durchgesetzt werden. Die Entschlossenheit der Flchtlinge, eine Lebensperspektive im Zentrum Europas zu suchen, hat sich fr einige Monate gegen staatliche Regulation und Repression durchgesetzt.


Trotz der berraschenden Willkommensgesten von Bundeskanzlerin Angela Merkel war allerdings bereits im Frhjahr voraussehbar, dass der vorbergehende Kontrollverlust zu einer Verschrfung des Grenzregimes der EU fhren wrde. Vor allem in den Lndern der Visegrad-Gruppe (Ungarn, Tschechien, Slowakei und Polen) sorgte bereits im Frhsommer nur der Transit der Flchtlinge fr eine wahre nationale Mobilmachung. Polizei, Militr und sogar Brgerwehren wurden zur Grenzsicherung in Marsch gesetzt. Medien und Politik feuerten sie an. Ungarn schottete seine Grenze nach Serbien und Kroatien mit einem eilig errichteten Zaun ab. Auch in den anderen EU-Staaten wachsen rassistische und nationalistische Ressentiments und Mobilisierungen. PEGIDA ist ein europisches Phnomen.


Sptestens mit der Verabschiedung der euphemistisch Asylpaket genannten Restriktionen am 15. Oktober im Deutschen Bundestag haben sich auch in der Bundesregierung die Anhnger der Flchtlingsabwehr durchgesetzt. Ein ganzes Set von Manahmen, die vor allem abschreckend wirken sollen, mchte man nun ergreifen: Dazu zhlen Verschrfungen bei Abschiebungen. Sozialleistungen sollen verstrkt in Sachleistungen statt in Bargeld ausgegeben werden. Die Gesundheitsversorgung wird unter das Hartz-IV-Niveau gesenkt. Abgelehnte Asylbewerber, die sich einer Ausreise verweigern, sollen gar keine Sozialleistungen mehr erhalten. Gleichzeitig wird ber die Einrichtung von Transitzonen an den deutschen Grenzen diskutiert, in denen Asylverfahren noch vor der Einreise abgeschlossen werden sollen. Bundesinnenminister Thomas de Maizire bezeichnete das Asylpaket als grte und umfassendste nderung des Asylrechts seit den 1990er Jahren.
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	Reisen durch sichere Herkunftslnder. Flchtlinge an der serbisch-kroatischen Grenze
	Fotomovimiento (CC BY-NC-ND 2.0)


Einen besonderen Stellenwert in der Diskussion um die Begrenzung haben die Flchtlinge aus dem Westbalkan  so werden seit einiger Zeit die Lnder Sdosteuropas genannt, die noch nicht Mitglied der EU geworden sind. Wie PolitikerInnen und ExpterInnen immer wieder hervorheben, kommt eine groe Anzahl der AsylbewerberInnen aus dieser Region. Tatschlich verzeichnete das Bundesamt fr Migration und Flchtlinge (BAMF) im Jahr 2014 unter den zehn Hauptherkunftslndern fr Asylerstantrge mit Serbien (Rang 2), Albanien (Rang 5), Kosovo (Rang 6), Bosnien und Herzegowina (Rang 7) und Mazedonien (Rang 8) fnf Westbalkanstaaten. Insgesamt handelte es sich um knapp 63.000 Menschen.[bookmark: _ftnref1][1]Im Zeitraum vom Januar bis September 2015 lag die Gesamtzahl der Asylerstantrge aus diesen Lndern sogar bei etwa 100.000 Menschen.[bookmark: _ftnref2][2]


Whrend die Legitimitt der Fluchtgrnde bei den Kriegsflchtlingen aus Syrien, Irak oder Afghanistan kaum angezweifelt wird, sieht es bei den Menschen aus dem Westbalkan ganz anders aus. Die Anerkennungsquote der Asylantrge von Menschen aus dieser Region lag in 2014 bei lediglich 0,4 Prozent. Nicht nur in der Praxis der Asylgewhrung, sondern auch im ffentlichen Diskurs hat sich weitgehend durchgesetzt, dass es bei ihnen eigentlich nur um Wirtschaftsflchtlinge handeln knne.


Zur argumentativen Untersttzung fr die generalisierte Abwertung der Flchtlinge aus dem Westbalkan nutzt die Bundesregierung die Kategorie der sicheren Herkunftsstaaten, die inzwischen fr alle Staaten der Region eingefhrt wurde.[bookmark: _ftnref3][3] Nach  29a AsylVfG handelt es sich dabei um Staaten, bei denen aufgrund der allgemeinen politischen Verhltnisse die gesetzliche Vermutung besteht, dass dort weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung stattfindet.


Diese Vermutung gilt fr alle Mitgliedstaaten der EU sowie eben auch fr die EU-Beitrittskandidaten (Albanien und Mazedonien) oder Lnder, die EU-Beitrittsverhandlungen fhren (Serbien und Montenegro). Und auch in Kosovo und Bosnien-Herzegowina kann nach Ansicht der Bundesregierung die Lage nicht so schlimm sein  immerhin handelt es sich um internationale Protektorate mit Aussicht auf EU-Integration.


In der Realitt zeigt sich allerdings ein anderes Bild. Die Qualifizierung der Westbalkanstaaten als sichere Herkunftsstaaten verweist auf den fundamentalen Widerspruch des EU-Integrationsprozesses der Region  die Kluft zwischen normativem Anspruch und gesellschaftlicher Wirklichkeit.


Seit dem Ende der Kriege im ehemaligen Jugoslawien 1999 wurden tatschlich erhebliche Fortschritte erzielt. Normativ und deklarativ herrschen berall Rechtsstaat und Demokratie. Die gesetzlichen Bestimmungen zum Minderheitenschutz sind auf dem Papier sogar oft besser als in Westeuropa. Doch die gesellschaftliche Realitt ist gezeichnet durch brutalen Machtmissbrauch der wirtschaftlichen und politischen Eliten, oftmals dysfunktionale staatliche Institutionen, extreme soziale Ungleichheit, eine massenhafte Verarmung und einer Durchsetzung ethnonationaler Ideologie. Viele BrgerInnen sehen einen Ausweg nur durch die Auswanderung.
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	Wo Nato-Soldaten sind, ist es sicher, logisch. Soldat zwischen Roma im Kosovo
	MNBG-E KFOR-14  (CC BY 2.0)


In einem umfassenden Gutachten zur Einschtzung der Lage in Serbien, Bosnien-Herzegowina und Mazedonien kommt Pro Asyl zum Schluss, dass selbst auf der Grundlage der offiziellen Einschtzungen der EU-Kommission und des US-Auenministeriums eine Einstufung der Westbalkanstaaten unter rechtlichen Gesichtspunkten wie unter der Bercksichtigung der herrschenden menschenrechtlichen Realitten in diesen Staaten nicht zu rechtfertigen ist.[bookmark: _ftnref4][4]


Die Misere zeigt sich am besten am Beispiel der Roma, die einen groen Anteil der Asylsuchenden ausmachen. Fast berall werden sie als BrgerInnen zweiter Klasse behandelt. Die Diskriminierung ist die Folge eines umfassenden sozialen Ausschlusses aufgrund von ethnischer Zugehrigkeit. Es reicht, eine dunklere Hautfarbe zu haben, um bei der Einschulung, der Wohnungssuche und der Arbeitssuche diskriminiert zu werden. Das Leben in den Roma-Slums ist unmenschlich und erniedrigend. Und was in der deutschen Debatte ber die Roma oft vergessen wird: Viele Roma sind nach wie vor Kriegsflchtlinge. Allein aus dem Kosovo sind whrend des Krieges 1999 mindestens 80.000 Roma geflohen. Sie waren Opfer albanischer Nationalisten und wurden von der Nato nicht beschtzt. Nur wenige Roma-Familiensind seither in das Kosovo zurckgekehrt.


Wie untauglich der Begriff der sicheren Herkunftsstaaten ist, zeigt vor allem auch das Vorgehen gegenber der Trkei. Auch in diesem Fall koppeln CSU-Politiker wie Manfred Weber, Fraktionschef der Europischen Volkspartei im Europaparlament, oder auch EU-Kommissionsprsident Jean-Claude Juncker die Bewertung der menschenrechtlichen Lage an die Tatsache, dass mit der Trkei schon seit 2005 EU-Beitrittsverhandlungen gefhrt werden. Solange dies so sei, msse die Trkei als sicherer Herkunftsstaat gelten, erklrte Weberanlsslich eines Besuches des trkischen Prsidenten Recep Tayyip Erdoğan Anfang Oktober 2015 in Brssel. Das war nur wenige Tage vor dem Massaker an einer Friedensdemonstration in Ankara am 10. Oktober, bei der ber hundert Menschen starben.


Boris Kanzleiter ist Leiter des Bros der Rosa-Luxemburg-Stiftung fr Sdost Europa in Belgrad.[bookmark: _GoBack]


[bookmark: _ftn1][1] Bundesamt fr Migration und Flchtlinge: Migrationsprofil Westbalkan. Ursachen, Herausforderungen und Lsungsanstze (Working Paper 63) 2015.www.bamf.de


[bookmark: _ftn2][2] Bundesamt fr Migration und Flchtlinge: Aktuelle Zahlen zu Asyl. Ausgabe September 2015. www.bamf.de


[bookmark: _ftn3][3] Bosnien-Herzegowina, Serbien und Mazedonien gelten bereits seit 2014 als Sichere Herkunftsstaaten. Kosovo, Albanien und Montenegro seit Oktober 2015.


[bookmark: _ftn4][4] Pro Asyl: Serbien, Mazedonien und Bosnien und Herzegowina: Zur faktischen und rechtlichen Bewertung des Gesetzgebungsvorhabens der Groen Koalition zur Einstufung von Westbalkanstaaten als sichere Herkunftsstaaten, April 2014. http://www.proasyl.de/




Wessen Körper, wessen Entscheidung?

Selbstbestimmung und Antieugenik in Protesten gegen fundamentalistische Abtreibungsgegner




September 2014: Marsch fr das Leben in Berlin. 5.000 selbsternannte Lebensschtzer_innen stehen zur Auftaktkundgebung vor dem Bundeskanzlerinamt. Die Rednerin auf der Bhne spricht ber Diskriminierung von Behinderten und Ausgrenzung in einer auf Leistung orientierten Gesellschaft. Sie fordert eine Schweigeminute fr die ber 70.000 Menschen, die von den NationalsozialistInnen als lebensunwert erachtet und im Rahmen des Euthanasie-Programms ermordet wurden. Alle schweigen. Bis auf hunderte feministische Protestler_innen am Rande der Kundgebung, sie rufen in die Stille hinein: Htt Maria abgetrieben, wrt ihr uns erspart geblieben! und Kondome, Spirale, Linksradikale!


Was mit viel Wohlwollen mindestens als unglcklich bezeichnet werden muss, offenbart eine inhaltliche Lcke, die die feministischen Proteste gegen die Abtreibungsgegner seit Jahren haben: Die Lebensschutzbewegung in Deutschland fokussiert schon lange nicht mehr allein auf Schwangerschaftsabbruch. Sie positionieren sich auch gegen Prnataldiagnostik (PND), Primplantationsdiagnostik (PID) und Sterbehilfe. Auf den Gegenmobilisierungen wird vor allem die Legalisierung von Schwangerschaftsabbrchen gefordert  andere Themen sind jedoch kaum prsent. So gelingt es den Abtreibungsgegnern, sich als Kmpfer fr Behindertenrechte und das Leben  und damit als Verteidiger humaner Ideale  zu inszenieren.


Sie okkupieren damit einen Raum, den einst eine emanzipatorische Behinderten- bzw. Krppelbewegung eingenommen hat und in den nach und nach ein antieugenisch orientierter Teil der Frauenbewegung eingetreten ist. Diese Besetzung von Themen wie PND und PID aus emanzipatorischer Perspektive gilt es im Bndnis mit behinderten Aktivist_innen zurckzugewinnen. Deswegen organisierte die Gruppe nofundi[m]rsche im Sommer diesen Jahres eine dreiteilige Veranstaltungsreihe, die sich unter dem Titel Die zarteste Versuchung  mit feministischen Perspektiven auf Reproduktionstechnologien und dem Selbstbestimmungsbegriff auseinandergesetzt hat. Fr die Veranstalter_innen gibt es aber noch ein weiteres Argument, das fr die inhaltliche Auseinandersetzung mit diesen Themen spricht: Der Begriff der Selbstbestimmung ist mittlerweile neoliberal berformt. Ein individualisiertes Verstndnis von Selbstbestimmung innerhalb der Linken und speziell innerhalb feministischer Kreise ist ein weiterer Grund dafr, warum es den Protesten so schwer fllt, dazu eine emanzipatorische Position gegen die christlichen FundamentalistInnen zu entwickeln. Mittlerweile beanspruchen fast alle gesellschaftlichen Akteure, im Namen der Selbstbestimmung zu handeln. Dieser Begriff ist daher mindestens zu bestimmen, wenn nicht sogar als politischer Kampfbegriff zu berdenken.


Die wesentlichen Diskussionsstrnge der Veranstaltungen wollen wir hier in Form eines dreiteiligen Textes wiedergeben.


I Im starting with the Man in the Mirror (Michael Jackson)


Veranstaltung zu Selbstbestimmung mit Andrea Truman, Friederike Strack & nofundi[m]rsche


II Rekonstruktionen & Aneignungen


Veranstaltung mit Kirsten Achtelik


III Queering families?


Diskussion ber emanzipatorische Potentiale von Reproduktionstechnologien mit Inga Nthen, Antje Barten, Susanne Schulz und dem Regenborgenfamilienzentrum des LSVD.
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	Lieber Lesbenschutz ...
	Nic Frank (CC BY-NC 2.0)






Nach der Care-Revolution

Interview mit Barbara Fried und Hannah Schurian über UmCare




Prager frhling sprach mit Barbara Fried und Hannah Schurian ber die Konferenz UmCare, Widersprche im Kapitalismus, Daseinsvorsorge- und Flchtlingspolitik und linke Strategien fr ein populares Projekt in Zeiten der Care-Krise.


prager frhling: Die zweite Konferenz der Rosa-Luxemburg-Stiftung zum Thema Care liegt wenige Tage hinter euch. Der Titel UmCare deutet schon darauf hin - ein Zurck gibt es nicht mehr. Nach dem sprbaren Aufbruch auf der ersten Konferenz im letzten Jahr - was ist eure Bilanz von diesem Mal? Wie steht es mit der Care-Revolution?


Barbara: Die Aufbruchsstimmung der letzten Konferenz war durchaus noch zu spren und gleichzeitig ist seitdem einiges passiert. Auf der ersten Aktionskonferenz Care Revolution standen ja Sorgearbeit und soziale Reproduktion in ihrer ganzen Breite im Mittelpunkt  es ging darum, das Thema berhaupt zu setzen und im politischen Diskurs zu verankern. Die Resonanz war damals riesig. Viele hatten nur darauf gewartet, sich endlich unter dieser Klammer auszutauschen und sichtbar zu werden. Diesmal ist es uns zusammen mit der Linksfraktion gelungen, das Spektrum der Teilnehmenden noch zu verbreitern. Wir haben Gewerkschafter*innen und andere eher institutionalisierte Akteur*innen angesprochen, auerdem viele Aktive aus Initiativen, Selbsthilfeorganisationen und Verbnden dazu geholt. Das hat die Debatten sehr bereichert.


Hannah: Die Herausforderung war ja diesmal, konkrete Strategien fr einen spezifischen Bereich, Pflege und Gesundheit, zu entwickeln - und alle Akteur*innen zusammenzubringen, die darin eine Rolle spielen, also beispielsweise rztInnen, Pflegekrfte, Menschen mit Pflegebedarf, pflegende Angehrige. Die stecken in sehr unterschiedlichen Kontexten und Problemlagen. Hier ist es schon ein wichtiger Schritt, sich in den unterschiedlichen Kmpfen gegenseitig wahrzunehmen und sie als Teil eines gesamtgesellschaftlichen Problems zu begreifen. Die unterschiedlichen Logiken in diesen Auseinandersetzungen lassen sich aber nicht so einfach verbinden. Wir haben da keine fertigen Lsungen mitgenommen, sondern viele Anregungen und Arbeitsauftrge.


pf: Verschiedene Logiken? Was heit das?


Hannah: Da geht es zum Beispiel um den Unterschied zwischen bezahlter, professioneller und unbezahlter, oft familirer Pflege- und Gesundheitsarbeit. Der Ansatz der Konferenz war zu sagen: die Probleme in diesen Bereichen hngen trotz aller Unterschiede unmittelbar zusammen. Bezahlte wie unbezahlte Ttigkeiten werden abgewertet, sie werden berwiegend Frauen zugewiesen und zu prekren Bedingungen verrichtet. Es geht uns also darum, die ganze Sorgearbeit gesellschaftlich aufzuwerten. Diese Perspektive ist in den aktuellen Kmpfen aber nicht per se enthalten. In Arbeitskmpfen, beispielsweise im Sozial- und Erziehungsdienst oder in der ambulanten Pflege, vertreten die Beschftigten nicht automatisch auch die Interessen von Eltern, Angehrigen oder Patient*innen. Gemeinsame Perspektiven mssen da erst entwickelt werden.


Barbara: Ja, und das ist gar nicht so einfach, weil die Auseinandersetzungen eben diesen unterschiedlichen politischen Logiken folgen. Auf der einen Seite hast du Gewerkschaftssekretr*innen, deren Alltag es ist, professionell Arbeitskmpfe zu organisieren. Und auf der anderen Seite hast du pflegende Angehrige oder Eltern von schwerbehinderten Kindern, die seit vielen Jahren von Hartz IV leben, weil sie angesichts ihrer Sorgeverantwortung faktisch gar keine Mglichkeit haben, erwerbsttig zu sein. Ihnen geht es um eine Verbesserung ihrer Situation, aber erstmal auch darum, Erfahrungen auszutauschen und ihre Frustration und Isolation zu berwinden. Viele sind gar nicht im engen Sinne politisch oder links. Sie artikulieren ihre Situation in anderen Begriffen, als Polit-Aktivist*innen das zum Teil gewhnt sind. Hier ein gemeinsames Sprechen zu ermglichen, ist unglaublich wichtig, aber eben nicht leicht. In den Workshops haben wir diese Ungleichzeitigkeiten gesehen: Die einen sind schon dabei, ihre Strategien zu verfeinern, whrend im Feld der unbezahlten Sorgearbeit die Organisierungs-Erfahrungen noch am Anfang stehen. Insgesamt brauchen wir beides: Wir mssen versuchen, unsere Strategien zu przisieren, um die nchsten Schritte anzupeilen. Und gleichzeitig mssen wir dafr sorgen, dass wir als gesellschaftliche Linke mehr werden, dass wir Leute erreichen, die nicht schon lngst dabei sind.


Hannah: Unsere These ist, dass die Leute von einer Verbindung ihrer Kmpfe profitieren. Das lsst sich konkret beobachten. Wenn man sich etwa die Arbeitskmpfe der Pflegekrfte an der Charit in Berlin betrachtet: Die folgen einer bestimmten Logik, knnen damit viel Aufmerksamkeit erregen und mobilisieren beachtliche Machtressourcen. Aber um langfristig erfolgreich zu sein, um ihren Streik durchzuhalten, brauchen sie gesellschaftliche Akzeptanz und Untersttzung. Und an diesem Punkt ist es unglaublich wichtig, ein zivilgesellschaftliches Bndnis zu haben, das den Arbeitskampf untersttzt, in dem auch Patient*innen ihren Interessen ausdrcken knnen. So eine Verbindung der Interessen liegt eigentlich im Wesen dieser Auseinandersetzung und sie wird von den Pflegekrften auch immer wieder betont, nach dem Motto: Unsere Arbeitsbedingungen sind eure Lebensbedingungen. Trotzdem ist es eben nicht einfach, Orte und Formen einer gemeinsamen politischen Praxis zu finden. In den Bndnissen prallen genau die Unterschiede aufeinander, die wir eben benannt haben. Auf der Konferenz haben wir viel darber diskutiert, wie solche Bndnisse funktionieren knnen. Zentral war immer wieder, dass sich die Akteur*innen auf Augenhhe begegnen und ihr Verhltnis zueinander kein instrumentelles ist - ich denke, das entsteht erst aus dem Bewusstsein, dass der Kampf der anderen auch der eigene ist.
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pf: Was ist das Besondere an der Sorge- und Erziehungsarbeit in unserer Gesellschaft? Warum seht ihr gerade hier ein mgliches Moment fr Gesellschaftsvernderung im Ganzen?


Barbara: Zum einen ist Sorgearbeit ja ein klassisches Feld feministischer Kmpfe. In den 70er Jahren ist die Frauenbewegung mit der Forderung Lohn fr Hausarbeit angetreten, um auf die gesellschaftliche und konomische Bedeutung dieses vermeintlich privaten Bereichs hinzuweisen. Unter heutigen neoliberalen Bedingungen erhlt dieses Ringen um den Wert unbezahlter Arbeit eine neue Brisanz: Die so genannte Reproduktionskrise mit der wir es momentan zu tun haben, wird politisch nicht zuletzt dadurch gelst, dass Sorgettigkeiten wieder ins Private verschoben werden. Eine Pflegeversicherung beispielsweise, die als Teilkaskoversicherung konzipiert ist und nur einen Bruchteil der tatschlich entstehenden Kosten abdeckt, basiert darauf, dass jemand die verbleibende Arbeit unbezahlt leistet  nach wie vor fast 90% Frauen. Oder aber darauf, dass man die restlichen Kosten privat bezahlt, was nur die allerwenigsten im Alter knnen. Das Ringen um Sorgearbeit ist also auch ein Hebel, um die Austerittspolitiken anzugreifen, die das ffentliche immer weiter austrocknen und privatisieren. Auerdem ist die Sorgearbeit ein Feld, in dem derzeit viele Auseinandersetzungen stattfinden: Es sind nicht nur die Arbeitskmpfe von Erzieher*innen und Pflegekrften, auch in den sozialen Bewegungen von Occupy bis M15 haben Fragen sozialer Reproduktion und von Lebensweisen eine wichtige Rolle gespielt. Hier lsst sich derzeit einiges bndeln.
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Hannah: Und es ist ein Feld, in dem die Widersprche des gegenwrtigen Kapitalismus sehr konkret werden. Zum einen durch die Sparpolitiken, die Barbara schon angesprochen hat. Und zum anderen durch die zunehmende konomisierung und In-Wert-Setzung dieser Arbeiten. Das sehen wir zum Beispiel im Krankenhaus, wo die Absurditt eines andauernden Profitdrucks besonders deutlich wird - an der Pflege wird gespart, whrend zum Teil unntige, aber profitttrchtige Operationen zunehmen. Hier entzndet sich an vielen Stellen Kritik, auch von Leuten, die mit einer Systemkritik sonst wenig am Hut haben. Weil sich der Gedanke aufdrngt, dass man das Ganze eigentlich vllig anders organisieren msste.


pf: Wrdet ihr sagen, die Kmpfe um Sorgearbeit sind nicht nur ein, sondern der zentral Kampf um Gesellschaftsvernderung?


Hannah: Ja, meiner Meinung nach ist es ein besonders zentraler Kampf, denn er greift wesentliche Herrschaftsmechanismen in dieser Gesellschaft an: Die Unterordnung des Lebens unter eine absurde Logik von Profit, Wachstum, Effizienz. Und die Abwertung und Ausbeutung derjenigen, die diese Arbeit machen. Die Sorgearbeit wirklich aufzuwerten, das wrde heien, die Bedrfnisse zum Mastab der konomie zu machen - und das htte revolutionre Folgen. So eine Politik berhrt nicht mehr nur Care Arbeit oder Geschlechterverhltnisse, sondern stellt die kapitalistischen Verhltnisse als ganze in Frage - z.B. auch die gesellschaftlichen Naturverhltnisse oder den Arbeitsbegriff.


Barbara: Diese Bedeutung wird auch klar, wenn wir uns den Stand der Produktivkraftentwicklung anschauen. Wir haben mittlerweile einen so hohen Grad an Automatisierung in der Gterproduktion erreicht, dass wir fr die Herstellung der Mittel, die wir zum Leben brauchen, im Grunde nur noch ganz wenig arbeiten mssten. Stattdessen erleben wir jedoch ein krasses Auseinanderklaffen von Beschftigungsverhltnissen und Zeitressourcen. Mascha Madrin bezeichnet das als cost disease: Die Sorgearbeiten werden unter gegebenen kapitalistischen Bedingungen im Verhltnis zur Gterproduktion immer teurer, weil sie sehr zeitintensiv sind. Tatschlich befinden sich inzwischen zwei Drittel der Beschftigungsverhltnisse im Dienstleistungssektor. Im Grunde kann man sagen, da spitzt sich diese widersinnige Logik des Kapitalismus zu: Er setzt stndig Arbeit frei, aber das Leben wird immer stressiger statt entspannter. Die frei werdende Zeit knnte aber auch anders genutzt werden  z.B. fr gute Sorgeverhltnisse. Das sind gesellschaftliche Auseinandersetzungen, die wir fhren mssen.


pf: Auf der Konferenz wurde auch die Situation und Perspektive migrantischer Care-Arbeiterinnen und -Arbeiter diskutiert. Was denkt ihr, welche Rolle die zunehmende Zahl von Geflchteten hier einnehmen wird (ob gewollt oder ungewollt)? 


Barbara: Im Laufe der Konferenz wurde immer wieder klar: Die zugespitzte Situation gibt es nicht erst seit kurzem, sie ist blo jetzt erst ins mediale Bewusstsein gerckt. An der schlechten Versorgungslage der Geflchteten etwa wird eigentlich nur deutlich, wie sehr die sozialen Infrastrukturen in Deutschland - lange schon - in der Krise sind. Die Daseinsvorsorge ist zutiefst marode: es gibt nicht gengend bezahlbaren Wohnraum, es gibt zu wenig gut ausgestattete Versorgungsstrukturen. Der Staat hat in den letzten 30 Jahren massiv Ressourcen aus dem sozialen Bereich abgezogen und privatisiert, was zu privatisieren war, um damit Gewinne zu sichern. Dass dann in so einer Situation alles kollabiert, ist kein Wunder.


Und ja, ich sehe eine gewisse Gefahr, dass versucht werden wird, den Mangel an Arbeitskrften im Care-Bereich auch auf dem Rcken der Geflchteten zu lsen. Nach dem Motto: Ist doch super, dann mssen wir keine Anwerbeabkommen mit den Philippinen oder Vietnam abschlieen, um unseren Bedarf an Pflegekrften zu decken. Wir beschftigen einfach die Leute, die ohnehin hier sind. Das muss nicht zwangslufig problematisch sein, aber es gibt grade im informellen Pflegebereich eine schlechte Tradition, diese gesellschaftlich gering geschtzten und oft sehr schlecht entlohnten Ttigkeiten Migrant*innen zuzuschieben. Hier mssen wir aufpassen, dass nicht die rassistische Spaltungen in diesem Sektor weiter verstrkt und Geflchtete faktisch als Lohndrcker instrumentalisiert werden. So hat es historisch oft funktioniert.


Hannah: Es kommt auch auf die Bedingungen dieser Arbeit an. Dazu gehrt zum Beispiel die Wahlfreiheit. Wenn Abschlsse nicht anerkannt werden, haben die Leute oft nicht die Wahl, ob sie in diesem Feld arbeiten wollen oder nicht. Care-Arbeit gilt dann wieder als das, was jede kann und knnen muss. Wir wollen ja gerade nicht diese Form der Abwertung, sondern eine Aufwertung, von der alle Beschftigten, auch Migrant*innen profitieren. Ein Schlssel hierfr ist die Interessenvertretung derjenigen, die die Arbeit machen. Wir hatten einen spannenden Workshop auf der Konferenz, in dem migrantische Beschftigte aus der huslichen Pflege ber ihre erfolgreiche Selbstorganisierung erzhlt haben - Beschftigte, die immer noch hufig als unorganisierbar gelten, es aber offensichtlich nicht sind. Das hat ein Potenzial, aber auch einen dringenden Handlungsbedarf fr Gewerkschaften gezeigt: wie gehen die eigentlich mit diesen Beschftigungsrealitten um? Wie kann man zum Beispiel auch als geflchtete Person oder mit unklarem Aufenthaltsstatus Mitglied werden?


Barbara: Dieses Potenzial der Vernderung sehe ich auch auf gesellschaftlicher Ebene. Die Geflchteten, die jetzt nach Europa kommen, stellen faktisch das europische Grenzregime in einer Art und Weise in Frage, wie es die Linke und entsprechende NGOs in den letzten 20 Jahren nicht einmal in Anstzen geschafft haben. Einen hnlichen Ansatzpunkt fr echte Vernderung knnte man auch fr das Feld sozialer Infrastrukturen sehen. Durch die neuen Realitten wird einfach klar: hier muss etwas passieren! Diese Gesellschaft kann es sich nicht leisten, die sozialen Bereiche derart auszutrocknen. Es gibt einen Handlungsbedarf, der einen politischen Gestaltungsspielraum ffnet. Allerdings mssen wir diesen auch aktiv wahrnehmen. Das ist auch eine Gelegenheit und


Herausforderung fr die politische Linke.


pf: Am Ende der der Konferenz ging es noch mal um's Eingemachte. Was sind linke Strategien fr Kmpfe in der Care-Arbeit? Wie knnen diese Kmpfe in einem popularen Projekt zusammengefhrt werden?


Barbara: Es ist noch mal deutlich geworden, dass es die EINE Strategie nicht gibt. Stattdessen mssen wir die vielen unterschiedlichen Hebel- und Druckpunkte in den Auseinandersetzungen finden und dafr Strategien entwickeln. Das gilt vor allem fr die unbezahlte Sorgearbeit, die nach wie vor zwei Drittel der gesellschaftlichen Arbeit in diesem Bereich ausmacht. Unser Standpunkt ist ja, dass wir die Kmpfe um eine Anerkennung in der unbezahlten und bezahlten Sorgearbeit gemeinsam fhren mssen. Allerdings betreten wir hier ein Terrain, in dem es die 150 Jahre Erfahrungen der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung so nicht gibt. Politische Formen und Organisierungsanstze stecken in den Kinderschuhen. Auch die neuen Strategien fr Kmpfe im entlohnten Care-Bereich, die etwa die Aktiven an der Charit verfolgen, htte man sich vor zehn Jahren noch nicht vorstellen knnen. Es ist viel in Bewegung, aber auch vieles noch am Anfang. Entsprechend mssen wir auch als Stiftung, als Partei, als Intellektuelle und Wissenschaftler*innen hier konzeptionell vorankommen.


Hannah: 


Ich finde es wichtig, weiter darber nachzudenken, wie sich Arbeitskmpfe im Sorgebereich verbreitern und politisieren lassen. Wie knnen sie noch strker als gesellschaftspolitische Kmpfe gefhrt werden? Um das mal konkret zu machen: Wie knnten in den Kita-Streiks Bndnisse zwischen Erzieher*innen und Eltern aussehen? Wie knnte es um mehr als materielle Aufwertung gehen, nmlich auch um Arbeits- und Betreuungsverhltnisse? Und ganz wichtig: wie bringt man auch die politischen Rahmenbedingungen aufs Tapet, etwa die schlechte Finanzierungssituation der Kommunen - die ist ja nicht vom Himmel gefallen, sondern hngt mit Schuldenbreme und Austerittspolitik zusammen. Da gbe es die Chance, einen Politisierungsprozess mit einer breiteren gesellschaftlichen Wirkung anzustoen.


Barbara:


Ein anderes Feld, auf dem ich Handlungsbedarf, aber auch politische Spielrume sehe ist die kommunale ffentliche Daseinsvorsorge: Auf der Konferenz kamen eine ganze Reihe von interessanten Projekten zur Sprache: sozialmedizinische Zentren, Gesundheitskollektive, Gemeinschaftspraxen. Hier stellt sich die Frage, wie solche Strukturen verbreitert und geffnet werden knnen - dafr braucht es konkrete politische Untersttzung. Also wo kann zum Beispiel DIE LINKE, dort wo sie in Landeregierungen ist, Rume ffnen, damit solche Alternativen Fu fassen und sich verallgemeinern? In einem der Workshops hat ein sozialmedizinisches Gesundheitszentrum in sterreich ihre Arbeit vorgestellt: Sie bieten in einem unterprivilegierten Stadtteil von Graz eine wohnortnahe, multidisziplinre Versorgung, die die sozialen Bedingungen von Gesundheit in den Blick nimmt. Besonders spannend ist hier, dass sich damit auch ein Raum fr - vielleicht noch nicht politische Organisierung - aber doch fr politisches Handeln ffnet. Wir kennen das aus Griechenland, wo die solidarischen Klinken Orte wurden, an denen eine wirkliche Reorganisierung der Linken stattgefunden hat. Solche Anstze gibt es hier auch, wir mssen aber versuchen, sie gezielt zu strken, um sie auch als Orte einer neuen Klassenpolitik zu denken: Diejenigen in dieser Gesellschaft, die nicht ber private Ressourcen verfgen, um die wegfallenden sozialen Infrastrukturen zu kompensieren, sind diejenigen, die am strksten von qualitativ hochwertigen und egalitren Infrastrukturen profitieren wrden. Gleichzeitig gibt es auch in den solidarischen Mittelschichten nach wie vor das Selbstverstndnis, dass so etwas wie Bildung, Gesundheit und Pflege eigentlich von der ffentlichen Hand garantiert werden msste. Eine andere Daseinsvorsorge, die bedrfnisgerecht, demokratisch organisiert und solidarisch finanziert ist, knnte also ein Projekt sein, das gesellschaftsvernderndes Potential hat und tatschlich relevante soziale Gruppen hinter sich versammelt.


Hannah: In den Workshops haben wir aber gesehen, dass es fr die vielen verschiedenen Bereiche sehr spezielle Antworten gibt auf die Fragen der Organisierung. Vielleicht ist der erste Schritt zu einem popularen Projekt in Pflege und Gesundheit, zu zeigen, wie die verschiedenen Kmpfe aufeinander angewiesen sind - und dann konkrete Formen zu finden, wie sie sich wechselseitig sttzen knnen.


Barbara: Organizerinnen aus den USA, die auf der Konferenz waren, haben uns immer wieder gesagt: Solche Prozesse denken wir in Zeitlichkeiten von gut 10 Jahren. Das sind wir hier in Deutschland als Bewegungslinke aber berhaupt nicht gewhnt. Da gibt es ein Event zu dem man mobilisiert und dann kommt das nchste. Aber im alltglichen Klein-Klein an den Auseinandersetzungen dran zu bleiben und mit den Leuten wirklich etwas aufzubauen, das ist hier bisher nur vereinzelt linke Praxis. Da muss die Linke umdenken und neue Prioritten setzen. Groe Events machen oft mehr her, die kleinen Erfolge im Alltag bleiben leicht unsichtbar. Unsere Aufgabe muss auch hier sein, das Unsichtbare sichtbar zu machen.


pf: Danke fr das Gesprch.


Das Interview fhrte Kerstin Wolter




„Wo soll ich hingehen?“

Frank Spilker im Gespräch über „Flucht in die Flucht“
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	Schickes Albumcover
	

Beim Fest der Linken spielten Die Sterne. Irgendwie war es surreal, weil sich kurz vor Beginn des Konzerts das Klientel praktisch austauschte: Aus gesetzt wurde hibbelig. Aus der UZ unter Arm wurde ein mitgebrachtes Bier in der Hand. Trotzdem hat am Ende niemand bei Fickt das System mit geschrien. Anyway, das Konzert war toll und wir sind ganz dankbar, dass wir vorab mit Frank Spilker, dem Snger der Sterne, ein Gesprch fhren konnten.


prager frhling: Wenn ich es richtig verstanden habe, geht es in eurem aktuellen Album Flucht in die Flucht weniger um die Flchtlinge sondern um Entfliehen.


Frank Spilker: Es geht um die innere Flucht. Um die Mglichkeiten, die einem bleiben, um den Druck auszuweichen. In einem ganz abstrakten Sinn kannst du das natrlich auch bertragen auf Migrationsbewegungen, weil das natrlich auch eine Drucksituation ist, die Leute veranlasst, den Ort zu verlassen, an dem sie Freunde haben, ein Leben und ein Einkommen. Aber nur ganz abstrakt. Denn das, worum es in dem Album geht, sind Fluchtbewegungen, die wir kennen. Die haben mehr etwas damit zu tun, dass einem alles aus dem Hals raushngt und man in der Kneipe versackt oder Musik, oder was man sich zurecht gestrickt hat, nutzt, um dem Druck von auen Stand zu halten oder auszuweichen.


pf: Ihr habt einmal diese Flucht als Ende und einmal, nmlich in dem Stck Wo soll ich hingehen, als Anfang beschrieben.


Frank Spilker: Ich finde das ganz interessant, dass du das so siehst. Das stimmt absolut. Das ist im Grunde so eine Aufbruchssituation, wo man erst mal einfach nur wei, dass man sich bewegen muss, dass man da, wo man ist, nicht bleiben kann. Aus was fr Grnden auch immer. Fr mich ist das ja ein sehr jugendlicher Song, der ist eigentlich gar nicht altersgem. Finde ich jedenfalls, wenn ich mich da selbst hre. Denn die Fragen, die darin gestellt werden  Wo soll ich hingehen?   das sollt man mit  beinahe 50 doch irgendwann mal wissen.



	[image: ]
	Leg Dich dazu! Betrunken in der ffentlichkeit kann auch mit 50 noch stilvoll sein
	Ian Sane  (CC BY-NC-ND 2.0)


pf: Aber ob man in dem Alter unterm Tresen liegen und Leg dich dazu! zu singen sollte (wie im Lied Flucht in die Flucht) ...


Frank Spilker: Das ist auch eine Situation, ber die man besser sprechen kann, wenn man das schon ein paar Mal gebt hat. Ich stelle mir bei dem Lied immer vor, ich bin 17 und muss mit der Welt, wie sie ist, klarkommen. Und das finde ich als Gedankenspiel schon mal sehr gut, weil man sich da nicht so pragmatisch verorten muss. Da gehts nur darum: Was ist mir eigentlich wichtig.


pf: Fr mich ist das Lied Wo soll ich hingehen? sehr passend fr die Situation der Flchtlinge gerade.


Frank Spilker: Da msste ich den Text nochmal fr mich durchgehen. Denn da gibt es ja zwei Stimmen. Wir haben in der Produktion noch eine zweite Stimme erfunden, nmlich die der Aliens, die Standardstze sagen wie Rei dich mal zusammen!, Stell dich nicht so an!, also was man immer so hrt als Heranwachsender. Vielleicht stelle ich mich deshalb da so jung vor. Das ist ja das Problematische bei den vielen globalen Kriegen, die da stattfinden, berhaupt noch zu hren, wessen Stimme ist denn jetzt eigentlich noch urschlich dafr verantwortlich, dass diese Krisenregionen entstehen, aus denen die Leute flchten. Das ist ja alles sehr schwer nachvollziehbar.


pf: Ich lese den Song eher so: Wo kann ich eigentlich hingehen, um frei zu sein? Und dann auch diese Wartesituation. Wann passiert eigentlich was? Die Flchtlinge sitzen hier ber Monate in diesen Gemeinschaftsunterknften zusammengepfercht. Und Wann? Wann? Wann? muss ihnen doch unter den Ngeln brennen.


Frank Spilker: Das stimmt. Ich glaube, das ist immer das Geheimnis von einem guten Song, dass er mehr erzhlt als nur die eine Geschichte, die man gemeint hat oder sich als Autor entlang gehangelt hat. Ich habe von allen erfolgreichen Songs, die wir hatten, so viele verschiedene Versionen gehrt. Das stimmt dann immer. Das Warten, das Auf-der-Stelle-Treten, dieses Wann hrt das endlich auf?. Ich bin  jetzt nochmal zurck zu den Jugendlichen  15 Jahre zur Schule gegangen, aber jetzt ist immer noch nichts mit Freiheit. Das gleiche Gefhl kann einen natrlich auch in dieser Fluchtsituation und anderen Situationen, in denen man weitergereicht wird, von einem Warteposten zum anderen. Da kann das Lied auch passen, logisch.


Das Gesprch fhrte Lena Kreck.
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